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Gudrun Sailer
Monsignorina
Die deutsche Jüdin Hermine Speier im Vatikan
2015, 382 Seiten, geb. 19,80 d ISBN 978-3-402-13079-7

Sie ist eine der ersten weiblichen Angestellten im Vatikan überhaupt, sie ist Deutsche, und 
sie ist Jüdin: Hermine Speier (1898–1989), eine promovierte Archäologin aus Frankfurt am 
Main. Nach dem Studium in Heidelberg, wo sie mit dem Kreis um Stefan George in Berüh-
rung kommt, geht sie nach Königsberg und 1928 nach Rom ans Deutsche Archäologische Ins-
titut. 1934, ein Jahr nach der Machtergreifung Hitlers, verliert sie dort bereits ihre Stelle. Noch 
im selben Jahr tritt sie als Fotothekarin in den Dienst des Vatikans. Drei Päpste, ein regieren-
der und zwei zukünftige, schützen die deutsche Jüdin vor Verfolgung der kommenden Jahre.
In dieser entscheidenden Zeit ist Hermine Speier mit einem italienischen Nationalhelden 
verlobt: General Umberto Nobile, Luftschiff-Konstrukteur und Nordpolerforscher. Als seine 
jüdische Freundin vor dem Besuch Adolf Hitlers in Rom 1938 in „Schutzhaft“ gerät, kann er 
sie nach einem Tag befreien. 1939 tritt Hermine zum Katholizismus über, Pius XII. schickt 
ein Glückwunschtelegramm. Nobile ist Taufpate, aber heiraten wird er sie später nicht.  Als 
der Krieg vorüber ist, bleibt Hermine Speier den Päpsten als Arbeitgeber treu bis zu ihrer 
Pensionierung.
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gende Themenheft unserer sozialethi-
schen Zeitschrift nicht ausreichen, um 
alle Facetten dieses komplexen Themas 
zu beleuchten.

Die fünf Hauptbeiträge dieses Heftes 
informieren aus unterschiedlichen Per-
spektiven über Grundlagen, Vor- und 
Nachteile wie über mögliche Verände-
rungen des spezifi sch deutschen Kir-
chensteuermodells.

Der Paderborner Kirchenrecht-
ler Rüdiger Althaus gibt einen Über-
blick über die Vorgaben des kirchli-
chen Gesetzbuchs sowie einschlägiger 
diözesaner Vorschriften zur Regelung 
der kirchlichen Finanzverwaltung. Da 
geht es u. a. um die Berechtigung und 
Zweckbindung von Kirchenbesitz, das 
Verhältnis verschiedener Entschei-
dungsebenen zueinander, das Erfor-
dernis der Transparenz und die Rege-
lung der Aufsicht.

Thomas Jaschke, Manager der Ber-
telsmann Gruppe, konkretisiert die An-
forderungen an Finanzaufsicht und 
Kontrolle mit Blick auf die heute all-
gemein üblichen Standards einer gu-
ten Unternehmensführung. 

Ulrich Wenner, Richter am Bun-
dessozialgericht in Kassel, erklärt die 
komplexen staatskirchenrechtlichen 
Grundlagen des deutschen Kirchen-
steuersystems und der so heftig um-
strittenen Staatsleistungen an die Kir-
chen. Kritisch geht er auf den fi nan-
ziellen Sonderstatus der sogenannten 
„Bischöfl ichen Stühle“ ein. Mit Über-
legungen zu einer möglichen Neuord-
nung der Finanzbeziehungen zwischen 
Staat und Kirchen, stellt er erneut die 
alte Frage, was denn „des Kaisers“ und 
was „Gottes“ ist.

Joachim Wiemeyer, Bochumer Wirt-
schafts- und Sozialethiker kritisiert die 
Konzentration von ökonomischer Ent-

scheidungsmacht bei den Diözesen. Ne-
ben einer vorbehaltlosen Offenheit und 
mehr Mitbestimmung der Basis mahnt 
er die Verwendung der Mittel im Dienst 
der Armen an.

Der Freiburger Pastoraltheologe 
Bernhard Spielberg schließlich erläu-
tert die ambivalenten Folgen des re-
lativen Reichtums der deutschen Kir-
che für die Pastoral. Er zeigt alternati-
ve Wege auf zu einer missionarischen 
und freigebigen Kirche, in der die Kir-
chenmitglieder wieder zu aktiven Teil-
habern werden.

Ist also eine Kirche wie in den USA, 
die sich allein aus Spenden fi nanziert 
(die auch reichlich fl ießen), das Modell 
der Zukunft? Das beherrschende The-
ma dort ist: „Money“. Denn eine Pas-
toral, die sich „am Markt“ behaupten 
muss, gerät auch schnell in Abhän-
gigkeit von Spendern und Sponsoren. 

Grundsätzlich gilt: Auf jedem Ei-
gentum und Besitz liegt eine soziale 
Hypothek (Johannes Paul II.), und 
kirchliche Güterverwaltung muss sich 
daran messen lassen, inwieweit sie die-
se sozialethische Maxime auch für ihr 
eigenes kirchliches Handeln in An-
spruch nimmt. Insofern müssten die 
allseits geforderte Offenlegung kirch-
licher Finanzen und die Veröffent-
lichung kirchlicher Haushaltspläne 
niemanden schrecken. Im Gegenteil! 
Könnte es nicht sein, dass die Offen-
legung kirchlicher Bücher nicht nur 
den Verdacht unzulässiger Besitzan-
häufung widerlegt, sondern auch ei-
ne Kultur der Großzügigkeit, der Frei-
gebigkeit und des Verzichts offenbart, 
die auch säkularen Kräften Respekt ab-
nötigt und in unserer materialistischen 
Gesellschaft Schule macht? 

„Über Geld spricht 
man nicht. Man 

hat es.“ Jene vornehme 
Zurückhaltung, die in 
wohlsituierten Kreisen 
zweifellos zum guten 
Ton gehört, galt lange 
Zeit auch in der Kirche. 
Nicht, dass man etwas zu 
vertuschen oder zu ver-
schleiern gehabt hätte. 
Der Kirche als morali-

scher Instanz wurde lange Zeit eine 
über alle Zweifel erhabene Glaubwür-
digkeit und Integrität zuerkannt, auch 
hinsichtlich ihrer Einkünfte wie Aus-
gaben. Das hat sich allerdings in Zei-
ten des Primats absoluter Transparenz 
öffentlicher Haushalte, vom „gläser-
nen Abgeordneten“ bis zur investiga-
tiv befeuerten Jagd auf Steuersünder 
und dem kollektiven Misstrauen ge-
gen jede öffentliche Institution, nach-
haltig in sein Gegenteil verkehrt. Vor-
gänge wie die sprichwörtlich gewor-
denen „Limburger Verhältnisse“ oder 
undurchsichtige Geschäftsmodelle et-
wa der Vatikan-Bank haben nicht ge-
rade zum Vertrauen in das Finanzgeba-
ren der Kirche beigetragen, und im Zu-
ge schwindender kirchlicher Bindung 
werden zunehmend auch konkordatär 
verankerte Staatsleistungen oder die 
fi nanzielle Kompensation kirchlich er-
brachter Leistungen, etwa im sozial-
caritativen Kontext oder im Bildungs-
bereich, in Frage gestellt. Von der Kri-
tik am Kirchensteuersystem ganz zu 
schweigen.

Da ist die mit dem Pontifi kat Papst 
Franziskus’ eingeleitete Neuausrich-
tung einer „armen Kirche für die Ar-
men“ Wasser auf den Mühlen all de-
rer, die die schon lange beargwöhnte 
gesellschaftliche Großmacht der Kirche 
beschneiden und ihre (vermeintlichen 
oder wirklichen) Privilegien abschaffen 
wollen, auch und gerade in fi nanziel-
ler Hinsicht. Da dürfte auch das vorlie-

Reden wir vom Geld  

Peter Klasvogt
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Zur Ausübung ihrer Religion be-
nötigen Kirchen und Religions-

gemeinschaften ökonomische Ressour-
cen. Finanzielle Mittel werden nicht 
nur für den Unterhalt von Gebäuden 
gebraucht, in denen die Versammlun-
gen und Gottesdienste abgehalten wer-
den. Es geht auch um die Finanzierung 
der hauptamtliche Mitarbeiter und der 
verschiedenartigen sozialen Aktivitä-
ten. So sind die Kirchen und Religi-
onsgemeinschaften vielfach auf den 
Gebieten Bildung, Kultur und Sozia-
les tätig. Nicht zuletzt sei auch auf ihr 
weltweites Engagement verwiesen, das 
u. a. in der Existenz zahlreicher Hilfs-
werke zum Ausdruck kommt. Grund-
sätzlich gibt es verschiedene Finan-
zierungsquellen, die sich miteinander 
kombinieren lassen. In Frage kommen 
freiwillige Spenden der Gläubigen, Zu-

Das deutsche Kirchensteuersystem sichert den Kirchen eine stabile fi nanzielle Basis. 
Hinzu kommen staatliche Zuwendungen, Erträge aus eigenem Vermögen und Spen-
den. Im Folgenden werden die verschiedenen Einnahmequellen, die Vermehrung und 
die Anlage von Kirchenvermögen, aber auch die Bewertung und Verwendung der 
vorhandenen Ressourcen sozialethisch hinterfragt. Als problematisch erweisen sich 
dabei eine übertriebene Akkumulation ökonomischer Mittel sowie die Intransparenz 
diözesaner Finanzverwaltung. Eine erhebliche Machtverschiebung könnte hier durch 
die Rückverlagerung der Kirchensteuer auf die Pfarrgemeinden erreicht werden. Zu-
mindest sollte aber die Mitbestimmung der Basis über die Verwendung der Gelder 
gestärkt werden. Aktuelle Herausforderungen bestehen darin, möglichst viele Mit-
tel im Dienste der materiell Armen zu verwenden und bei Vermögensanlagen nach 
strengen ethischen Kriterien zu verfahren.

schüsse aus dem Staatshaushalt, Er-
träge aus kirchlichem Vermögen, Kir-
chensteuern als Pfl ichtabgaben der 
Gläubigen, Überweisungen aus dem 
Ausland. Die jeweilige Art der Finan-
zierung einer Religionsgemeinschaf-
ten hängt vom Umfang ihrer Aktivi-
täten ab, aber auch von der jeweiligen 
sozio-ökonomischen Entwicklung ei-
nes Landes, der historisch gewachse-
nen Beziehung zwischen Religion und 

Politik bzw. vom Verhältnis zwischen 
Staat und Kirche. Deshalb fi ndet man 
in der katholischen Kirche weltweit ei-
ne Vielzahl von Finanzierungssyste-
men, die je nach Land ausgestaltet sind. 
Fragen der Kirchenfi nanzierung haben 
eine kirchenrechtliche, eine staatskir-
chenrechtliche und eine pastorale Di-
mension, die in weiteren Beiträgen die-
ses Heftes aufgegriffen werden.

  Für mehr Transparenz und Mit bestimmung 
bei den  Kirchenfi nanzen
Sozialethische Überlegungen zu Einnahmen, Ausgaben und Vermögen 
der katholischen Kirche

Kirchensteuer in Deutschland und 
in anderen europäischen Ländern

Zentrale Finanzquelle in Deutschland 
ist die Kirchensteuer (2014: 5,68 Mrd. 
Euro), die im 19. Jahrhundert vom Staat 
gegen den Willen der Kirchen einge-
führt wurde. Die Kirchen lehnten sol-

che Steuern zunächst ab, weil sich der 
Staat dadurch seiner Verpfl ichtung ent-
zog, die aus der Enteignung der Kir-
chengüter im Gefolge der Säkularisa-
tion 1803 resultierende Kirchenfi nan-

Joachim Wiemeyer
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zierung zu übernehmen. Darüber 
hinaus sprach sich die katholische Kir-
che auch aus internen Überlegungen 
gegen diese Form der Mittelerzielung 
aus: Durch die Erhebung der Kirchen-
steuer durfte der Klerus nicht mehr al-
lein über die Mittel verfügen, sondern 
die Laien (Kirchenvorstände) bekamen 
in dieser Hinsicht ein Mitspracherecht. 
Der Staat zeigte sich aber bereit, für 
die Kirchen den Einzug der Kirchen-
steuer gegen ein Entgelt zu überneh-
men und rechnet die Kirchensteuer als 
Spende steuerabzugsfähig (wie Mit-
gliedsbeiträge an andere gemeinnüt-
zige Organisationen wie Gewerkschaf-
ten, Parteien) an.

Während in Deutschland nur na-
türliche Personen, die der Kirche ange-
hören, Kirchensteuer entrichten müs-
sen, zahlen in den meisten Schweizer 
Kantonen auch Unternehmen Kirchen-
steuer, was dort damit begründet wird, 
dass Kirchen auch allgemeine gesell-
schaftliche Aufgaben erfüllen. Unter-
nehmenskirchensteuern kommen den 

Kirchen nach ihrem Anteil an der Be-
völkerung zugute. Diese Form der Kir-
chenfi nanzierung wurde in jüngerer 
Zeit noch in Volksabstimmungen be-
stätigt. In Österreich muss die Kirche 
selbst den Kirchenbeitrag einziehen, 
was einen Verwaltungsaufwand von 
10–15 % der Einnahmen (im Gegensatz 
zu 3 % in Deutschland) bedeutet. Diese 
Form der Kirchenfi nanzierung wurde 
in Österreich nach 1938 von den Natio-
nalsozialisten eingeführt (Rees 2015), 
um die katholische Kirche fi nanziell 
zu schwächen.

In Italien existiert ein System der 
Kirchenfi nanzierung mit Hilfe des 
Staates, in der alle Bürger 0,8 % ihres 
Einkommens für kulturelle, soziale oder 
religiöse Zwecke verwenden müssen. 
Durch Ankreuzen auf ihrer Steuererklä-

 Eine Mithilfe des 
Staates bei der 
Kirchenfi nanzierung 
gibt es nicht nur in 
Deutschland

rung können die Bürger dort entschei-
den, ob sie die Mittel ihrer Kirche zu-
kommen lassen oder eher gemeinnüt-
zige Zwecke (z. B. Rotes Kreuz) fördern 
wollen. Damit können sich Kirchenmit-
glieder der Kirchenfi nanzierung entzie-

hen, wenn es der Kirche nicht gelingt, 
ausreichend für die eigenen Bedürfnis-
se zu werben. Im italienischen System 
ist das Aufkommen deutlich niedriger 
als in Deutschland, weil der Steuersatz 
dort geringer ist.

Vorteile des deutschen Kirchensteuersystems

Vorteil eines Kirchensteuersystems ist 
ein breites Mittelaufkommen, das den 
Kirchen stabile und gut bezahlte Be-
schäftigungsverhältnisse und eine Sta-
bilität kirchlicher Einrichtungen ein-
schließlich des Gebäudeunterhalts er-
möglicht. Durch ihre Anbindung an 
die Einkommenssteuer werden die Kir-
chenmitglieder nach ihrer wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit erfasst. Die 
Kirchen haben die Freiheit den Hebe-
satz selbst zu bestimmen. In Bayern 
und in Baden-Württemberg beträgt der 
Zuschlag auf die Einkommenssteuer 
8 %, in den übrigen Bundesländern 9 %. 
So können auch eigene Akzente ge-
setzt werden, etwa bei der steuerlichen 
Behandlung von Kindern. Von diesen 
Möglichkeiten wird jedoch wenig Ge-
brauch gemacht. Spitzenverdiener ha-
ben die Möglichkeit auf Antrag ihren 
Höchstbeitrag zu kappen.1 Während 
Kirchensteuerzahler im Durchschnitt 
2–3 % ihres Einkommens für die Kir-
chenfi nanzierung aufwenden, geben in 
strengen evangelikalen-freikirchlichen 
Gemeinden, die spendenfi nanziert sind, 
die Gemeindemitglieder 10 % ihres Ein-
kommens ab. Ein auf Spenden basiertes 
System der Kirchenfi nanzierung könn-
te zwar die Pfarrgemeinden veranlas-
sen, sich intensiv um Gemeindemitglie-
der zu kümmern. Es hat aber die Kon-
sequenz, dass – je nach ökonomischer 
Lage oder Spendenbereitschaft der Ge-
meindemitglieder – die Einkommens-
lage von Pfarreien höchst unterschied-
lich ist. Es gibt katholische Diözesen 
in Lateinamerika, in denen der ärmste 
Pfarrer nur 10 % des Einkommens des 
wohlhabendsten Pfarrers erhält, weil 
die Finanzkraft der Gemeinden so un-
terschiedlich ist und ein fi nanzieller 

Ausgleich auf Diözesanebene nicht er-
folgt. Weiterhin kann es eine Abhän-
gigkeit von Großspendern geben, so 
dass nur bestimmte kirchliche Aktivi-
täten gefördert werden bzw. missliebi-
ges gesellschaftliches Engagement der 
Kirchen durch Spendenentzug unter-
bunden werden soll. 

Das Spendenaufkommen kann je 
nach wirtschaftlicher oder kirchenpo-
litischer Lage relativ starken Schwan-
kungen unterliegen. Die Einkommens- 
und Beschäftigungssituation kirchli-
cher Mitarbeiter ist dann nur wenig 
gesichert. Weltkirchliche Entwicklun-
gen auf die die einzelne Pfarrei keinen 
Einfl uss hat, können sich trotzdem in 
ihrer Finanzlange und bei ihren Be-
schäftigten niederschlagen. So haben 
z. B. in den USA nach den wirtschafts-
kritischen Äußerungen von Papst Fran-
ziskus Millionäre eine Kürzung ihrer 
Spenden angekündigt. 

Nach 1990 wurde für die neuen 
Bundesländer – auch in Anerkennung 
des christlichen Beitrags für die fried-
liche Revolution – neue Staatsfi nan-
zierungen vereinbart. In ostdeutschen 
Diözesen (Beispiel Magdeburg) beträgt 
der Staatsanteil 18,5 %, die Hilfe west-
deutscher Bistümer 33 % am Gesam-
tetat. In nordrhein-westfälischen Diö-
zesen (Köln) liegt der Staatsanteil bei 
0,3 %.

Neue und sehr großzügige Formen 
der Staatsfi nanzierung wurden in 
Deutschland in den letzten Jahren für 
die jüdischen Gemeinden eingeführt.

1 Probleme des deutschen Kirchensteuer-
systems werden in diesem Heft in dem Bei-
trag von Ulrich Wenner thematisiert.
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von Bistümern, Pfarreien und anderen 
kirchlichen Einrichtungen, Rücklagen 
zu stärken und vermehrt Stiftungen zu 
bilden und die auch mit Kirchensteu-
ermitteln auszustatten. Dabei wird auf 
die zurückgehende Zahl der Kirchen-
mitglieder hingewiesen. Die Erzdiözese 
Köln hat im Februar 2015 ihr Vermö-
gen offengelegt. Allein das Diözesan-
vermögen (ohne Pfarreien) beläuft sich 
schon auf 3,4 Mrd. Euro.

Diese Kapitalbildung ist aber nicht 
unproblematisch, nicht nur wegen der 
bereits erwähnten Herausforderung ei-
ner ethisch verantwortungsvollen Ver-
mögensverwendung: Eine lebendige 

Gemeinde sollte sich zu jeder Zeit aus 
dem aktuellen Einkommen der Ge-
meindemitglieder fi nanzieren. Deshalb 
ist es verfehlt, Überschüsse aus Kir-
chensteuermitteln zu bilden und diese 
in Stiftungen zu „verstecken“. Es ist 
Ausdruck eines übertriebenen und da-
mit unbiblischen Sicherheitsdenkens, 
das im Kontrast zur dynamischen Ver-
kündigung des Reiches Gottes steht. 
Große Kirchenvermögen führen zu 
weiteren Schwierigkeiten im gesell-
schaftlichen Engagement der Kirche: 
Nach der Finanzkrise hatte die angli-
kanische Kirche in Großbritannien Pro-
bleme eine ökumenische Kritik an den 
Exzessen der Finanzwirtschaft zu un-
terstützen, da sie sich selbst erheblich 
aus Vermögensanlagen z. B. in Hedge-
fonds fi nanziert.

Die wesentlichen Ausgaben der 
Kirche sollten zu jedem Zeitraum aus 
den jeweiligen Einnahmen erfolgen 
und kirchliche Strukturen sind sin-
kenden Einnahmen anzupassen. Eine 
Rücklagenbildung für die Alterssiche-
rung von Priestern sowie für die zu-

 Eine lebendige Gemeinde 
sollte sich zu jeder Zeit aus 
dem aktuellen Einkommen 
der Gemeindemitglieder 
fi nanzieren

Unterstützung von Schulen und Caritas ist 
keine Staatsfi nanzierung

Von großer Bedeutung ist die Frage, ob 
die Staatsbürger eines Landes nicht nur 
die staatlichen Einrichtungen (Schulen, 
Krankenhäuser, Kindergärten) nutzen 
können, sondern im Sinne der Plurali-
tät auch Einrichtungen freier gemein-
nütziger Träger oder privater Anbie-
ter.2 Ist dies der Fall, haben die ent-
sprechenden Einrichtungen Anspruch 
auf staatliche Unterstützung, so wie 
alle Sozialversicherten und Empfänger 
staatlicher Sozialleistungen den glei-
chen Anspruch auf Versicherungsleis-
tungen bzw. auf staatliche Unterstüt-
zung haben. Gelder, die der Staat direkt 
an kirchliche Krankenhäuser, Schu-
len, Kindergärten etc. zahlt, können 
daher nicht als Kirchenfi nanzierung 
durch den Staat verstanden werden, 
weil die Einrichtungen öffentliche Auf-
gaben übernehmen und dadurch den 
Staat bei der Sorge um das Gemeinwohl 

entlasten. Lediglich aus Gründen der 
bürokratischen Entlastung fl ießen die 
Mittel direkt an die freien Träger und 
nicht an die Nachfrager der angebote-
nen Leistungen. Dass es sich nicht um 
eine spezielle Art der Kirchenfi nanzie-
rung handelt, ist zudem daran erkenn-
bar, dass auch Privatschulen anderer 
Träger und nichtkonfessionelle Wohl-
fahrtsverbände mit teilweise besseren 
Konditionen unterstützt werden. Kirch-
liche Entwicklungsorganisationen ge-
hören zu den mehr als 100 Nicht-Re-
gierungs-Organisationen, die Zuschüs-
se aus Steuermitteln erhalten. Es ist 
übrigens darauf hinzuweisen, dass die 
die Kirchen aus Kirchensteuern, durch 
Mobilisierung von Spenden und ehren-
amtliches Engagement erhebliche Res-
sourcen in Kindergärten, Schulen und 
Caritas-Einrichtungen einbringen und 
somit öffentliche Haushalte entlasten.

Problematische Vermögensakkumulation

Die Finanzierung aus der Verzinsung 
von Vermögen war die traditionelle 
Form der Kirchenfi nanzierung über 
lange Jahrhunderte der Kirchenge-
schichte. Entgegen dem kanonischen 
Zinsverbot, dass nur auf Geldanlagen 
angewandt und auch dort nicht häufi g 
eingehalten wurde, erschien die Ver-
zinsung aus Bodenbesitz (Landrente) 
als unproblematisch. Das Kirchenrecht 
sah ein Veräußerungsverbot von kirch-
lichem Besitz vor, damit Kleriker nicht 
ihre Familienangehörigen (einschließ-
lich möglicher illegitimer Kinder) be-
günstigen. In einigen historischen Pe-
rioden und einigen Ländern war es aber 
zu einer solchen Anhäufung von Be-
sitz gekommen, dass der Reichtum und 
Luxus von Bischöfen, Klerus und Klös-
tern im scharfen Kontrast zur Mehrheit 
der Bevölkerung stand. Dies hatte dem 
Zeugnis und der Glaubwürdigkeit der 
Kirche häufi g geschadet. Dagegen sind 
innerkirchliche Protest- und Reform-

bewegungen (z. B. Bettelorden wie die 
der Franziskaner) entstanden.

Ein großes Kirchenvermögen führt 
dazu, dass kirchliche Einrichtungen in 
viele ökonomische Bereiche, z. B. als 
Wohnungsvermieter, Landbesitzer, Un-
ternehmer (vgl. etwa WELTBILD) und 
Kapitalanleger involviert sind, so dass 
es zu vielfältigen Konfl ikten zwischen 
Renditeinteressen und sozialethischen 
oder pastoralen Zielsetzungen kommen 
kann. Daher ist es historisch in einer 
Vielzahl von Ländern zu Enteignun-
gen von Kirchenvermögen gekommen, 
die sich im Nachhinein teilweise für 
die Pastoral als hilfreich erwiesen ha-
ben. Auch in der Gegenwart gibt es 
in Deutschland lokale Konstellationen, 
in denen die Kirche als größter Ar-
beitgeber (z. B. durch die Beschäftig-
ten eines katholischen Krankenhauses) 
und größter Grundbesitzer im Ort ei-
ne wirtschaftliche Machtposition inne-
hat. Es gibt gegenwärtig das Bestreben 

2 Dies wird von Kritikern wie Karsten 
Frerk falsch gesehen.
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sätzliche Alterssicherung von kirchli-
chen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern ist sinnvoll. Wenn in Deutschland 
jedoch die Rücklagenbildung mit der 
zurückgehenden Zahl der Kirchenmit-
glieder begründet wird, ist dies nicht 
ganz stichhaltig: Es ist dabei zu be-
achten, dass in Zukunft auch Rentner 
zunehmend steuerpfl ichtig werden, so 
dass auch der Eintritt geburtenstarker 
Jahrgänge in den Ruhestand nicht zu 
einem drastischen Einbruch der Kir-
chensteuereinahmen führen wird. Bei 
der kirchlichen Finanzplanung wird 
sehr konservativ vorgegangen, so dass 
viele Diözesanhaushalte am Jahresen-
de mit erheblichen Überschüssen ab-
schließen, die dann in Rücklagen ein-
gestellt werden. Viele „normale“ Kir-
chensteuerzahler können nicht für alle 
Eventualitäten (Alterssicherung, Repa-
raturen) so vorsorgen, wie dies Diöze-
sen tun. Die hohe Rücklagenbildung in 
der deutschen Kirche könnte auch Aus-
druck einer gewisser pastoralen Ratlo-
sigkeit sein, dass man nicht weiß, wo 
man sinnvoll in die Zukunft investie-
ren kann. 

Eine zu hohe Rücklagenbildung für 
eine Konstellation in der möglicher-
weise die Kirchensteuer abgeschafft 
wird, könnte genau die Abschaffung 
selbst herbeiführen: Werden nämlich 

kirchliche Vermögenseinnahmen allzu 
hoch, kann eine innerkirchlich oder ge-
sellschaftlich erzwungene Transparenz 
genau dies aufdecken und den Weg zur 
Abschaffung der Kirchensteuer bah-
nen. Auch verleiten hohe Rücklagen 
zu einem unsachgemäßen Umgang mit 
kirchlichen Mitteln.

Sollte die deutsche Kirche ange-
sichts der Forderung von Papst Fran-
ziskus nach einer „armen Kirche für die 
Armen“ freiwillig von sich aus auf Kir-
chensteuern verzichten oder den Kir-

 Allzu hohe Rücklagen 
könnten in Zukunft 
ein Argument für 
die Abschaffung der 
Kirchensteuer sein

chensteuersatz drastisch senken? Da 
die Kirche eine Vielzahl von rechtlichen 
Verpfl ichtungen (z. B. gegenüber Be-
schäftigten) eingegangen ist, erscheint 
dies kein gangbarer Weg. Da die recht-
lichen Verpfl ichtungen zudem nicht 
gegenüber den Ärmsten in Deutschland 
wie gegenüber der Weltkirche bestehen, 
würde ein Einnahmeverzicht zumin-
dest mittelfristig zunächst die Ärms-
ten im In- und Ausland treffen und 
den päpstlichen Zielsetzungen wider-
sprechen. Die Frage der Kirchensteuer 
ist auch im ökumenischen Kontext zu 
sehen, weil sie auch die Evangelische 
Kirche betrifft. Es gibt für dauerhaf-
te Institutionen in einer Gesellschaft, 
z. B. für die Sozialversicherungssyste-
me, eine Pfadabhängigkeit. Dies bedeu-
tet, dass grundlegende Systemwech-
sel kaum vorgenommen werden, weil 
Menschen Vertrauen in Institutionen 
aufgebaut haben und Systemwech-
sel nur zu hohen Anpassungskosten 
möglich sind. Die Vorteile des deut-
schen Kirchensteuersystems kommen 
auch darin zum Ausdruck, dass für 
muslimische Gemeinden in Deutsch-
land ein analoges Finanzierungsmodell 
(statt einer Auslandsfi nanzierung) ge-
fordert wird. 

Wenn man für Deutschland auf ab-
sehbare Zeit von einem Kirchensteuer-
system ausgeht, das einen wesentlichen 
Teil der Kirchenfi nanzierung ausmacht, 
dann stellen sich drei Herausforderun-
gen:
• Sollen die Mittel weiterhin den Diö-

zesen zufl ießen oder wie im ur-
sprünglichen deutschen Konzept 
(bis 1950) und in der Schweiz den 
Pfarrgemeinden?

• Wer soll über die Mittelverwendung 
entscheiden?

• Wie transparent sind Einnahmen, 
Ausgaben und Vermögen der Kir-
che?

Zurück zu den Ursprüngen?

Bis 1950 fl oss die Kirchensteuer den 
Pfarreien zu. Den Bischöfen gelang es, 

mit Solidaritäts- bzw. Gerechtigkeits-
argumenten die diözesane Kirchensteu-
er durchzusetzen. Denn in der Nach-
kriegszeit bestanden durch zerstörte 
Kirchen und Heimatvertriebene, die in 
Gegenden kamen, die konfessionell an-
ders dominiert waren, enorme pasto-
rale Herausforderungen. Da Pfarreien, 
deren Gebäude den Krieg unbeschadet 
überstanden hatten, nicht zu einer aus-
reichenden Solidarität mit Nach-
barpfarreien, die schwere Kriegszerstö-
rungen erlebt hatten, bereit waren und 
da erhebliche Mittel zum Aufbau von 
Seelsorgeräumen für die weitgehend 
einkommens- und vermögenslosen 
Heimatvertriebenen erforderlich wa-
ren, konnten die Diözesen eine gerech-
tere Mittelverteilung gewährleisten.

Die zentrale Finanzverteilung er-
möglichte den Aufbau und Unterhalt 
einer großen Anzahl diözesaner und 
überdiözesaner Einrichtungen, die 
Unterstützung katholischer Verbän-
de, die nun hauptamtliche Mitarbei-
ter beschäftigen konnten, sowie die 
Errichtung von Hilfswerken für Aus-
landshilfen. Außerdem konnten gro-
ße administrative Einheiten (Ordina-
riate) aufgebaut und eine großzügige 
Kategorialseelsorge (Hochschul-, Aus-
ländergemeinden, Krankenhausseel-
sorge) fi nanziert werden. Im katholi-
schen Raum stieg damit die Macht der 
Diözesanbischöfe erheblich, weil von 
bischöfl ichen Finanzzuweisungen alle 
kirchlichen Einrichtungen (Pfarreien, 
Verbände, Caritas) abhingen. 

Zwar konnten die Bischöfe bzw. die 
Ordinariate nicht allein über die Mit-
tel entscheiden. In den Diözesen gibt 
es gewählte Diözesankirchensteuerräte, 
die indirekt über die Kirchenvorstän-
de der Pfarreien, dann über Wahlgre-
mien der Dekanate bestimmt werden. 
Es stellte sich aber die Frage, wieweit 

 Die Einführung der 
diözesanen Kirchensteuer 
brachte den Bischöfen 
einen erheblichen 
Machtzuwachs
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und wie detailliert diese über die Fi-
nanzsituation informiert wurden bzw. 
dies selbstbewusst einforderten. Eine 
der Forderungen der Würzburger Sy-
node lautete: „Ein weiteres Postulat 
richtet sich schließlich auf eine stär-
kere Mitentscheidungsbefugnis der 
Kirchensteuerzahler bei der Verwen-
dung der Kirchensteuer: Wenn schon 
das Geld zum allergrößten Teil von ih-
nen kommt, so wollen sie auch mitbe-
raten und mitbeschließen können, für 
welche Aufgaben und Werke die Kir-
chensteuermittel im Einzelnen einge-
setzt werden.“3 Wie andere Initiativen 
der Würzburger Synode wurde diese 
in einer Reihe von Diözesen nur un-
zureichend in den letzten 40 Jahren 
umgesetzt.

So mussten Laienvertreter vielfach 
um Informationsrechte kämpfen, etwa 
um von den Ordinariaten einen detail-
lierten Stellenplan einschließlich der 
Besoldungsgruppen zu erhalten. Die 
gewählten Vertreter im Kirchensteu-
errat hatten keinen oder nur begrenz-
ten Einblick in die Haushalts- und Ver-
mögenslage einer Vielzahl gesonderter 
Rechtsträger (wie bischöfl icher Stuhl, 
Domkapitel, Stiftungen, Priestersemi-
nare), obwohl sie vielfach durch Zu-
schüsse mit dem Diözesanhaushalt ver-
bunden waren. In manchen Diözesen 
sind Geheimhaltung und Intransparenz 
selbst innerhalb des Klerus so groß, 
dass die Höhe der Besoldung von Bi-
schöfen, Weihbischöfen, Domkapiteln 
nicht im Amtsblatt oder Haushaltsplan 
veröffentlicht wurde (vgl. aber Erzbis-
tum Freiburg) und selbst Mitglieder von 
Domkapiteln wenig über die Finanzla-
ge ihrer Diözese wussten. Diese Intrans-
parenz stellt ein erhebliches Machtpo-
tential der Diözesanbischöfe bzw. ihrer 
Vertrauten (Generalvikar, Finanzdirek-
tor) dar. Sie konnten jahrzehntelang 
über erhebliche Finanzmittel nach ei-
genem Gutdünken entscheiden.

Eine Rückverlagerung der Kirchen-
steuer auf Pfarrgemeinden würde eine 
erhebliche innerkirchliche Machtver-
schiebung bedeuten. Dies könnte als 
Ausdruck einer der christlichen An-

thropologie entsprechenden Gewalten-
teilung in der Kirche angesehen wer-
den, weil dann geistliche Macht (Bi-
schöfe) und fi nanzielle Macht (Laien 
in der Pfarrei) voneinander getrennt 
wären. Ein solches System würde ein 
mehrstufi ges Verteilungsverfahren er-
fordern, weil dann
• erstens zwischen reicheren und är-

meren Pfarreien umverteilt werden 
müsste,

• zweitens Umlagen zur Finanzierung 
diözesaner und überpfarrlicher Auf-
gaben erforderlich wären und

• drittens die Pfarreien bzw. Zusam-
menschlüsse auf Dekanatsebene 
sich stärker an der kategorialen 
Seelsorge (Hochschulgemeinden, 
Krankenhausseelsorge, Ausländer-
seelsorge, Betriebsseelsorge etc.) be-
teiligen müssten. 

Es stellt sich dann die Frage, ob die 
Pfarreien im bisherigen Umfang be-
reit wären, für Aktivitäten außerhalb 
der Territorialpfarrei Mittel bereitzu-
stellen. Kürzungen könnten nicht nur 
bischöfl iche Ordinariate treffen, son-
dern auch bundesdeutsche Aktivitäten 
wie den innerdeutschen diözesanen Fi-
nanzausgleich, der auch 25 Jahre nach 

der deutschen Einheit wesentlich zur 
Finanzierung der Diözesen in den neu-
en Bundesländern beiträgt. Noch stär-
ker könnten weltweite Aktivitäten der 
katholischen Kirche in Deutschland be-
troffen sein, denn für Hilfswerke wie 
Misereor, Adveniat, Renovabis, Mis-
sio etc. könnten sich weitere und teils 
gravierende Mittelkürzungen ergeben.

Da eine Verlagerung der Kirchen-
steuer von den Diözesen auf die Pfarr-
gemeinden mit erheblichen Anpas-
sungs- und Umstellungsproblemen 
verbunden wäre, könnte eine Alterna-
tive darin bestehen, die Kirchensteuer-
räte zu stärken. Da sie indirekt gewählt 
werden, sind die Mitglieder in der Öf-
fentlichkeit der Diözesen unbekannt. 
Von den Sitzungen der Kirchensteuer-
räte erfährt man vorab nicht, sie tagen 
ohne Öffentlichkeit. Über Debatten und 
kontroverse Diskussionen wird nicht 
berichtet, sondern es werden nach den 
Sitzungen lediglich Abschlussberichte 
(häufi g des Generalvikars) veröffent-
licht. Durch ein direktes und transpa-
rentes Wahlverfahren, durch öffent-
liche Tagungen, die auch eine jour-
nalistische Begleitung – auch durch 
kirchenkritische Medien – möglich 
machen würde, könnte mehr Trans-
parenz und Interesse geweckt wer-
den. Die veröffentlichten Haushalts-
pläne könnten sich an den Standards 
kommunaler Haushaltspläne sowie den 
Haushaltsplänen innerhalb der evan-
gelischen Kirche orientieren.

3 Würzburger Synode, Arbeitspapier „Kirche-Staat-Gesellschaft“, S. 212 (2. Teil Ar-
beitspapiere).

„Arme Kirche für die Armen“ als Herausforderung

Die von Papst Franziskus geforderte 
„arme Kirche für die Armen“ hat sich 
besonders hinsichtlich der kirchlichen 
Mittelverwendung zu bewähren. Be-
reits erste Bischofssynoden und Konzi-
lien beschäftigten sich im ersten Jahr-
tausend mit der Verteilung kirchlicher 
Mittel. Dabei wurde eine Mittelverwen-
dung von je ein Viertel für Bischof, 

Klerus, Kirchgebäude und die Armen 
vorgesehen. In der Gegenwart werden 
in der Regel weniger als ein Viertel 
der Mittel für Zwecke der Caritas und 
weltkirchliche Solidarität aufgebracht. 
Bei bestimmten Aktivitäten (z. B. in ka-
tholischen Schulen) ist zu fragen, ob 
sie nicht vorwiegend den Mittel- bis 
Oberschichten zugutekommen. So sind 

 Eine Rückverlagerung 
der Kirchensteuer auf die 
Pfarrgemeinden ist derzeit 
nicht realistisch
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kirchliche Schulen häufi g Gymnasien, 
die nicht in den ärmsten Stadtteilen an-
gesiedelt sind und zudem nicht unbe-
dingt hohe Anteile von Schülern mit 
Migrationshintergrund aufweisen. 
Weitere Aufwendungen im Bildungs-
bereich (Akademien, Erwachsenbil-
dung, Familienbildungsstätten) errei-
chen häufi g auch eher das Bildungs-
bürgertum. In der Gemeindepastoral ist 
zu fragen, ob sich die Schlüsselzuwei-
sungen der Pfarreien allein an der Zahl 
der Gläubigen, der Größe der kirchli-
chen Gebäude etc. bemessen sollten. 
Wäre es nicht sinnvoller, sie an der 
Sozialstruktur einer Pfarrei auszurich-
ten? Dann wäre es ärmeren Pfarrei-
en möglich, eine gezielte Sozialpasto-
ral beispielsweise durch die Beschäfti-

gung von Sozialarbeitern zu betreiben. 
Ein solches Bemessungskriterium böte 
zudem die Chance, dass in kirchlichen 
Kindergärten, die besonders viele Kin-
der mit Migrationshintergrund aufge-
nommen haben, zusätzliche Mitarbei-
terinnen für die Sprachförderung ein-
gestellt werden könnten.

Die Forderung nach einer „Kirche 
für die Armen“ betrifft auch das welt-
kirchliche Engagement. Im Sinne des 
Subsidiaritätsprinzips hat sich auf Dau-
er jede Ortskirche aus eigenen Kräften 
zu fi nanzieren. Es gibt aber Ortskir-
chen, die so arm sind, dass sie noch län-
gere Zeit solidarische Hilfe benötigen, 
so dass hier weiterhin ein starkes welt-
kirchliches Engagement gefordert ist.

terhin könnten von Mitarbeitern der 
Kirche Forderungen nach besserer Be-
zahlung oder von Pfarreien nach hö-
heren Bauausgaben erhoben werden. 
Dies ist zwar ein verständliches Anlie-
gen, kann aber einer Transparenz von 
kirchlichen Finanzen nicht entgegen-
stehen (vgl. Schüller, S. 14 f.).

Eine größere Transparenz wird 
schon lange (Wiemeyer 1999b, S. 565, 
Fabianek/Seiterich 2006) angemahnt. 
Fabianek/Seiterich (S. 235) zitieren 
den Pressesprecher des Bistums Lim-
burg bezüglich der Vermögenslage des 
Bischöfl ichen Stuhls: „Das veröffent-
lichen wir nicht, obwohl das völliger 
Unsinn ist, denn das sind nur ein paar 
Millionen, das spielt keine große Rol-
le.“ Wie sich im Kontext des Neubaus 
des Bischofssitzes durch Bischof Te-
bartz-van-Elst herausgestellt hat, war 
dies eine völlige Irreführung der Öf-
fentlichkeit. 

Einer vollständigen Transparenz von 
kirchlichem Vermögen steht zunächst 
das Hindernis entgegen, dass es ver-
mutlich rund 20 000 katholische Ver-
mögensträger in Deutschland gibt. So 
ist jede einzelne Pfarrei ein eigener 
Rechtsträger. Hinzukommen Bistümer, 
Domkapitel, der Bischöfl iche Stuhl, 
Priesterseminare. Daneben gibt es eine 

Transparenz über das kirchliche Vermögen 

Die solide Finanzlage der meisten Bis-
tümer, die im Gegensatz zu vielen öf-
fentlichen Haushalten der Länder und 
Kommunen steht, hat dazu geführt, dass 
Bundesländern wie Nordrhein-Westfa-
len bei der Bezuschussung Wohlfahrts-
einrichtungen, etwa bei Kindertages-
stätten, zwischen fi nanzstarken und 
fi nanzschwachen Trägern unterschei-

det. Kirchliche Einrichtungen erhalten 
daher weniger Mittel als vergleichba-
re Institutionen beispielsweise der Ar-
beiterwohlfahrt oder des Paritätischer 
Wohlfahrtsverbands. Diözesen scheuen 
sich, ihre Finanzlage vollständig offen-
zulegen, weil sie dann weitere Kürzun-
gen staatlicher Zuschüsse für ihre Ein-
richtungen befürchten müssen. Wei-
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Vielzahl von Stiftungen, die an Bistü-
mer, Pfarreien, caritative Einrichtungen 
etc. angeschlossen sind. Katholische 
Verbände unterhalten Ferienwerke oder 
Bildungsstätten. Weiterhin gibt es auch 
privatrechtliches Vermögen, was etwa 
für caritative Einrichtungen (z. B. in der 

Form einer gGmbH) gilt. Ebenso verfü-
gen einige Ordensgemeinschaften über 
erhebliches Vermögen, z. B. wenn sie 
wie Benediktinerklöster große Wirt-
schaftsbetriebe (z. B. Brauereien und 
Gaststätten) betreiben.

Wenn man versuchen wollte, für 
die einzelnen Rechtsträger eine Bi-
lanz aufzustellen, ergeben sich große 
Bewertungsprobleme. Für Finanzanla-
gen bzw. für vermieteten oder verpach-
teten Haus- und Grundbesitz können 
die erzielten Vermögenserträge heran-
gezogen werden. Andere Vermögens-
werte, z. B. religiöse Kunstgegenstän-
de, könnten zwar bei Veräußerung Er-
löse erzielen, werden aber bewusst von 
Kirchen als Kulturträger dauerhaft im 
Besitz erhalten. Kirchengebäude erzie-
len keine Erlöse, sondern kosten dauer-
haft Unterhalt. Wenn sie in attrakti-
ven Großstadtlagen liegen, könnten sie 
theoretisch bei einer Nutzungsaufgabe 
(und ggf. Abriss) hohe Erlöse erzielen, 
soweit sie nicht unter Denkmalschutz 
(ca. 50 % der Kirchen) stehen, was eine 
alternative Nutzung erschwert. Daher 
werden Kirchen – wie Dome – in den 
Bilanzen mit einem 1 Euro angesetzt, 
während ihr Versicherungswert in der 
Brandschutzversicherung einen zwei-
stelligen Millionenbetrag ausmacht. 
Müssten nicht Kirchengebäude mit ih-
rem Wert für die Kirche und die deut-
sche Gesellschaft angesetzt werden, 
statt sich einer betriebswirtschaftlichen 

 Eine vollständige 
Transparenz von 
kirchlichem Vermögen 
wird dadurch 
erschwert, dass es rund 
20.000 katholische 
Vermögensträger in 
Deutschland gibt

Logik zu bedienen, die ansonsten von 
der kirchlichen Sozialverkündigung 
zu Recht als einseitig abgelehnt wird? 
Der Finanzdirektor der EKD, Thomas 
Begrich, schätzte auf einer Tagung der 
Konrad-Adenauer-Stiftung im Oktober 
2014 den Wert der Evangelischen Kir-
chengebäude in Deutschland bemessen 
nach der Brandschutzversicherung auf 
rund 100 Mrd. Euro. Wenn man nur 
1 % jährlich für den Gebäudeunterhalt 
ansetzt, würden bereits Bauunterhalts-
maßnahmen 1 Mrd. Euro im Jahr (bei 
gut 5 Mrd. Kirchensteueraufkommen) 
erfordern.

Kirchliche Sozialeinrichtungen 
(Krankenhäuser, Altenheime) wurden 
in der Vergangenheit bereits in selte-
nen Fällen an börsennotierte private 
Aktiengesellschaften veräußert. Damit 
wird deutlich, dass sie – selbst wenn 
z. Zt. keine konkrete Veräußerungsab-
sicht besteht –, einen Marktwert haben.

Auch in Pfarreien wird kaum über 
Finanzen gesprochen. So fi ndet man 
auch in dicken Pfarrbriefen praktisch 
nie Berichte über die regulären Finan-
zen der Pfarrgemeinde. Es werden al-
lenfalls Spendenergebnisse (Stern-
singeraktion) veröffentlicht oder die 
Kosten von Neubau- und Renovie-
rungsmaßnahmen zur Mobilisierung 
von Spenden der Gemeindemitglieder 

veröffentlicht. Hier könnte die Trans-
parenz gesteigert werden, wenn in den 
Gemeinden die jeweilige Finanzlage 
(Pfarrhaushalt, Haushalt des Kinder-
gartens, weiterer Einrichtungen) offen-
gelegt und für alle Kirchenmitglieder 
(z. B. über die homepages im Internet) 
transparent wäre.

Joachim Wiemeyer (*1954), Dr. rer. 
pol. lic. theol.; seit 1998, Professor für 
Christliche Gesellschaftslehre an der 
Kath.-Theol. Fakultät der Ruhr-Univer-
sität Bochum; Forschungsschwerpunk-
te: Politische Ethik, Kirche und demo-
kratische Öffentlichkeit, Grundfragen 
der Wirtschaftsethik, Umgestaltung des 
Sozialstaates, sozialethische Fragen der 
Europäischen Integration, Weltwirt-
schaftsordnung und Globalisierung; 
aktuelle Veröffentlichungen u. a.: Kei-
ne Freiheit ohne Gerechtigkeit. Christ-
liche Sozialethik angesichts globaler 
Herausforderungen, Freiburg 2015. Fi-
nanzmarktspekulationen aus christlich-
sozialethischer Sicht, in: Wirtschafts-
ethische Perspektiven; Berlin 2015, 
S. 151–177.
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Verantwortliche Vermögensanlage 

Dort, wo Vermögen – auch Kirchenver-
mögen – besteht, stellen sich Fragen 
nach der Verwendung unter den Ge-
sichtspunkten der Soziallehre der Kir-
che. Das gilt etwa für Grundbesitz im 
land- und forstwirtschaftliche Bereich, 
insbesondere im Kontext ökologischer 
Bodennutzung und artgerechter Tier-
haltung. Das gilt ferner dort, wo Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen beschäf-
tigt werden oder dort, wo Finanzver-
mögen in größerem Umfang vorhanden 
ist. Dies gilt schließlich auch für die 
Verwendung von Bauland, das in Erb-
pacht gegeben wird, und daher eher 
Familien mit Kindern zugutekommen 
sollte. Auch bei der Vermietung von 

Gebäuden für Wohn- und kommerzi-
elle Zwecke ist auf die Nutzer – z. B. 
durch Berücksichtigung von Personen 
mit Migrationshintergrund – zu achten; 
bestimmte Formen kommerzieller Nut-
zung (z. B. Praxis für Schönheitsopera-
tionen) sind auszuschließen. Im Bereich 
der Finanzanlagen bzw. der Kapitalin-
vestitionen stellt sich die Frage eines 
„ethischen Investments“ (Sachverstän-
digengruppe „Weltwirtschaft und So-
zialethik“). Dafür haben die kirchlichen 
Genossenschaftsbanken bereits Krite-
rienkataloge entwickelt. 
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 Die Kirche und das liebe Geld
Kirchenrechtliche Schlaglichter

Besitz ist für die Kirche kein Selbstzweck. Sie bedarf jedoch fi nanzieller Mittel, um 
ihre Ziele in der Welt zu verfolgen, um eingegangenen Verpfl ichtungen auch lang-
fristig nachzukommen. Zur Verwaltung und Zweckbindung der Kirchenfi nanzen fi n-
den sich zahlreiche Vorschriften im kirchlichen Gesetzbuch (Codex Iuris Canonici), 
das für die gesamte katholische Kirche gilt. Hinzu kommen spezifi sche Traditionen in 
den verschiedenen Ländern und Diözesen. Die Regelungen beziehen sich nicht nur 
auf die sachgemäße Finanzverwaltung. Sie betreffen auch die Aufsicht über die je-
weiligen ökonomischen Akteure, sei es auf diözesaner Ebene oder auf der Ebene der 
Pfarrei. Verbesserungsbedarf gibt es vor allem bei der umfassenden Rechenschaft und 
Transparenz gegenüber den Kirchensteuerzahlern und anderen Geldgebern sowie bei 
der Unabhängigkeit einzelner Entscheidungs- und Aufsichtsgremien. Rüdiger Althaus

„Die Kirche und das liebe Geld“ – im Fo-
kus der Öffentlichkeit eine fast unend-
liche Geschichte. Dazu tragen nicht nur 
konkrete Vorgänge wie das Bauprojekt 
auf dem Domberg in Limburg oder – 
rund zehn Jahre zurückliegend – die 
prekäre Finanzsituation einiger deut-
scher Diözesen bei. Unabhängig davon 
steht die Kirche in Deutschland – nicht 
zuletzt wegen der Kirchensteuer im Sin-
ne des staatlichen Abgabenrechts – im 
Ruf, eine „reiche Kirche“ zu sein, ob-

wohl ihr Herr und Stifter in beispiel-
hafter Armut gelebt habe und sie doch 
eigentlich nach dem Himmlischen stre-
ben und nicht dem Irdischen verhaf-
tet sein solle. Immer wider dreht sich 
die Diskussion um die Fragen: Wozu 
besitzt die Kirche eigentlich Vermö-
gen? Wer zeichnet für dessen Verwal-
tung verantwortlich? Wie steht es um 
die Transparenz? Inwiefern besteht bei 
einem Fehlverhalten eine Schadener-
satzpfl icht?1

sie die ihr eigenen Ziele verwirklichen 
kann, als da sind insbesondere
• die Durchführung des Gottesdiens-

tes, 
• die Sicherung des angemessenen 

Lebensunterhaltes der Kleriker und 
anderer Kirchenbediensteter sowie

• die Ausübung der Werke des Apos-
tolates und der Caritas, vor allem ge-
genüber den Armen (vgl. c. 1254 CIC).

Diese, obgleich allgemein gehalte-
ne Zweckbestimmung bringt deutlich 
zum Ausdruck, dass irdischer Besitz in 
der Kirche kein Selbstzweck sein kann, 
sondern stets einer spezifi sch kirchli-
chen Aufgabe dienlich sein muss. Um 
diese funktionale Aufgabe zu verdeut-
lichen, spricht das kirchliche Gesetz-
buch heute auch
• von den bona temporalia, den zeit-

lichen Gütern der Kirche, und
• nicht mehr vom patrimonium, dem 

Vermögen – auch wenn sich dieser 

Die inhaltliche Berechtigung kirchlichen Besitzes

Eine Polarisierung von Irdischem und 
Himmlischen entspricht nicht der Ver-
fasstheit der Kirche. Denn das II. Vati-
kanische Konzil bezeichnet sie als eine 
realitas complexa aus irdischem und 
göttlichem Element (LG Art. 8). Zwei-
felsohne ist der Kirche als mystischer 
Leib Christi ein letztlich übernatürli-
ches Ziel gegeben, nämlich die Voll-
endung des Menschengeschlechts bei 
Gott. Zu diesem Zweck sind ihr das 
Wort Gottes und die Sakramente an-
vertraut. Aber sie geht ihren Weg als 
hierarchisch verfasste Gemeinschaft 
unter den Bedingungen von Zeit und 
Raum. Daher bedarf sie grundsätzlich 

auch irdischer – fi nanzieller – Mittel, 
um ihre Sendung in dieser Welt erfül-
len zu können. Hier liegt die Berech-
tigung für irdische Güter in den Hän-
den der Kirche. 

So erklärt auch das kirchliche Ge-
setzbuch von 1983 (Codex Iuris Cano-
nici = CIC) gleich zu Beginn der ent-
sprechenden Materie De bonis tempo-
ralibus, die Kirche habe das ihr 
angeborene, eingestiftete Recht, zeit-
liche Güter zu erwerben, zu besitzen, 
zu verwalten und zu veräußern, damit 

1 Es sei an dieser Stelle allgemein auf Standardwerke zum kirchlichen Vermögensrecht 
verwiesen: Heimerl/Pree (1993); Pree/Primetshofer (²2010); Althaus/Schulz (2015).

 Irdischer Besitz war für 
die Kirche nie Selbstweck, 
sondern dient spezifi sch 
kirchlichen Aufgaben
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Begriff aufgrund dessen Eingängig-
keit in der deutschen Sprache er-
halten hat.

Diese Zweckbestimmung stellt zwar in 
der Formulierung eine Neuerung dar, 
nicht aber dem Inhalt nach, denn sie 
lässt sich wie ein roter Faden durch 
die Geschichte der Kirche – seit ihren 
Anfängen – verfolgen. Erinnert sei da-
ran, dass schon
• der Jüngerkreis eine Kasse hatte 

(Joh 12,6),
• die Jerusalemer Urgemeinde Wit-

wen versorgte (Apg 6,1) und
• der Apostel Paulus auf seinen Mis-

sionsreisen bei den Neubekehrten 
für die Armen in Jerusalem sam-
melte (1 Kor 16,1–3; 2 Kor 8,13f 
u. ö.) und dass

• bei den Kirchenvätern caritative 
Dienste der christlichen Gemeinde 
immer wieder Erwähnung fi nden.

Erinnert sei auch an die Legende vom 
heiligen Diakon Laurentius [† 258], von 
dem ein Verfolger den Kirchenschatz 
fordert, dieser aber auf die Armen ver-
wiesen wird, als dem wahren Schatz der 
Kirche. Auch im Mittelalter hatte kirch-
licher Besitz eine klare Zweckbestim-
mung: für den Unterhalt des Gotteshau-
ses (sog. Gotteshausvermögen, fabrica 
ecclesiae), der Kleriker (Benefi zium für 
Pfarrer, später auch Kaplan usw.) sowie 
Stiftungen für gottesdienstliche oder 
caritative Zwecke. Diese alten Rechts-
personen bestehen auf pfarrlicher Ebe-
ne oftmals bis heute fort. Zwar soll das 
Benefi zialsystem aufgegeben werden 
(vgl. c. 1272 CIC), doch begegnet die 
Umsetzung in Deutschland Schwierig-
keiten und Zurückhaltung.2 Dies soll 
nicht in Abrede stellen, dass die Kirche 
im Laufe der Jahrhunderte diese Aufga-
ben nicht immer in vorbildlicher Wei-
se verwirklicht hat, oder dass wir heu-
te andere Prioritäten setzen würden als 
vergangene Generationen. Gleichwohl 
ist und bleibt die genannte Zweckbe-
stimmung stets entscheidendes Kriteri-
um, um zeitliche Güter in den Händen 
der Kirche zu rechtfertigen.

Die Verantwortung für die Verwaltung der zeitlichen Güter 
der Kirche

Diese sehr komplexe Materie kann 
nachfolgend nur in geraffter Form für 
den Bereich der Kirchengemeinden und 
der Diözese beleuchtet werden. Dar-
über hinaus sei auch auf die Satzun-
gen von Vereinen und Verbänden und 
an das Eigenrecht von Ordensinstitu-
ten verwiesen.

Die Ebene der Kirchengemeinde
Das kirchliche Recht legt lediglich all-
gemein fest, dass der Pfarrer seine Pfar-
rei in allen Rechtsgeschäften vertritt 
und er für die Verwaltung der zeitli-
chen Güter in der Pfarrei zu sorgen hat 
(c. 532 CIC). Dabei unterstützt ihn ein 
pfarrlicher Wirtschaftsrat, dessen Zu-
sammensetzung und Befugnisse der Di-
özesanbischof auch in Anbetracht der 
Verhältnisse in seinem Gebiet festlegt 
(c. 537 CIC). Angelegenheiten, die die 
regelmäßig wiederkehrenden, üblichen 
und notwendigen Vorgänge überstei-
gen – was also von Art und Umfang her 
nicht alltäglich ist (c. 1281 § 1 CIC) –
sowie Veräußerungen und Risikoge-
schäfte3 ab einer bestimmten Wertgren-
ze (cc. 1292 § 1 i. V. m. c. 1291 und 
1295 CIC) bedürfen der Genehmigung 
durch den Ortsordinarius. Allerdings 
dürfte es sich dabei als zweckmäßig 
erweisen, das operative Geschäft dem 
Diözesanökonomen (dazu nachfolgend 
Abschnitt 2) zu übertragen (vgl. c. 1278 
i. V. m. c. 1276 § 1 CIC).

Das Recht in den deutschen Bistü-
mern variiert in vielen Details, weist 
aber im Wesentlichen eine einheitliche 
Grundstruktur auf. Als Vorbild diente 
insbesondere das preußische „Gesetz 
über die Verwaltung des katholischen 
Kirchenvermögens“ vom 24. Juli 1924, 

das in Nordhrein-Westfalen noch in 
Kraft ist.4 So obliegt die Verwaltung 
des Vermögens in der Pfarrei dem Kir-
chenvorstand (oder ähnlich genannt), 
der von den Mitgliedern der Pfarrei 
gewählt wird. Dem Pfarrer, zumeist ge-
borener Vorsitzender, kommt dabei le-
diglich die Stellung eines primus inter 
pares zu. Damit liegt die Verwaltung 
bei einem quasi demokratisch legiti-
mierten Gremium, wobei Sachverstand 
in relevanten Belangen häufi g anzu-
treffen, aber nicht Voraussetzung ist. 
Auf die Besonderheit in der Diözese 

Dresden-Meißen, in der der dortige 
„Kirchenrat“ nur eine beratende Funk-
tion besitzt, sowie in den bayerischen 
Diözesen, in denen der jeweilige Stel-
leninhaber seine Benefi zien verwalten 
kann, sei nur hingewiesen.

Der Kirchenvorstand ist (oft mit 
Hilfe einer Zentralrendantur) für alle 
haushaltsrechtlichen Belange zustän-
dig, aber auch für die Erhaltung und 
Nutzbarmachung von Immobilien und 
Mobilien und somit für die Durchfüh-
rung von Sondermaßnahmen. Dabei 
ist dieses Gremium nicht autark, son-
dern hat in einer Vielzahl von Fällen 
den Ortsordinarius um eine sog. kir-
chenaufsichtliche Genehmigung anzu-
gehen. Dies betrifft den Haushaltsvor-
anschlag und die Jahresrechnung, aber 
auch alle Rechtsgeschäfte mit einem 

 Wirtschaftliche 
Entscheidungen der 
Kirchengemeinden 
unterliegen einer 
engmaschigen 
bischöfl ichen Aufsicht

2 Vgl. hierzu u. a. Schmitz (1986). Nebenbei bemerkt: Die Pfarrei besitzt gesamtkirch-
lich erst seit 1983 Rechtspersönlichkeit.

3 Mit diesen veräußerungsähnlichen Rechtsgeschäften bzw. Veräußerungen im weite-
ren Sinn sind Rechtsgeschäfte gemeint, die aufgrund ihrer Eigenart zu einem wirtschaft-
lichen Schaden der Rechtsperson führen können.

4 In: Preußische Gesetzessammlung 1924, S. 585; in NRW zuletzt geändert am 17. Ju-
ni 2003, in: GV. NW. S. 313. Zudem gilt es noch im rheinland-pfälzischen Anteil des Erz-
bistums Köln und im hessischen Anteil des Erzbistums Paderborn.
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Gegenstandswert von 15.000 €; Grund-
stücksangelegenheiten bedürfen in je-
dem Fall einer kirchenaufsichtlichen 
Genehmigung. Damit unterliegen die 
Kirchengemeinden einer engmaschigen 
kirchlichen Aufsicht.

Die Ebene der Diözese 
Zwar leitet der Diözesanbischof sei-
ne Diözese mit gesetzgebender, admi-
nistrativer und richterlicher Gewalt 
(c. 391 § CIC), wobei ihn bekanntlich 
auf dem Gebiet der Verwaltung der Ge-
neralvikar und auf dem der Rechtspre-
chung der Gerichtsvikar unterstützen. 
Eher unbeachtet bleibt jedoch, dass der 
Diözesanbischof – obgleich er die Diö-
zese in allen Rechtsgeschäften vertritt 
(c. 393 CIC) – für den Bereich der Fi-
nanzen, mit dem er als Priester oftmals 
nur wenig vertraut ist, einen qualifi -
zierten und erfahrenen Ökonomen zu 
bestellen hat, der sich durch ein hohes 
Maß an Rechtschaffenheit auszeichnet 
(c. 494 § 1 CIC). Zwar konkretisiert 
der CIC wegen der regional sehr unter-
schiedlichen sozio-ökonomischen Ver-
hältnisse, in denen die Kirche lebt, diese 
Kundigkeit für die Gesamtkirche nicht, 
doch entspricht der Absicht des Gesetz-
gebers, dass um so profundere (auch 
wissenschaftlich fundierte) Kenntnis-
se vorhanden sein müssen, je komple-
xer und umfangreicher der Besitz ei-
ner Diözese ist. Als wichtig erweist sich 
dabei Folgendes: Zum Vermögen einer 
Diözese ist nicht nur das der so benann-
ten Rechtsperson zu zählen, sondern 
auch das des staatskirchenrechtlich 
seit dem 19. Jahrhundert verankerten 
„Bischöfl ichen Stuhles“, eine Art „Vor-
gängerinstitution“ mit oftmals gleichen 
Zwecken, wie sie heute die Diözese hat. 
Interessant ist, dass von der Existenz 
der Rechtsperson „Bischöfl icher Stuhl“ 
selbst eine kirchennahe Öffentlichkeit 
erst Mitte 2013 im Zusammenhang mit 
den Bauprojekt auf dem Domberg in 
Limburg erfuhr.

Der Diözesanökonom hat unter der 
Autorität des Diözesanbischofs gemäß 
dem vorgegebenen Haushaltsplan das 
diözesane Vermögen zu verwalten 

(c. 494 § 3 CIC); er ist also für gewöhn-
lich dessen Vertreter. Dabei besitzt der 
Ökonom eine gewisse Beständigkeit im 
Amt, insofern er auf jeweils fünf Jah-
re zu ernennen ist und während dieser 
Zeit nur aus einem schwerwiegenden 
Grunde abberufen werden kann. Dar-
über hinaus kann ihm der Diözesan-
bischof das sehr weite und arbeitsin-
tensive Aufgabenfeld der Aufsicht über 
die Vermögensverwaltung der ihm un-
terstellten Rechtspersonen (vor allem 
der Kirchengemeinden) übertragen 
(c. 1278 i. V. m. c. 1276 § 1 CIC). Der 
Gesetzgeber sieht den Ökonomen auf 
derselben Stufe wie den General- und 
Bischofsvikar und damit nicht nur als 
Sachbearbeiter im Ordinariat. Vielmehr 
soll in dieser Position die Fachkennt-
nis eines Gläubigen – also durchaus 
auch eines Laien! – zum Tragen kom-
men. Dass er der Autorität des Diö-
zesanbischofs untersteht, ist der ver-
fassungsrechtlichen Struktur der Kir-
che geschuldet, bedeutet aber nicht, 
dass dieser in dem Ökonomen nur ein 
willfähriges, ausführendes Organ se-
hen könnte. Vielmehr hat der Bischof 
dessen spezifi sche Kenntnisse an- und 
ernst zu nehmen, denn die Gläubigen 
haben das Recht und die Pfl icht, ihre 
Kompetenzen für die Kirche fruchtbar 
zu machen (vgl. cc. 212 § 3 und 228 
§ 2 CIC).

Aber weder Bischof noch Ökonom 
sind in der Finanzverwaltung autark. 
Mit Diözesanvermögensverwaltungs-
rat und Konsultorenkollegium schreibt 
der CIC zwei synodale Gremien vor, 
die Aufsicht ausüben. Der Diözesan-
vermögensverwaltungsrat5 – in deut-
schen Diözesen variiert die Bezeich-
nung aufgrund historischen Herkom-
mens: Verwaltungsrat, Wirtschaftsrat 
o. ä. – besteht aus wenigstens drei vom 
Bischof berufenen Gläubigen, die in 
wirtschaftlichen Fragen und im weltli-
chen Recht wirklich erfahren sein müs-
sen und sich durch Integrität auszeich-
nen (c. 492 § 1 CIC). Während ihrer 
fünfjährigen Amtsperiode besitzen sie 
Stabilität im Amt (c. 492 § 2 CIC). Dabei 
legt der CIC Wert auf Unabhängigkeit 

der Mitglieder vom Bischof, wenn – 
eher die Tradition als die aktuellen Ver-
hältnisse bei uns vor Augen – mit die-
sem bis zum 4. Grad Blutsverwand-
te und Verschwägerte ausgeschlossen 
sind (c. 492 § 3 CIC).

Es geht also um ein Sachverständi-
gengremium, das unabhängig vom Bi-
schof das wirtschaftliche Handeln be-
aufsichtigt, sei es durch Aufstellen und 
Verabschieden des Haushaltsplanes, sei 
es durch Prüfung und Billigung der 
Jahresrechnung zu (c. 493 CIC). Be-
kanntlich legt der Haushaltsplan im 
Vorfeld auch die Verteilung der Mittel 
fest. Zwar wird dieser nach den Vor-
gaben des Bischofs erstellt, doch kön-
nen sich diese nur auf pastorale 
Schwerpunktsetzungen beziehen, denn 
der Vermögensverwaltungsrat be-

stimmt („defi niert“: vgl. c. 494 § 3 CIC) 
den Haushaltsplan. Selbstverständlich 
müssen dabei die Grundsätze einer ver-
antwortungsvollen Haushaltsführung 
Beachtung fi nden, etwa eine anzuzie-
lende Gesamtdeckung oder die Bildung 
einer Rücklage, um einnahmeschwa-
che Perioden ausgleichen zu können. 
Besonderes Augenmerk muss auf die 
Vermeidung struktureller Defi zite ge-
legt werden, die mittel- oder langfris-
tig zur Zahlungsunfähigkeit führen. 
Somit entspringt ein Haushaltsplan 
nicht der freien Disposition der Ver-
antwortlichen, vielmehr haben sie ein-
gegangene Verpfl ichtungen (v. a. Per-
sonalkosten, bestehende Verbindlich-
keiten z. B. durch Zuweisungen von 
Kirchensteuermitteln an Kirchenge-
meinden) zu beachten. Mit der Prüfung 
der Jahresrechnung kommt dem Ver-
mögensverwaltungsrat eine wichtige 

 Ein Rat von Sachverstän-
digen und das Domkapitel 
beaufsichtigen das 
wirtschaftliche Handeln 
des Bischofs und des 
Diözesanökonomen

5 Vgl. hierzu Etzel (1994) sowie Schmitz 
(1994).
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Kontrollfunktion zu. Leider äußert sich 
der CIC nicht dazu, wie vorzugehen ist, 
wenn schwerwiegende Versäumnisse 
festgestellt werden und eine Entlastung 
verweigert werden muss. Liegt das Ver-
säumnis beim Ökonomen, muss der Bi-
schof tätig werden (Prüfung von Scha-
densersatz, ggf. vorzeitige Entlassung), 
liegt das Versäumnis aber beim Bischof, 
ist der Hl. Stuhl als hierarchische Auf-
sichtsinstanz anzugehen.

Schließlich kommen diesem Rat sog. 
Beispruchsrechte zu: Der Bischof bzw. 
der Ökonom hat diesen vor der Vornah-
me bestimmter Rechtsgeschäfte (recht-
lich letztlich unverbindlich) anzuhören, 
bei wichtigen Rechtsgeschäften sogar 
(zur Gültigkeit), um dessen Zustim-
mung anzugehen, wobei der Konsens-
werber nicht mit abstimmen kann. Dies 
bedeutet: Ein eventuell ausschließlich 
aus Laien bestehendes Gremium kann 
das Handeln des Bischofs bzw. seines 
Ökonomen – vergleichbar einem Veto-
recht – zur Abwehr von Schaden oder 
größerer Risiken unterbinden.6

Das zweite Gremium, das Konsul-
torenkollegium, ist an sich ein selb-
ständiger Ausschuss des Priesterrates, 
aus dem der Bischof sechs bis zwölf 
Priestern beruft (c. 502 § 1 CIC). In 
Deutschland und Österreich kommt 
diese Aufgabe jedoch aufgrund einer 
während des Gesetzgebungsverfahrens 
eröffneten Sonderregelung dem jewei-
ligen Domkapitel zu (c. 502 § 3 CIC). 
Dieses Gremium hat zumeist dieselben 
Beispruchsrechte wie der Vermögens-
verwaltungsrat. Somit beaufsichtigen 
letztlich zwei Gremien unabhängig 
voneinander das wirtschaftliche Han-
deln in besonderen Fällen.

Zwar resultiert aus der synodalen 
Struktur der Kirche durch die vom Bi-
schof vorgenommene Berufung der 
Mitglieder eine gewisse Abhängigkeit, 
doch sind diese Räte weisungsunab-
hängig. Sie sind sogar ggf. verpfl ich-
tet, dem Bischof bzw. dem Ökonomen 
zu widersprechen. So dürfen sie die Zu-
stimmung nur erteilen, wenn sie über 
die wirtschaftliche Lage der juristischen 
Person und über bereits vorgenomme-

ne Veräußerungen informiert worden 
sind (c.1292 § 4 CIC). Zudem haben sie 
ihre Meinung in dem mitzuteilen, was 
dem Wohl der Kirche dient (c. 212 CIC). 
Sie sind verpfl ichtet, ihre Meinung auf-
richtig vorzutragen (c. 127 § 3 CIC).

Allerdings mag man sich dennoch – 
obgleich eher unbewusst – mit Blick 
auf das Wohlwollen der Autorität oder 
mit Blick auf eine weitere Amtsperiode 
gefügig zeigen. Hier bedarf es sicher 
noch der Bewusstseinsbildung, dass der 
Bischof Unterstützung in seinem Amt 
nicht nur dadurch erfährt, dass ihm 
stets Beifall gezollt, sondern auch da-
durch, dass ihm – falls zur Verhütung 
von Schaden notwendig – widerspro-
chen wird. In manchen deutschen Diö-
zesen geht diese Aufsichtsfunktion je-
doch noch ins Leere, insofern die Mit-
glieder beider Räte sich zumeist aus 
weisungsabhängigen Mitarbeitern des 
Ordinariates rekrutieren, die kaum ihr 
eigenes Handeln unabhängig beauf-
sichtigen können.7

Diese Aufsicht betrifft nicht nur diö-
zesanes Vermögen. Vielmehr muss der 
Diözesanbischof – wiederum zur Ab-
sicherung seines eigenen Handelns – 
vor Erteilung der Genehmigung einer 
Veräußerung oder eines Risikogeschäf-
tes einer Kirchengemeinde die Zustim-
mung des Diözesanvermögensverwal-
tungsrates und des Konsultorenkollegi-

ums einholen (vgl. c. 1292 § 1 CIC); in 
Deutschland betrifft dies Geschäfte, die 
den Wert von 100.000 € übersteigen.

Aufgrund Partikularrechts besteht 
in Deutschland noch in jeder Diözese 
ein sog. Kirchensteuerrat, dessen Mit-
glieder überwiegend (von Kirchenvor-
stehern oder Kirchensteuerpfl ichtigen) 
gewählt sind.8 Diesem Rat obliegt es, 
den Hebesatz der Kirchensteuer fest-
zulegen sowie über den Erlass und die 
Stundung von Kirchensteuer zu befi n-
den. Hinsichtlich der Mitbestimmung 
über die Verwendung der Kirchensteu-
erschuld im Einzelfall fällt ein großer 
Unterschied auf: So legt der Kirchen-
steuerrat in der einen Diözese ledig-
lich die Richtlinien für deren Vertei-
lung fest, in der anderen entscheidet er 
in Fragen des Haushalts und der Jah-
resrechnung mit, vereinzelt sogar über 
die Genehmigung von Baumaßnahmen 
etc. der Kirchengemeinden, die aus Kir-
chensteuermitteln bezuschusst werden. 
Insofern die Einnahmen der Kirche zum 
überwiegenden Teil (ca. 75–80 %) aus 
Kirchensteuermitteln stammen, ist ei-
ne solch weitreichende Zuständigkeit 
grundsätzlich zu begrüßen, doch stellt 
sich die Frage der Praktikabilität: Denn 
dies bedeutet
• einerseits bei den derzeit bestehen-

den Regelungen ein enormes Ar-
beitspensum,

• andererseits ist arbeitsökonomisch 
zu fragen, warum sich noch ein drit-
tes Gremium mit derselben Sache 
beschäftigen muss.

Ersterem mag man dadurch begegnen, 
das man die Wertgrenze für zustim-
mungspfl ichtigen Rechtsgeschäfte er-
höht (100.000 € sind bei einer Bau-

6 Bei diesen Rechtsgeschäften handelt es sich um Akte der ordentlichen Vermögens-
verwaltung von größerer Bedeutung (Anhörungspfl icht) und Akte der außerordentliche 
Vermögensverwaltung gemäß c. 1277 CIC sowie Veräußerungen und veräußerungsähnli-
che Rechtsgeschäfte gemäß c. 1292 § 1 i. V. m. cc. 1291 und 1295 CIC. Das Eigenrecht der 
Bischofskonferenzen legt dies inhaltlich fest. In Deutschland fallen darunter insbesondere 
die Annahme von Zuwendungen mit Aufl agen und Belastungen, die Aufnahme von Dar-
lehen, den Abschluss von Kauf- und Werkverträgen ab 500.000 € sowie die Übernahme 
bestimmter Verbindlichkeiten (Partikularnorm Nr. 18).

7 Vgl. hierzu ausführlich u. a. Althaus (2015).
8 Vgl. Althaus (2003).

 In Deutschland geht 
die Aufsichtsfunktion 
diözesaner Gremien 
oft dadurch ins Leere, 
dass ihre Mitglieder 
weisungsgebundene 
Mitarbeiter der Ordinariate 
sind
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maßnahme schnell erreicht!), letzte-
rem durch ein Zusammengehen von 
Kirchensteuerrat und Vermögensver-
waltungsrat, wie es in bayerischen 
Diözesen üblich ist. In Anbetracht 
der personellen Größe manches Kir-
chensteuerrates (oft mehr als 15 oder 
20 Mitglieder) legt sich mit Blick auf 
die Praktikabilität jedoch nahe, aus die-

sem einen Ausschuss zu bilden, der die 
Funktion des Vermögensverwaltungs-
rates übernimmt.

Zudem ist daran zu erinnern, dass 
sehr bedeutende Rechtsgeschäfte der 
Genehmigung durch den Hl. Stuhl be-
dürfen (c. 1292 § 2 CIC), in Deutsch-
land solche mit einem Wert von mehr 
als 5 Mio. €. dieser Einsichtnahme wird höchst sel-

ten Gebrauch gemacht. – Ein mit ei-
nem Sonderprojekt befasster Kirchen-
vorstand wird neben dem bilanztech-
nisch korrekten Voranschlag und der 
Abschlussrechnung sicher auch der Ge-
meinde transparent machen, wie es um 
die Finanzierung steht, gerade wenn 
man auf Spenden angewiesen ist.

Die Forderung nach Transparenz 
zielt in der Öffentlichkeit heute gerade 
auch auf eine Offenlegung der Vermö-
gensverhältnisse an sich. Wenn diese 
nicht leicht zu durchschauen sind, liegt 
dies nicht – wie mitunter behauptet – 
in dem Bestreben begründet, möglichst 
zu verschleiern, sondern in der histo-
risch gewachsenen Struktur mit einer 
Vielzahl von Rechtsträgern. Jede juris-
tische Person in der Kirche kann Trä-
ger von Vermögen sein; das Vermögen 
einer (nach kirchlichem Recht) öffent-
lichen Rechtsperson gilt in jedem Fall 
als Kirchenvermögen (cc. 1255, 1257 
§ 1 CIC). So bezeichnet auch der Be-
griff Kirche im Vermögensrecht jede 
öffentliche Rechtsperson in der Kir-
che (c. 1258 CIC). Für die Praxis heißt 
dies, dass neben der Pfarrei (Kirchen-
gemeinde) in alten Pfarreien weitere 
Rechtspersonen vorhanden sein kön-
nen:
• Gotteshausvermögen,
• Benefi zien,
• selbständige Stiftungen;
auf diözesaner Ebene:
• die Diözese (auch Bistum),

Zur Transparenz der Kirchenfi nanzen

Der CIC verpfl ichtet, den Gläubigen 
über ihre Gaben Rechenschaft zu ge-
ben (c. 1287 § 2 CIC). Wenn dies gemäß 
den Vorschriften des Partikularrechts 
geschehen soll, geht es dabei nicht um 
das Faktum9, sondern um die Moda-
litäten, die den jeweiligen Gegeben-
heiten angepasst werden sollen. Dabei 
zielt der Gesetzgeber auf alle Gaben 
der Gläubigen, was nicht nur Spenden 
im eigentlichen Sinne meint, sondern 
auch Abgaben, zu deren Entrichtung 
sie verpfl ichtet sind.10 Dies entspricht 
der natürlichen Gerechtigkeit, inso-
fern ja die Gläubigen fi nanzielle Bei-
träge für die Bedürfnisse der Kirche zu 
leisten haben (c. 222 § 1 CIC). Zudem 
hat jeder Verwalter kirchlichen Ver-
mögens zu einem bestimmten Zweck 
übereignete und angenommene Ga-
ben bestimmungsgemäß zu verwen-
den (vgl. cc. 1267 § 3 und 1300 CIC). 
Darüber hinaus sollte die psychologi-
sche Dimension nicht unberücksich-
tigt bleiben: Nur wer weiß, dass sein 
Geld ankommt, gibt in der Folge wie-
der gerne. So sind kirchliche Hilfswer-
ke durchaus bemüht, Transparenz zu 
schaffen, indem sie – nicht unbedingt 
in einem streng bilanztechnischen Sin-
ne, so doch anschaulich für normale 
Gläubige – über die Verwendung ihrer 
Spenden informieren.

Der CIC schreibt eine Jahresrech-
nung zwar zwingend vor (c. 1287 
§ 1 CIC), nicht aber deren Publikation. 
Dennoch geben die deutschen Bistü-
mer Einblick in die jährlichen Einkünf-
te und Ausgaben der Rechtsperson Diö-

zese, wobei Form und Umfang erheb-
lich divergieren.
• Zum einen geschieht dies in Form 

entsprechender Bilanzen, die jedoch 
aufgrund einer mitunter sehr all-
gemeinen Kontierung nicht immer 
wirklich nachvollziehbar sind.

• Zum anderen breiten Broschüren 
die Materie anschaulich auf, wo-
bei sie nicht immer streng zwischen 
Haushaltsvoranschlag und Jahres-
rechnung unterscheiden. Aber ge-
rade letzterer kommt besondere Be-
deutung zu, weil sie die tatsächlich 
getätigten Einnahmen und Ausga-
ben ausweist und nicht nur ge-
schätzte Voranschläge.

Wenn auch nicht der CIC, so sehen in 
Deutschland doch diözesane Geset-
ze – auch in der Nachfolge des preu-
ßischen Kirchenvorstandsgesetzes, das 
noch die Kirchengemeinden als Gläu-
biger der Kirchensteuer sieht – regel-
mäßig die Offenlegung sowohl des 
Haushaltsvoranschlages als auch der 
Jahresrechnung zur Einsichtnahme im 
Pfarrbüro vor. Gleichwohl handelt es 
sich hierbei wiederum um ein abstrak-
tes Zahlenwerk, das nicht unbedingt 
jedermann nachvollziehen kann. Al-
lerdings ist auch zu konstatieren: Von 

9 Eine solche Rechenschaft dürfte nur ausscheiden, wenn in Anbetracht v. a. der staats-
kirchenrechtlichen Verhältnisse eine zu einem schweren Nachteil für die Kirche führen 
würde.

10 Zu denken ist an die kirchlichen Steuern im Sinne des c. 1263 CIC, vor allem aber 
an die sog. erbetenen Unterstützungen (subventiones rogatae) gemäß c. 1262. Obgleich die-
se Abgabenarten in Deutschland nicht relevant sind, ist gleichwohl die mens legislatoris 
(Absicht des Gesetzgebers) zu beachten.

 Die Forderung nach 
Transparenz bezieht sich 
auf Haushaltsplanung 
und Jahresrechnung, aber 
auch auf vorhandene 
Vermögenswerte und ihre 
Zweckbestimmung
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• der Bischöfl iche Stuhl,
• das Domkapitel,
• die Hohe Domkirche,
• das Priesterseminar usw.

Die Beibehaltung dieser Pluralität re-
sultiert aus der Tatsache, dass die ver-
schiedenen Vermögen jeweils eine kla-
re Zweckbestimmung haben, und dass 
oft auch stiftungsrechtliche Vorschrif-
ten unbedingt zu beachten sind. Die 
Transparenz-Forderung veranlasste 
viele Diözesen, ihre Vermögensverhält-
nisse offenzulegen. Unbeschadet der 
Tatsache, dass eine Bewertung gera-
de auch sakraler Immobilien schwie-
rig ist11, mag eine reine Benennung 

von Werten schnell zu Begehrlichkei-
ten führen: Wozu hat die Kirche über-
haupt so viel Geld? Transparenz darf 
und kann nicht allein darin bestehen, 
Werte aufzulisten, sondern muss immer 
auch – wie eingangs benannt – eine 
klare Zweckbestimmung angeben, so 
dass nicht nur das Faktum vor Augen 
gestellt wird, dass Kirche Vermögen be-
sitzt (was den Eindruck einer „reichen 
Kirche“ fundiert), sondern auch wozu, 
dass dieses eben nicht Selbstzweck ist. 
Übrigens: Schon intern mag die Fra-
ge, wozu bestimmte Objekte eigentlich 
(noch) dienen, zu einem Klärungspro-
zess über deren Notwendigkeit führen.

bleibt eine Schadenersatzforde-
rung, so kann sich diese gar gegen 
den richten, der diese versäumt hat 
zu erheben. So sollte an sich nichts 
unter dem Deckmantel des Verges-
sens verschwinden.
 Grundsätzlich gilt, dass jeder ver-
pfl ichtet ist, den Schaden wieder 
gutzumachen, den er einem ande-
ren widerrechtlich durch eine 
Rechtshandlung oder durch eine an-
dere, mit Vorsatz oder aus Fahrläs-
sigkeit vorgenommene Handlung 

zugefügt hat (c. 128 CIC). Voraus-
setzung ist also ein Handeln (dem 
ein Unterlassen gleichzusetzen ist), 
das gegen eine Vorschrift verstößt 
oder zumindest fahrlässig gescheht; 
eine vom Verschulden unabhängi-
ge Haftung kennt das kanonische 
Recht nicht. Mehrere Vorschriften 
des kirchlichen Vermögensrechts 
konkretisieren diese allgemeine Re-
gel. So wird die Haftung des Ver-
walters relevant:

 — im Falle eines unerlaubt, aber 
gültig gesetzten Rechtsaktes 
(c. 1281 § 3 CIC);

 — im Falle einer eigenmächtigen 
Amtsniederlegung (c. 1289 CIC);

 — im Falle einer nach weltlichem 
Recht gültigen Veräußerung, bei 
der aber die kirchenrechtlichen 
Vorschriften nicht beachtet wor-
den sind (c. 1296 CIC).

• Unter Umständen kann sich die 
Schadenersatzforderung auch ge-
gen ein Aufsichtsorgan richten, 
wenn dieses nicht mit der gebotenen 

 Wer fahrlässig oder 
vorsätzlich gegen 
das Recht oder 
gegen übernommene 
Pfl ichten handelt, 
kann zu Schadenersatz 
herangezogen werden

11 Dies betrifft auch die heute angewandte Doppik (im Unterschied zur früheren Kame-
ralistik), die ein Kirchengebäude nur mit einem Erinnerungswert von 1 € aufführt.

12 Eine Schadenersatzforderung ist grundlegend von der strafrechtlichen Ahndung ei-
nes Fehlverhaltens zu unterscheiden.

Delikat, aber notwendig: Zur Frage der Haftung

Gerade auch die Limburger Baumaß-
nahme mit ihrer Kostenexplosion ließ 
die Frage aufkommen, wer dafür ei-
gentlich verantwortlich ist und ob der 
Betreffende nicht dafür haften muss. 
Die Antwort in einem speziellen Fall 
setzt die Kenntnis einschlägiger, die 
Handlungsabläufe aufzeigender Do-
kumente voraus. Unbeschadet dessen 
können aber allgemeine Prinzipien be-
nannt werden:
• Der Verwalter einer juristischen Per-

son verwaltet nicht eigenes Ver-
mögen, sondern fremdes, das ihm 
anvertraut ist. Dies trifft auch auf 
einen Bischof, Diözesanökonom 
oder Pfarrer zu. Eigentümer dieses 
für den Verwalter fremden Ver-
mögens ist die juristische Person, 
die zu einem bestimmten Zweck 
existiert, und die über eine wirt-
schaftliche Grundausstattung ver-
fügt, um diesen verwirklichen zu 
können. Diese ökonomische Basis 
gilt es nach Möglichkeit zu erhal-
ten und fruchtbar zu machen, was 
besondere Sorgfalt, Klugheit und 
Umsicht erfordert. Wenn das ka-
nonische Recht dem Vermögens-
verwalter die Sorgfalt eines guten 
Hausvaters (diligentia bonuspater-
familias) aufträgt (c. 1284 § 1 CIC), 

verlangt dies von ihm eine erhöh-
te Sorgfalt im Umgang mit diesem 
„zu treuen Händen“ überantworte-
ten Vermögen, im Unterschied zu 
dem Umgang, den er mit den ihm 
selbst gehörenden Gütern (diligen-
tia quam in suis) pfl egt. So darf ein 
Verwalter aus eigenem Vermögen 
durchaus schenken, aus dem seiner 
Verwaltung anvertrauten aber nur 
bei Vorliegen genau umschriebener 
Voraussetzungen.

• Hat ein Verwalter durch eigenes 
Fehlverhalten wirtschaftlichen 
Schaden verursacht, so haftet er 
unter Umständen für diesen. Weil 
eine Schadenersatzforderung die-
sen nach Möglichkeit wieder be-
gleichen soll12, haben die für die ju-
ristische Person handelnden Organe 
(ggf. auf Weisung der Aufsichtsin-
stanz) diese gegenüber dem Verur-
sacher geltend zu machen. Dabei 
besteht hinsichtlich eines Tätigwer-
dens kein freies Ermessen, denn es 
geht um die wirtschaftliche Absi-
cherung der Rechtsperson. Unter-
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Sorgfalt und Zügigkeit13 eine An-
gelegenheit geprüft hat, beispiels-
weise wenn sich die Mitglieder des 
Vermögensverwaltungsrates nicht 
hinreichend über die wirtschaftli-
che Situation der betreffenden ju-
ristischen Person informiert haben 
(c. 1292 § 4 CIC).

• Ein Schadenersatzanspruch kann – 
sollte eine gütliche Einigung schei-
tern – zum einen nach weltlichem 
Recht vor einem weltlichen Gericht 
geltend gemacht werden, zum an-
deren aber auch nach kirchlichem 
Recht vor einem kirchlichen Ge-
richt.14 Allerdings lässt sich ein 
dort erwirkter Schadenersatzan-
spruch nicht mit Hilfe der weltli-
chen Autorität durchsetzen. Daher 
kommt ein kirchlicher Schadener-
satzprozess im Grunde nur gegen 
einen Kleriker in Betracht, dessen 
kirchliche Vorgesetzte den kirchli-
chen Rechtstitel anerkennen und 
(z. B. durch eine Gehaltskürzung) 
durchsetzen müssen.

Fazit

• Die Kirche betrachtet ihren Be-
sitz, ihre zeitlichen Güter nicht als 
Selbstzweck, sondern als Mittel, um 
die ihr eingestifteten Ziele erreichen 
zu können.

• Dabei legt sie großen Wert auf eine 
kompetente Verwaltung unter Zu-
hilfenahme von Personen, die auf 
diesem Gebiet wirklich bewandert 
sind – alles andere als hierarchische 
Alleingänge.

• Eine dilettantische Vermögens-
verwaltung führt nicht nur zu ei-
nem fi nanziellen Schaden und ei-
ner schleichenden Unmöglichkeit, 
weiterhin spezifi sch kirchliche Ziele 
zu verwirklichen, sondern auch zum 
Verlust von Ansehen der und von 
Vertrauen in die Kirche.

• Es kommt darauf an, kirchlichen Be-
sitz transparent zu verwalten, um 
die Verwendung der Mittel und den 
verantwortungsvollen Umgang mit 
ihnen zu dokumentieren.

13 Gemäß c. 57 § 1 CIC hat die kirchli-
che Autorität in der Regel innerhalb von 
drei Monaten eine Entscheidung zu fällen.

14 Konkret in Betracht kommt das Di-
özesangericht; richtet sich die Forderung 
gegen einen Bischof, so liegt die Zustän-
digkeit bei der Rota Romana (c. 1405 § 3, 
1° CIC).

Rüdiger Althaus (*1961), Dr. theol., 
seit 2000 Professor für Kirchenrecht 
an der Theologischen Fakultät Pader-
born; seit 1995 Lehrbeauftragter für 
kirchliches Vermögensrecht im Auf-
baustudiengang „Lizentiat im kanoni-
schen Recht“ der Universität Münster. 
Priester und Vizeoffi zial des Erzbistums 
Paderborn. Weiteres zur Person sowie 
zu den Publikationen unter: www.thf-
paderborn.de/index.php?id=62.
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 Strukturen aus vordemokratischen 
Zeiten als Modell für die Welt 
von heute?
Staatskirchenrechtliche Grundlagen der Kirchenfi nanzierung 
in Deutschland

Die Kirchen in Deutschland sind als Körperschaften des Öffentlichen Rechts verfasst. 
Ihre wichtigsten Einnahmequellen sind die Kirchensteuern und spezielle Staatsleis-
tungen sowie die Zuwendungen für kirchliche Träger und deren Einrichtungen. Die 
normativen Grundlagen dieser Finanzquellen sind vielfältig, kompliziert und höchst 
umstritten. Deshalb sollen im folgenden Beitrag die staatskirchenrechtlichen Grund-
lagen der wichtigsten Finanzierungsinstrumente dargestellt und ihre Veränderungs-
möglichkeiten diskutiert werden. Angesichts der bestehenden Gemengelage soll ge-
klärt werden, was heute Sache des Staates und was Sache der Kirchen ist. Ulrich Wenner

Die normativen Grundlagen der 
kirchlichen Finanzquellen sind 

bisweilen so undurchschaubar, dass die 
immer wieder aufkommenden Transpa-
renzforderungen leerlaufen. Dieser Zu-
stand schadet Staat und Kirchen, weil 
die tatsächlich bestehenden Probleme 
nicht angegangen werden. Beide Seiten 
leben offenbar ganz gut mit der Ge-
mengelage von Unbehagen, vermeint-
lich klaren verfassungsrechtlichen Po-
sitionen und der sicheren Gewissheit, 
am besten lasse man alles wie es ist. 
Das geht auf Dauer nicht gut. Es bedarf 
offenbar nur der Errichtung einer bi-
schöfl ichen Luxusimmobilie samt Koi-
Fischen und Doppelbadewanne, schon 
steht die gesamte Kirchenfi nanzierung 
im Fokus einer breiten Öffentlichkeit. 
Es ist zu vermuten, dass sich die hinter 
diesen Grotesken stehenden Grundfra-
gen nicht allein dadurch lösen lassen, 
dass ein Bischof seinen Amtsverzicht 
erklärt und von Limburg nach Regens-
burg oder Rom umzieht.

Kirchensteuern

Die wichtigste Finanzierungsquelle der 
beiden großen Kirchen1 in Deutschland 
ist die Kirchensteuer2. Deren Rechts-
grundlage ist in erster Linie Art. 137 
Abs. 6 Weimarer Reichsverfassung 
(WRV), der nach Art. 140 Grundgesetz 
(GG) Bestandteil des GG ist. Danach 
haben die Religionsgesellschaften, die 
Körperschaften des öffentlichen Rechts 
sind, das Recht, „auf Grund der bür-
gerlichen Steuerlisten nach Maßgabe 
der landesrechtlichen Bestimmungen 
Steuern zu erheben“. Dieses Recht ist 

verfassungsrechtlich garantiert, ob-
wohl die Gewährleistungen selbst aus 
der Verfassung von 1919 stammen.3 In 
der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts ist geklärt, dass den aus 
der WRV in das GG „inkorporierten“ 
Kirchenartikeln kein minderer Rang als 
allen anderen Bestimmungen des GG 
zukommt. Alle Bundesländer haben in 
Ausführung des Art. 137 Abs. 6 WRV 
Kirchensteuergesetze erlassen. Die-
se sind im Einzelnen unterschiedlich 
ausgestaltet. Im Kern bestimmen die 
Länder, dass die Kirchen auf der Basis 
eigener Steuerordnungen Kirchensteu-

1 Die Ausführungen beschränken sich auf die evangelische und die katholische Kir-
che und sind im Übrigen allenfalls auf körperschaftlich verfasste Religionsgemeinschaf-
ten übertragbar.

2 Das Erzbistum Paderborn nimmt 2013 ca. 321 Mio. € Kirchensteuer ein, das sind 90 % 
der Gesamteinahmen.

3 Die ungewöhnliche Verweisung des Art. 140 auf einige der sog. Kirchenartikel der 
WRV ist nur historisch zu verstehen. Im Parlamentarischen Rat war 1948 kein Konsens 
über die Ausgestaltung des Verhältnisses von Staat und Kirchen zu erzielen. Um die Ver-
abschiedung des GG nicht zu gefährden, wurde daraufhin ledglich die individuelle Glau-
bens- und Religionsfreiheit (Art. 4 Abs. 1) in den Grundrechtekatalog aufgenommen und 
im Übrigen der Kompromiss, der schon den Artikeln 136 ff. WRV zu Grunde lag, für das 
GG übernommen.
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ern als Zuschlag zur staatlichen Ein-
kommens- und Kapitalertragssteuer er-
heben können und dass die Verwaltung 

der Kirchensteuer den Finanzämtern 
gegen eine zu vereinbarende Vergü-
tung übertragen wird.

schuld abmildern: Wenn die Kir-
chensteuer 2,7 % bzw. 3,5 % der 
Einkünfte überschreitet,7 kann die 
Kirchensteuerschuld auf diese Höhe 
begrenzt werden.8

• Was hat die nur historisch erklärba-
re Besteuerung von Renten mit der 
Finanzierung kirchlicher Aufgaben 
zu tun? Weil Renten aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung traditio-
nell nur mit einem sog. Ertragsan-
teil, praktisch also kaum besteuert 
wurden – das ändert sich gerade 
Schritt für Schritt ganz behutsam –, 
beteiligen sich auch Personen mit 
auskömmlichen Renten nur ganz 
geringfügig an der Finanzierung 
der Kirchen, und zwar allein des-
halb, weil ihre primäre Einkünfte-
quelle nicht oder nur sehr begrenzt 
der Einkommensteuer unterliegt. 

Die Einziehung und Verwaltung der 
Kirchensteuern durch die Finanzäm-
ter soll nach verbreiteter Auffassung 
für die Kirchen die günstige Folge ha-
ben, dass sie insoweit keinen Verwal-
tungsapparat für die Sicherung ihrer 
fi nanziellen Basis vorhalten müssen. 

Kirchensteuererhebung als staatliches Angebot

Die als Körperschaften des öffentli-
chen Rechts verfassten Kirchen ha-
ben das Recht, aber keinesfalls die 
Pfl icht, sich eines Zuschlags zur Ein-
kommens- und Kapitalertragssteuer als 
zentrales Finanzierungsinstrument zu 
bedienen. Die Kirchen verstecken sich 
gerne hinter der bewusst unscharfen 
Aussage, die Kirchensteuerpfl icht sei 
in Deutschland ebenso geregelt,4 und 
weichen damit der Debatte aus, ob das 
denn sinnvoll ist. Daran bestehen er-
hebliche Zweifel:
• Die Kirchen verlieren den gebote-

nen Abstand zu steuerpolitischen 
Grundsatzentscheidungen im staat-
lichen Sektor, etwa zum „richtigen“ 
Verhältnis von Einkommens- und 
Umsatzsteuer. 

• Die Einkommensteuer ist in ihrer 
derzeitigen Ausgestaltung keines-
falls so „gerecht“ und auf die Leis-
tungsfähigkeit des einzelnen Steu-
erpfl ichtigen ausgerichtet, wie das 
in den kirchlichen Darstellungen 
gerne betont wird. Welcher nach 
christlichen Maßstäben geprägte 
Begriff der Gerechtigkeit liegt et-
wa der Einschätzung zu Grunde, 
dass der Spitzensteuersatz nicht 
oberhalb von 42 % zu verorten sei, 
und dass dieser Steuersatz bei Jah-
reseinkommen im Bereich zwischen 
52.882 € und 250.731€ ohne Diffe-
renzierung erhoben wird?

• Was ist daran „gerecht“, dass Erb-
schaften nicht zur Kirchensteuer he-
rangezogen werden5, obwohl über 
Erbschaften die ungleiche Vermö-
gensverteilung in Deutschland in 
besondere Weise zementiert wird?

• Welches Gesellschaftsbild liegt der 
Entscheidung zu Grunde, dass auf 
Einkommen aus selbständiger Tä-
tigkeit und abhängiger Beschäfti-
gung bis zu 42 % – bzw. 45 % bei 

Einkommen von mehr als 250.000 
€ im Jahr – Steuern, auf Erträge aus 
Kapitalvermögen dagegen nur 25 % 
Einkommensteuer erhoben werden, 
und dies auch für die Kirchensteuer 
gelten muss?6 

• Warum gilt die vermeintliche Ge-
rechtigkeit des Einkommensteuer-
rechts nur im unteren und mittleren 
Einkommensbereich und nicht ganz 

oben? Die Folgen der Progression 
der Einkommensteuer auf die Kir-
chensteuer kann der Steuerpfl ich-
tige durch die Kappung der Steuer-

 Besonders hohe 
Einkommen und 
Vermögenserträge 
werden beim derzeitigen 
Kirchensteuersystem 
begünstigt

4 Exemplarisch ist der Sprachnebel der „Erklärung der Diözesanbischöfe zu Fragen des 
kirchlichen Finanzwesens“ vom 22. 12. 1969: „Die Kirchensteuer ist die gesetzmäßig gere-
gelte, für alle verbindliche Art und Weise der Beitragspfl icht als Kirchenmitglied zu genü-
gen.“ Das lässt nicht auf den ersten Blick erkennen, dass sich die Kirche selbst entschlos-
sen hat, so zu verfahren und keineswegs einer Vorgabe des staatlichen Gesetzes folgt.

5 Einen Zuschlag zur Erbschaftssteuer sehen die Landesgesetze über die Erhebung von 
Kirchensteuern nicht vor; die Wichtigkeit der Erbschaftssteuer für den gesellschaftlich 
unverzichtbaren Ausgleich großer Vermögensunterschiede hat gerade die jüngste Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts betont ( dazu näher: Ulrich Wenner, Zeitschrift 
„Soziale Sicherheit“, 2015, S. 4). 

6 Für differenzierende Steuersätze im staatlichen Bereich wird angeführt, dass die Ka-
pitalerträge sinnvoll und vor allem effektiv nur an der Quelle, also bei den Banken be-
steuert werden können, beim Steuerabzug aber der individuelle Steuersatz naturgemäß 
nicht feststehen kann. Die mit dem Quellenabzug nicht unmittelbar verbundene Abgel-
tungswirkung – auch wer individuell einen höheren Steuersatz als 42 % hat, muss Kapi-
talerträge nur mit 25 % versteuern – mag ihren praktischen Sinn haben, hat aber mit ei-
ner „gerechten“ Besteuerung nach Leistungsfähigkeit nichts zu tun.

7 Einfaches Beispiel: Ein Rechtsanwalt hat ein Einkommen von 150.000 € und muss 
darauf 60.000 € Einkommensteuer zahlen, was zu einer Kirchensteuerschuld von 5.400 € 
führt. Diese kann er – je nach Bundesland – auf 5.000 € (3 % des Einkommens) begrenzen 
lassen.

8  Die Kappung ist ein typisches Beispiel dafür, dass die katholischen Bistümer auch 
nach dem Limburger Skandal nicht offen und transparent mit ihrer Finanzierung umge-
hen. Weder in der ausführlichen Präsentation der Grundlagen der Kirchenfi nanzierung 
auf der Homepage der Deutschen Bischofskonferenz noch in der instruktiven Darstellung 
des Erzbistums Paderborn wird dieser Aspekt angesprochen.
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Das überzeugt nur auf den ersten Blick. 
Die Kirchen müssen für die Verwaltung 
der Kirchensteuer eine Vergütung an 
den Staat entrichten, die vertraglich 
vereinbart wird. Sinnvollerweise muss 
die Vergütung aus staatlicher Perspek-
tive den Aufwand abdecken, der mit 
der Verwaltung der Steuer verbunden 
ist. Weshalb die Kirchen mit diesen Be-
trägen keine eigene Verwaltung für die 
Einziehung von Kirchenbeiträgen auf 
der Grundlage der Steuerbescheide der 
zahlungspfl ichtigen Kirchenmitglieder 
aufbauen könnten, müsste zumindest 
näher belegt werden. Auch andere Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts wie 
die Krankenkassen oder (nicht einge-
tragene) Vereine wie Parteien und Ge-
werkschaften sind in der Lage, einkom-
mensbezogene Beiträge von ihren Mit-
gliedern zu erheben. 

Die Kirchen stellen vermutlich ihre 
entsprechende Fähigkeit nicht in Frage, 

sondern scheuen davor zurück, unmit-
telbar in fi nanziell geprägte Rechtsbe-
ziehung zu den Kirchenmitglieder zu 
treten, also monatlich Beiträge einzu-
fordern, Beitragsforderungen gericht-
lich geltend zu machen und schließlich 
auch zu vollstrecken. Auf die zuletzt 
genannten Zwangsmittel verzichten 
Parteien und Gewerkschaften in aller 
Regel aus gutem Grund; sie bestimmen 
stattdessen in ihren Statuten, dass ein 
Mitglied, das über eine längere Zeit-
spanne die Beiträge schuldig bleibt, 
ausgeschlossen wird. Diese harte und 
in ihren Wirkungen theologisch um-
strittene Konsequenz ersparen sich die 
Kirchen, indem sie sich als Folge der 
Option der Kirchensteuer des staatli-
chen Zwangsapparates zur Durchset-
zung der Steuerpfl icht bedienen, ohne 
selbst gegenüber dem säumigen Kir-
chenmitglied in Erscheinung treten zu 
müssen.

Zusätze enthalten, die ihre Wirkungen 
abzuschwächen geeignet wäre. Nur 
wenn die Erklärung diesen Anforde-
rungen genügt, also gerade die typi-
sche Ambivalenz – Körperschaft nein, 
Gemeinschaft der Glaubenden ja – 
nicht zum Ausdruck bringt, dürfen die 
staatlichen Stellen sie akzeptieren und 
dem Betroffenen insbesondere beschei-
nigen, dass er der Körperschaft „Ka-
tholische Kirche“ nicht mehr angehört 
und kraft staatlich begründeter Rechts-
pfl icht keine Kirchensteuern mehr zah-
len muss. Augenzwinkernde Bündnis-

se zwischen dem austrittswilligen Kir-
chenmitglied und der zuständigen 
Behörde über die Interpretation seiner 
Erklärung sind grundsätzlich ausge-
schlossen: Die obersten Verwaltungs-
richter gestehen dem Bistum das Recht 
zu, Erklärungen mit potenziell ein-
schränkenden Interpretationen oder 
Zusätzen gerichtlich daraufhin prüfen 
zu lassen, ob sie vielleicht unwirksam 
sind, so dass (auch) für die Kirchen-
steuerpfl icht die Mitgliedschaft fortbe-
steht.

Staatsleistungen

Noch deutlich umstrittener als die Kir-
chensteuer sind die Staatsleistungen 
an die Kirchen, die diese jährlich ins-
besondere für die Besoldung und Ver-
sorgung von Bischöfen und Domvika-
ren sowie zur Unterhaltung historisch 
wichtiger Kirchengebäude erhalten9. 
Rechtsgrundlage ist insoweit Art. 138 

 Für den Einzelnen ist 
die Zugehörigkeit zur 
Kirche unentrinnbar 
mit der Erfüllung der 
Kirchensteuerpfl icht 
gekoppelt

Kirchensteuerpfl icht und Kirchenmitgliedschaft 

Wer der katholischen Kirche angehört, 
muss sich an der Erfüllung der Auf-
gaben der Kirche auch mit fi nanziel-
len Mitteln beteiligen (can. 222 § 61); 
in can. 1260 ist von einem „angebo-
renen Recht“ der Kirche die Rede, von 
ihren Gläubigen zu fordern, was sie 
für ihre Zwecke benötigt. Damit ist zu-
nächst nur der kirchliche (Rechts)rah-
men betroffen; den Staat geht es vor-
dergründig nichts an, wer der Kirche 
angehört und was er ihr bezahlt. Über 
die Kirchensteuer werden Kirchenmit-
gliedschaft und Zahlungspfl icht jedoch 
zu einer staatlichen Angelegenheit. Die 
Kirchensteuerpfl icht besteht solange, 
wie jemand nicht gegenüber einer 
staatlichen Behörde (in der Regel dem 
Amtsgericht) schriftlich erklärt hat, 
aus der Körperschaft des öffentlichen 
Rechts „katholische Kirche“ mit Wir-
kung für den staatlichen Bereich auszu-
treten. Selbst wenn ein Kirchenmitglied 
ausdrücklich erklärt, mit diesem Aus-
tritt nur die öffentlich-rechtlich ver-
fasste Körperschaft und nicht die Kir-

che als Glaubensgemeinschaft zu ver-
lassen, und sich zugleich bereit erklärt, 
auch künftig 9 % seiner Einkommen-
steuerschuld an die Kirche zu entrich-
ten, liegt in diesem Austritt nach kirch-
lichem Rechtsverständnis ein schwerer 
Rechtsverstoß, der zum Ausschluss von 
den Sakramenten führt. 

Die seit vielen Jahren geführte De-
batte über den sog. „modifi zierten Kir-
chenaustritt“, also das Verlassen der 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft bei 
gleichzeitigem Verbleib in der Gemein-
schaft der gläubigen Kirchenmitglie-
der, ist für das staatliche Recht durch 
ein Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts vom 29. 06. 2012 erledigt. Die 
Leipziger Bundesrichter lehnen diese 
Option ab. Die Austrittserklärung muss 
klar und eindeutig sein und darf keine 

9 Es geht nicht um die Unterstützung der allgemeinen Aufgaben des Denkmalschutzes 
aus Steuermitteln, die natürlich auch den Kirchen zu Gute kommen muss: Viele der histo-
risch wichtigen Bauten auf deutschem Boden sind Kirchen, und das nach Umfragen wich-
tigste oder zumindest bekannteste Baudenkmal in Deutschland überhaupt ist der Kölner 
Dom. Den müssten die Stadt Köln und/oder das Land NRW auch dann erhalten, wenn das 
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Abs. 1 WRV, der über Art. 140 GG un-
verändert weiter gilt. Danach werden 
die auf Gesetz, Vertrag oder besonde-
ren Rechtstiteln beruhenden Staatsleis-
tungen an die Religionsgemeinschaften 
durch die Landesgesetzgebung abge-
löst; die Grundsätze hierfür stellt „das 
Reich“ auf, also heute der Bund. Man 
muss ein mit Spitzfi ndigkeiten ver-
trauter Jurist sein, um aus einer sol-
chen Ablösungsverpfl ichtung für his-
torisch begründete Leistungen an die 
Kirchen eine faktische Ewigkeitsgaran-
tie der entsprechenden Zahlungen an 
die Kirchen zu entwickeln. Genau das 
ist nämlich geschehen.

Staatsleistungen an die Kirchen im 
Sinne des Art. 138 Abs. 1 WRV sind 
solche, die vor Inkrafttreten der WRV 
im August 1919 begründet wurden, vor 
allem Ausgleichzahlungen oder – sel-
tener – Sachleistungen für Vermögen, 
das den Kirchen infolge der Enteig-
nungen der Kirchengüter durch den 
Reichsdeputationshauptschluss 1803 
entzogen worden ist. Den Kirchen ist 
in diesem Dokument die Unterhaltung 
der „aufgehobenen Geistlichkeit“ zu-
gesagt worden. Das hatte Bedeutung, 
weil nicht nur die Bischöfe und Äbte 
als (geistliche) Landesherren ihre Stel-
lung verloren hatten, sondern auch Gü-
ter und Gebäude, die den Bischöfen als 
wirtschaftliche Grundlage ihrer Tätig-
keit dienten, enteignet worden sind. 
Die Besitztümer der adligen Fürstbi-
schöfe wurden u. a. benötigt, um ein-
fl ussreiche weltliche Herrscher des un-
tergegangenen Hl. Römischen Reichs 
Deutscher Nation für die linksrheini-
schen Gebietsverluste an Frankreich zu 
entschädigen.

Die von den weltlichen Landesher-
ren erbrachten Leistungen an die Bis-
tümer und Klöster, die nach der Aufl ö-
sung des Reichs teilweise neu entstan-
den bzw. neu territorial zugeschnitten 
worden waren, ergaben im Laufe des 
19. Jahrhunderts einen kaum mehr ent-
wirrbaren Flickenteppich von unter-
schiedlich benannten Geld- und Sach-
leistungen. Vor diesem Hintergrund ist 
Art. 138 Abs. 1 WRV zu verstehen. 

Nach dem Ende des (zweiten) deut-
schen Reichs als kaiserliche Monar-
chie und dem Ausrufen der Republik 
im November 1918 sollten die bisher an 
die Religionsgemeinschaften gewähr-
ten Staatsleistungen „abgelöst“ wer-
den. Staat und Religionsgemeinschaf-
ten sollten (auch) in vermögensrecht-
licher Hinsicht getrennt werden. Mit 
dem Ende der Herrschaft der weltlichen 
Fürsten und Herzöge sowie der Regent-
schaft eines Königs „von Gottes Gna-
den“ war die innere Rechtfertigung für 
die Staatsleistungen als Entschädigung 
für die aufgehobenen geistlichen Terri-
torialherrschaften endgültig entfallen: 
Die von der Aufhebung begünstigen 
Territorialherren hatten 1918 ebenfalls 
ihren territorialen Besitz verloren und 
konnten keine Entschädigung an die 
Religionsgemeinschaften mehr leisten. 
Um die Kirchen nicht übergangslos von 
wichtigen Einnahmen abzuschneiden, 
sollten die auf Gesetz, Vertrag oder be-
sonderen Rechtstiteln beruhenden Leis-
tungen gegen eine angemessene Ent-
schädigung vollständig entfallen. Die 
Länder – also vor allem Preußen, Bay-
ern, Sachsen und Württemberg – soll-
ten die Zahlungen erbringen, und zwar 
ausdrücklich auf der Basis gesetzlicher 
Regelungen („durch die Landesgesetz-
gebung …“). Zur Sicherung einer ei-
nigermaßen einheitlichen Entschädi-
gungspraxis wurde in Art. 138 Abs. 1 
Satz 2 WRV ergänzend bestimmt, dass 
das Reich die Grundsätze dafür auf-

zustellen habe, was nach allgemeiner 
Auffassung ebenfalls durch ein Gesetz 
erfolgen sollte.

Ablösung der Staatsleistungen

Die verfassungsrechtlichen Vorgaben 
erscheinen auch heute noch vorbildlich 
und haben doch bewirkt, dass nunmehr 
seit fast 100 Jahren nichts in Richtung 
auf eine Ablösung der uralten Rechts-
titel geschehen ist. Das Reich – heu-
te also der Bund – hat kein Interesse 
daran, mit den Kirchen einen Konfl ikt 
auszutragen, weil sein Haushalt durch 
die Leistungen an die Kirchen nicht be-
lastet wird. Die Kirchen können den 
Ländern immer wieder ihre Bereitschaft 
signalisieren, „konstruktiv“ an der Ge-
setzgebung zu Ablösung der Staatsleis-
tungen mitzuwirken, solange der Bund 
die Kirchen richtig dahin versteht, dass 
er sich angesichts seiner vielfältigen 
anderen Aufgaben mit dem Erlass des 
„Grundsätzegesetzes“ ruhig Zeit las-
sen könne; knapp 100 Jahre sind eben 
„sub specie aeternitatis“ eine eher über-
schaubare Zeitspanne. Weil die verfas-
sungsrechtliche Lehre mit überzeugen-
den Gründen daran festhält, dass die 
Länder keine Ablösungsgesetze erlas-
sen können, bevor das Grundsätzege-
setz des Bundes in Kraft getreten ist, 
geschieht gar nichts in Richtung auf 
eine Ablösung und wird auch in ab-
sehbarer Zeit nichts geschehen. 

Erzbistum Köln einmal nicht mehr zahlungsfähig sein sollte. Den Kölner Dom als Beleg 
für das „reiche“ Erzbistum Köln zu bemühen, zeugt deshalb von erheblicher Borniertheit, 
wie sie für manche Passagen der Bücher von Carsten Frerk kennzeichnend ist. Das Erz-
bistum Köln ist reich und hat sein Vermögen vielleicht auch durch zweifelhafte Immobi-
liengeschäfte vermehrt, aber der Dom und die natürlich sehr kostenintensiven Bemühun-
gen um seinen Erhalt haben damit nichts zu tun; auch professionelle Kirchenkritiker sind 
insoweit gut beraten, mit den gläubigen oder ungläubigen Kölnern „den Dom in Kölle zu 
lassen“.

 Die faktische 
Ewigkeitsgarantie 
staatlicher Leistungen an 
die Kirchen ist nicht zu 
rechtfertigen
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lich auf die Staatsleistungen ver-
zichten. Sie würden auf diese Wei-
se zeigen,

 — dass auch sie die fragwürdi-
ge, historisch überkommene 
Gemengelage von geistlicher 
Macht und weltlicher Herrschaft 
endgültig für überwunden hal-
ten und 

 — dass sie aus ihrer Zeit als (auch) 
weltliche Territorialherren heute 
keine wirtschaftlichen Vorteile 
mehr ziehen wollen.

 Es gibt in der nächsten Zeit kein 
passenderes Datum für einen sol-
chen Verzicht als den Reformati-
onstag des Jahres 2017:

 — Der säkulare Staat und seine 
Bürger in allen verschiedenen 
Glaubens- und Nichtglaubens-
überzeugungen erweisen den 
christlichen Kirchen ihre Refe-
renz in Form eines gesetzlichen 
Feiertages, auch im Bewusstsein, 
welche Bedeutung die Reforma-
tion bis heute für alle Bürger un-
seres Landes hat.

 — Die Kirchen trennen sich end-
gültig von Relikten aus vorde-
mokratischen Zeiten und be-
kennen sich auf diese Weise 
eindrucksvoll als Teil einer plu-
ralistischen Gesellschaft, die die 
religiöse Differenz als eines ih-
rer prägenden Merkmale nicht 
mehr nur hinnimmt, sondern 
ausdrücklich bejaht.

10 Die kommunalen Baulasten, die typischerweise Gemeinden verpfl ichten, wirtschaft-
lich für die Erhaltung eines Kirchengebäudes zu sorgen, sind aus der Perspektive der Kir-
chen weniger sicher als die eigentlichen Staatsleistungen. Das Bundesverwaltungsgericht 
hat 2008 entschieden, dass solche Baulasten auf dem Gebiet der früheren DDR ersatzlos 
untergegangen sein können, weil die Gemeinden, die sie in den 1920er Jahren übernom-
men haben, spätestens mit dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik und der damit ver-
bundenen Neukonstituierung der Kommunalverfassung in den neuen Bundesländern auf-
gehört haben zu bestehen (Urteil vom 11.12.2008 - 7 C 1.08 -; Entscheidungssammlung 
des BVerwG, Band 132, S. 358 ff.); kritisch dazu aus der Perspektive der Kirchen: Markus 
Scheuer, Kommunale Kirchenbaulasten, 2014

11 Institutionelle Förderung bedeutet, dass aus Haushaltsmitteln nicht nur einzelne Pro-
jekte von privaten Einrichtungen unterstützt werden, sondern diese Einrichtungen selbst. 
Haushaltsrechtlich werden solche Leistungen an „Stellen außerhalb der Landes- oder Bun-
desverwaltung“ als Zuwendungen bezeichnet, die gewährt werden, wenn das Land oder 
der Bund an der Erfüllung der Aufgaben durch solche Stellen ein erhebliches Interesse 
hat. Das trifft etwa für die kirchlichen Hilfswerke Misereor und Brot für die Welt und die 
kirchlichen Begabtenförderungswerke Cusanuswerk und Villigst zu.

Optionen für eine Trennung der Finanzbeziehungen 
von Staat und Kirche

Warum ist die Ablösung der Staats-
leistungen so wichtig? Die jährliche 
Gesamtsumme – ohne die auf einzel-
ne Kirchengebäude bezogenen Baulas-
ten10 – von ca. 450 Mio. € für beide gro-
ßen Kirchen ist zwar nicht irrelevant, 
aber auch nicht von überragender Be-
deutung; zudem verteilen sich die Las-
ten sehr ungleich auf die Bundeslän-
der: Baden-Württemberg, Bayern und 
Hessen zahlen viel – vor allem in Re-
lation zu den Einwohnern –, NRW und 
Schleswig-Holstein zahlen wenig, Bre-
men und Hamburg zahlen nichts. Viel 
wichtiger sind die Abtrennung der Kir-
chenfi nanzierung vom säkularen Staat, 
in dem ein Drittel der Einwohner nicht 
mehr an eine der beiden großen Kir-
chen gebunden ist, sowie die Glaub-
würdigkeit der Kirchen selbst.
• Die Finanzierung von Gehältern 

und Pensionen der Bischöfe, Ge-
neralvikare und Domvikare un-
mittelbar aus dem Staatshaushalt 
passt nicht mehr in einen säkula-
ren Staat, der Heimstatt aller Bürger 
sein soll, ungeachtet ihrer kirchli-
chen Bindung. Gerade wenn die Kir-
chen überzeugend darstellen kön-
nen, dass sie über den Kreis der Kir-
chenglieder hinaus eine wichtige 
gesellschaftliche Funktion ausüben, 
ist für eine institutionelle Förderung 
der Kirchen kein Raum11. Gegen-
über dem Staat agieren sie in der 
gesellschaftlichen Sphäre, sie ha-
ben Anspruch auf Förderung be-
stimmter, gesellschaftlich wichtiger 
Einrichtungen und Angebote – von 
der Kindertagesstätte bis zum kirch-
lichen Friedhof –, sind aber nicht 
(mehr) Teil der Staatsverwaltung.

• In den großen Umbrüchen, die 
Deutschland im letzten Jahr-
hundert erlebt hat – von 1918 über 
1933/1945, 1949 und 1989/1990 – 
sind Staaten untergegangen und 
neue entstanden bzw. aufgelös-
te Länder wieder errichtet wor-

den, Menschen haben ihre Hei-
mat und ihr gesamtes Vermögen 
verloren und mussten – bisweilen 
mehrfach – ganz neu beginnen. Die 
Kirchen haben nach einem gewis-
se Zögern jeweils deutlich gemacht, 
dass das Beharren auf alten Rech-
ten weder realistisch ist noch eine 
Basis für ein gutes Miteinander in 
Deutschland und mit den Nachba-
ren jenseits der Grenze ist. Nur eine 
Ausnahme machen die Kirchen mit 
ihrem Beharren auf der Bedienung 
von Rechtstiteln aus längst versun-
kenen Epochen: Für sie selbst gel-
ten all die guten Ratschläge nicht, 
sie verlangen von demokratisch 
verfassten Ländern Zahlungen auf 
Rechtstitel, die jeder demokrati-
schen Legitimation entbehren, weil 
sie von Fürsten geschaffen worden 
sind, die sich 1803 im Kern über die 
Verteilung solcher Besitztümer ge-
einigt haben, die sie sich in Kriegen 
und Raubzügen verschafft hatten.

Was bleiben in dieser Lage für Optio-
nen? 
• Die Kirchen könnten in einer großen 

Geste gegen eine eher symbolische 
Abfi ndung von zwei Jahresraten, 
also insgesamt einer Zahlung von 
1 Mrd. € endgültig und unwiderruf-
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 Diese Erwartung erscheint aller-
dings so realistisch wie die Hoff-
nung, dass eine Frau dereinst Nach-
folgerin von Papst Franziskus wird.

• Die Länder müssen ihre Bereitschaft 
erklären, die Gesetze nach Art. 138 
Abs. 1 WRV nunmehr zu erlassen 
und so den Bund zwingen, seinem 
Verfassungsauftrag zur Verabschie-
dung des Grundsätzegesetzes end-
lich nachzukommen. Das würde der 
Bund sicher tun, wenn die Länder 
das mit Mehrheit verlangen, zu-
mal die Länder ihn dazu notfalls 
mit Hilfe des Bundesverfassungs-
gerichts zwingen könnten. Ob die 
Bereitschaft der Länder zur Ablö-
sung der überkommenen Staatsleis-
tungen realistisch ist, wird man in-
dessen bezweifeln müssen. Die Ex-
perten veranschlagen die Summe, 
die die Kirchen als einmalige Ent-
schädigung für die endgültige Ab-
lösung der Staatsleistungen fordern 
würden, auf das fünf- bis zehnfa-
che der jährlichen Leistungen, also 
auf einen Betrag zwischen 5 und 
10 Mrd. €. Ob alle Länder die dabei 
auf sie entfallenden Beträge – zu-
mindest im Wege einer Ratenzah-
lung an die Kirchen – aufbringen 
können, ist nicht sicher zu beurtei-
len. Die Verpfl ichtung der Länder, 
ab dem Jahr 2020 Haushalte ohne 
neue Kredite zu verabschieden (sog. 
Schuldenbremse), dürfte dem eher 
entgegenstehen12.

• Das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) muss entscheiden. Ein 
Bundesland – selbstverständlich ei-
nes, an dessen Regierung die CDU 
nicht beteiligt ist – könnte den Kir-
chen an Stelle eines derzeit nicht 
zulässigen Ablösungsgesetzes ei-
nen Vergleich anbieten, in dem 
die Kirchen gegen Zahlung einer 
bestimmten Summe endgültig auf 

weitere Zahlungen auf der Grund-
lage des Art. 138 Abs. 1 WRV ver-
zichten. Lehnen die Kirchen das – 
erwartungsgemäß – ab, würde das 
Land, wie zuvor angekündigt, einen 
kleinen Teil der jährlichen Zahlun-
gen einbehalten13. Daraufhin wür-
den die betroffenen Bistümer oder 
Landeskirchen den offenen Betrag 
einklagen. Zuständig sind die Ver-
waltungsgerichte, nicht unmittelbar 
das BVerfG, weil die Kirchen keine 
Verfassungsorgane sind, die andere 
Verfassungsorgane vor dem BVerfG 
verklagen können. Jedes Verwal-
tungsgericht könnte das bei ihm an-
hängige Verfahren aussetzen und 
eine Entscheidung des BVerfG dar-
über einholen, ob Art. 138 Abs. 1 
WRV in Verbindung mit Art. 140 
GG inzwischen obsolet geworden 

ist. Ein solcher Vorlagebeschluss 
nach Art. 100 Abs. 1 GG setzt al-
lerdings voraus, dass das Gericht 
selbst von der Unvereinbarkeit der 
historisch überkommenen Staats-
leistungen mit der Verfasstheit der 
Bundesrepublik als weltanschaulich 
neutraler Staat überzeugt ist und 
Art. 138 Abs. 1 WRV deshalb als 
„verfassungswidriges Verfassungs-
recht“ ansieht. Das erscheint jeden-
falls nicht völlig ausgeschlossen; 
ein anderer Weg zur endgültigen 
Klärung der Zukunft der Staatsleis-
tungen an die Kirchen ist nicht er-
kennbar: Es wäre ein Armutszeug-
nis für Staat und Kirchen, wenn 
nicht spätestens zum 100. Geburts-
tag der Verfassung von 1919 die 
Staatsleistungen aus dem 19. Jahr-
hundert endgültig abgelöst wären. 

Vermögen der „Bischöfl ichen Stühle“

Zu den dunklen Seiten der Kirchen-
fi nanzierung – speziell im katholi-
schen Bereich – gehört das Vermögen 
des sog. bischöfl ichen Stuhls. Dazu 
hat beigetragen, dass das Limburger 
Protz-Projekt auch aus Mitteln dieser 
Institution fi nanziert worden ist, unter 
der sich kaum jemand etwas vorstel-
len kann. „Bischöfl icher Stuhl“ meint 
im kirchenrechtlichen Sinne das Amt 
eines Ortsbischofs und das unmittel-
bar diesem Amt zugeordnete Vermö-
gen. Staatskirchenrechtlich ist der bi-
schöfl iche Stuhl eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts, die Verträge mit 
kirchlichen und staatlichen Einrichtun-
gen sowie mit Privatpersonen schlie-
ßen kann. Ins Bewusstsein einer grö-
ßeren Öffentlichkeit rückt die seltsame 
Bezeichnung nur dann, wenn ein Orts-
bischof verstorben ist oder der Papst 

seinen Amtsverzicht angenommen 
hat. Dann ist – im Sinne des nüchter-
nen Beamtenrechts – ein Amt unbe-
setzt, im kirchlichen Sprachgebrauch 
ist der bischöfl iche Stuhl verwaist, va-
kant oder erledigt. Dieses Sprachbild 
stammt aus der Kathedralkirche, die 
jedem Bistum nach Bestimmung des 
Papstes zugeordnet ist: Der Sitz des Bi-
schofs darf nur von ihm genutzt wer-
den, weder der Diözesanadministrator, 
noch der Domprobst oder der General-
vikar dürfen dort Platz nehmen, auch 
nicht solange sie das Bistum vertre-
tungsweise leiten. Daraus erklärt sich 
auch, dass zwischen den Körperschaf-
ten „Bistum“ und „bischöfl icher Stuhl“ 
zu unterscheiden ist. Das Bistum exis-
tiert unabhängig von der Person des Bi-
schofs, auch unabhängig davon, ob es 
überhaupt einen solchen gibt, während 

12 Art. 143d GG in der seit 2009 geltenden Fassung.
13 Die Beschränkung einer gerichtlich zu klärenden Forderung auf eine kleine Summe 

ist unter Vertragspartnern, die nicht gänzlich zerstritten sind, sich aber ohne gerichtliche 
Hilfe über eine zentrale Frage nicht einigen können, durchaus üblich. Das betroffene Land 
würde durch die Beschränkung der von der Auszahlung bewusst ausgenommenen Beträ-
ge den Kirchen zeigen, dass es ihm um die Klärung einer streitigen Rechtsfrage und nicht 
um eine „Sanktion“ gegen eine Kirche geht.

 Die Abtrennung der 
Kirchenfi nanzierung vom 
säkularen Staat würde 
die Glaubwürdigkeit der 
Kirchen stärken
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in der Rechtspersönlichkeit „bischöfl i-
cher Stuhl“ Amt und Person untrenn-
bar verbunden sind.

Traditionell verfügen die bischöfl i-
chen Stühle über Vermögen, das grund-
sätzlich nicht veräußert werden darf 
und dessen Erträge entweder vom Bi-
schof bestimmten Zwecken dienen oder 
jährlich dem Haushalt des Bistums als 
Einnahmen zugeführt werden. Nicht je-
der bischöfl iche Stuhl hat Vermögen; 
Berlin ist auch insoweit „arm“, wäh-
rend der erzbischöfl iche Stuhl in Köln 
sein Vermögen mit 166 Mio. € angibt – 
überwiegend in Immobilien und Beteili-
gungen in der Wohnungswirtschaft an-
gelegt. Die jährlich ca. 15 Mio. € Erträge 
daraus werden nach eigenen Angaben 
dem Haushalt des Erzbistums zugführt. 
Für das Bistum Essen wird publiziert, 
die Erträge des Vermögens des bischöf-
lichen Stuhls würden unmittelbar für – 
nicht näher bezeichnete – seelsorgliche 
oder caritative Projekte eingesetzt; nur 
über einen geringen Anteil könne der 
Bischof frei verfügen.

Die Differenzierung zwischen Bis-
tum und bischöfl ichem Stuhl ist histo-

risch erklärbar und nicht weiter ärger-
lich. Unter Transparenzgesichtspunk-
ten muss klar sein,
• wo das Vermögen des bischöfl ichen 

Stuhls herkommt,
• wie und nach welchen ethisch ver-

tretbaren Maßstäben es angelegt 
wird.

• Die Erträge des Vermögens müssen 
vollständig dem Haushalt des Bis-
tums zugeführt werden;

• für eine Vergabe von Finanzmitteln 
nach den Präferenzen des Bischofs 
und ohne Kontrolle des Kirchen-
steuerrates besteht keine Rechtfer-
tigung.

Wenn der Bischof bestimmte Projekte 
für besonders förderungswürdig hält, 
bietet ein Gehalt nach Besoldungsgrup-
pe B 10 – etwa 12.377 € im Monat – 
sicher den notwendigen Spielraum; an-

Die wichtigsten Informationen zu Inhalt und Auslegung der Kir-
chenartikel des GG sind in den aktuellen Kommentaren zum 
Grundgesetz verfügbar; der handlichste und aktuellste: Jarass, 
Hans D./Pieroth, Bodo (142014): Grundgesetz für die Bundesrepu-
blik Deutschland, Beck-Verlag: München.

Die Perspektive der Kirchen fi ndet sich am klarsten in: Listl, Jo-
seph/Pirson, Dietrich (Hrsg.) (21995): Handbuch des Staatskirchen-
rechts für die Bundesrepublik Deutschland, Bd. 2. Duncker & Hum-
blot: Berlin.

Kritische Positionen sind verfügbar über die Plattformen des „Ver-
eins zur Umwidmung von Kirchensteuern e. V.“ und des „Dietrich-
Bonhoeffer-Vereins e. V.“.
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sonsten muss im Rahmen der Aufstel-
lung des Haushaltsplans für das Bistum 
über die Förderung von Projekten ent-
schieden werden. Der Bischof darf – 
außer mit seinem wirklichen Privat-
vermögen – keine Aufgaben an den 
zuständigen Gremien vorbei fördern, 
und seien sie noch so sinnvoll. 
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 Irdische Güter und 
himmlische Schätze
Und was sie miteinander zu tun haben

Das deutsche Kirchensteuersystem garantiert eine sichere und üppige Finanzierung 
der Kirchen. Die Folgen für die Pastoral und die Aktivierung der Kirchenmitglieder 
sind jedoch ambivalent. Der folgende Beitrag zeigt das anhand von vier aktuellen Ent-
wicklungen: der zunehmenden Bürokratisierung und Professionalisierung, der Diffe-
renzierung der Seelsorge sowie der Abgrenzung zwischen der Kirche und ihren Mit-
gliedern. Für die Zukunft geht es darum, die Gläubigen wieder zu aktiven Teilhabern 
der Kirche zu machen und insgesamt zu einer missionarischen Kirche zu werden, die 
nicht vorrangig auf die eigene Organisation bedacht ist. Dazu gehört auch ein verän-
derter Stellenwert des Kirchensteuersystems: Eine zwingende Verknüpfung der Zuge-
hörigkeit zur Kirche mit dem Steuersystem ist auf Dauer kaum haltbar. Eine teilweise 
Mitentscheidung der einzelnen Kirchensteuerpfl ichtigen über die Verwendung ihres 
Geldes könnte belebend wirken. Das Gleiche gilt für Modelle, nach denen die Steuer 
teilweise direkt an die jeweilige Pfarrei zu zahlen sind. Bernhard Spielberg

„Niemand würde sich an den 
barmherzigen Samariter erin-

nern, wenn er nur gute Absichten ge-
habt hätte. Er hatte auch Geld.“ Mar-
garet Thatcher, die einstige britische 
Premierministerin, trifft mit ihrer kna-
ckigen Exegese einen entscheidenden 
Punkt: Geld spielt eine Rolle. Auch in 
der Kirche. Dass man darüber nicht täg-
lich nachdenken muss, spricht für ein 
stabiles System. Von Zeit zu Zeit lohnt 
es sich aber, eben dieses System kri-
tisch unter die Lupe zu nehmen. Denn 
mit den Jahren graben sich Finanzströ-
me in Strukturen und Mentalitätsmus-
ter jeder Organisation ein wie ein Fluss 
in sein Bett.

In der Kirche spielt Geld eine aus-
drucksstarke Doppelrolle.
• Zum einen ist es, genauso wie Bau-

werke, Satzungen oder Organigram-
me, ein Zeichen der real existieren-
den Ekklesiologie. Am Umgang mit 
ihm lassen sich Beziehungskonstel-
lationen nachzeichnen und Wertig-
keiten ablesen. Außerdem zeigt sich 
daran, wie konsequent die Kirche 

ihr theologisches Selbstverständnis, 
das sich z. B. in den großen Wor-
ten „Volk Gottes“ oder „Communio“ 
verbirgt, in die Praxis übersetzt.

• Zum anderen ist Geld ein wirk-
mächtiges Werkzeug der Kirchen-
entwicklung. Mit ihm lassen sich

 — Strukturen etablieren oder eli-
minieren,

 — Innovationen fördern oder ver-
hindern und

 — Bewusstseinsprozesse anstoßen 
oder blockieren. 

Diese Doppelrolle des Geldes als aus-
sagekräftiges Zeichen und gestaltungs-
mächtiges Werkzeug wird im Folgen-
den aus pastoraltheologischer Perspek-
tive betrachtet. Im Mittelpunkt stehen 
bzw. steht dabei die katholische Kir-
che in Deutschland, genauer gesagt: 
die deutschen (Erz-)Diözesen, die ob 
ihres verfassungsrechtlich abgesicher-
ten, steuerbasierten Finanzierungssys-
tems eine in der Weltkirche nahezu un-
vergleichliche Sonderrolle einnehmen. 
Es geht also ebenso wenig um myste-

riöse vatikanische Sonderkonten wie 
um skandalträchtige Bischofsbadewan-
nen oder den ökonomischen Druck auf 
die institutionalisierte Nächstenliebe, 
sondern um jene Spuren, die das ge-
wöhnliche Kirchensteuerwesen seit den 
1960er Jahren in der Kirche hinterlas-
sen hat. Was diese Spuren so bemer-
kenswert macht: Einige von ihnen er-
scheinen heute dermaßen selbstver-
ständlich, dass kaum alternative Wege 
diskutiert werden. Genau darin liegt 
auch die größte Herausforderung. 

I. Ambivalente Entwicklungen

Die Kirchensteuer ist die tragende Säu-
le der Kirchenfi nanzierung in Deutsch-
land. Sie sichert etwa drei Viertel der 
Einnahmen der Bistümer. Ihre prägen-
de Kraft für die Pastoralgeographie im 
Land entfaltete sie in den Jahren nach 
1948, als die Einführung der Diöze-
sankirchensteuer die bisherige Ortskir-
chensteuer ablöste, die nach der Säku-
larisation eingeführt worden war. Der 
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damit verbundene fi nanzielle Spiel-
raum ermöglichte den Bistümern – 
mit regionalen Unterschieden – eine 
beeindruckende Bautätigkeit,
• den Aufbau einer professionellen 

Verwaltung,
• die Einrichtung angemessen bezahl-

ter hauptberufl icher Stellen,
• ein wahrnehmbares Engagement 

auf den Feldern von Kunst und 
Kultur,

• eine konkurrenzfähige Medienprä-
senz,

• eine hochwertige Ausstattung von 
Bildungshäusern, Pfarrbüros und 
Kirchenräumen,

• die gezielte Förderung caritativer 
Einrichtungen und

• ein beachtliches weltkirchliches En-
gagement.

Das über die Jahre erreichte „Ausmaß 
an Kirche“1 hat aber auch seine Ambi-
valenzen. Denn es hat nicht nur Spuren 
in der Landschaft hinterlassen, sondern 
auch in Strukturen und Mentalitäten. 
Der Geldfl uss hat sich eingegraben in 
die Sozialgestalt der Kirche.2 Vier Ent-
wicklungen machen das deutlich:

1.  Professionalisierung der Verwaltung 
und Bürokratisierung der 
kirchlichen Kommunikation

Wie die öffentliche Verwaltung des 
Staatsvolkes so wurde auch die kirchli-
che Verwaltung des Gottesvolkes in der 
Nachkriegszeit massiv ausgebaut. So 
wuchs beispielsweise das Münsteraner 
Generalvikariat von 31 Mitarbeitern im 
Jahr 1948 auf 417 im Jahr 1974.3 Die 
(westdeutschen) Ordinariate wurden 
zu hochprofessionellen Verwaltungs-
behörden, deren Niveau sich sehen las-
sen kann. Eine kritische Refl exion die-
ser Entwicklung blieb aber aus. Dabei 
ist sie genauso begründungspfl ichtig 
wie es eine an marktwirtschaftlichen 
Maßstäben ausgerichtete Kirchenent-
wicklung wäre. Die Kirche ist kein 
Großkonzern. Sie ist aber auch nicht 
zwingend eine Behörde.

Problematisch sind freilich nicht die 
Behördenstrukturen an sich, sondern 

die in ihnen gedeihenden bürokrati-
schen Mentalitätsmuster. 
• Sie zeigen sich erstens in der Hal-

tung derjenigen, die in den Struk-
turen arbeiten. In der Verwaltung 
wird anders kommuniziert als in 
Vereinen, Unternehmen oder Be-
wegungen: Es wird top-down ent-
schieden, angeordnet, durchgesetzt. 
Mit der Bürokratisierung der Ver-
waltung wurde auch die Kommu-
nikation zwischen den unterschied-
lichen Ebenen der kirchlichen Hie-
rarchie bürokratisiert: Vertreter von 
Pfarreien oder Verbänden werden 
in Diözesanverwaltungen eher als 
Bittsteller wahrgenommen denn als 
Kollegen oder Mitglieder.

• Zweitens dienen Behördenstruktu-
ren durchaus effektiv der Sicherung 
des Status quo. Sie behindern aber 
gleichzeitig Wettbewerbsdenken 
und Innovation, weil sie – wie es 
Benedikt XVI. in seiner Freiburger 
Rede beschrieb – die Versuchung 
in sich bergen, der „Organisation 
und Institutionalisierung größeres 
Gewicht [zu geben] als ihrer Beru-
fung zu der Offenheit auf Gott hin, 
zur Öffnung der Welt auf den an-
deren hin.“4

• Drittens verändert der Aufbau ei-
ner „Amtskirche“ mit der Zeit auch 
das Kirchenbild der Gläubigen. Mit 
„Kirche“ wird, auch medial, nur 
noch die Administration identifi -
ziert. Und die kirchlichen Akteure 
vor Ort werden als nachgeordnete 
Instanzen betrachtet, nicht als lo-
kale Repräsentanten mit eigenem 
Gestaltungsauftrag.

Der theologischen Realität des Volkes 
Gottes, die genau diese Polarisierung 
überwindet, wird das nicht gerecht. 

1 Schlagnitweit (2003), 307 f.
2 Vgl. Spielberg (2012), 249–292.
3 Benjamin Ziemann (2011), 704.
4 Benedikt XVI., 14.

2.  Zielgruppenspezifi sche 
Differenzierung der Seelsorge und 
Verengung der Pfarrei zu einem Ort 
unter vielen

Anfang der 1960er Jahre diagnostizier-
ten die ersten religionssoziologischen 
Untersuchungen eine wachsende Kluft 
zwischen dem Leben der Gläubigen und 
den Ansprüchen ihrer Kirche. Dank der 
reichlich fl ießenden Kirchensteuerein-
nahmen konnten die Bistümer kreativ 
auf diese Herausforderung reagieren. 
Das taten sie in zweifacher Weise:
• Zum einen wurde ein System ziel-

gruppenspezifi scher Seelsorge eta-
bliert, das neben den Pfarreien we-
sentliche pastorale Vollzüge wie Ju-
gendpastoral, Erwachsenenbildung 
oder Beratungsangebote unter Lei-
tung der neu geschaffenen Seelsor-
geämter professionalisierte.

• Zum anderen wurde in den Erhalt 
und den Ausbau des Pfarreisystems 
investiert, vor allem durch den Bau 
von Kirchen und Pfarrheimen sowie 
durch die Schaffung von Stellen. 

Als patriarchal geführte Kontroll-
instanzen über die Biographie der 
Mitglieder waren die Pfarreien in den 
1960er Jahren nicht mehr in der La-
ge, sich konstruktiv mit den veränder-
ten Ansprüchen der Menschen ihrer 
Zeit auseinanderzusetzen. Allerdings 
konnten sie es sich leisten, auf die-
se Auseinandersetzung zu verzichten. 
Schließlich gab es spezialisierte Ein-
richtungen, in denen, inspiriert vom 
Zweiten Vatikanum, die Pastoral von 
den spezifi schen Lebenserfahrungen 
der Menschen her entwickelt wurde. 
Die Pfarrei wurde vor diesem Hinter-
grund nicht nur zu einem pastoralen 
Ort unter anderen, sondern auch zu 
demjenigen, der sich gerade durch sei-
ne Nicht-Professionalität auszeichnet. 
Die Bestandssicherung, die den Pfar-
reien ohne einen Bezug zu ihrer pasto-

 Die Kirche ist weder 
Großkonzern noch 
Behörde
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ralen Qualität gewährt wurde, hat we-
sentlich dazu beigetragen, dass sie die 
Fragen nach der eigenen Relevanz für 
das Leben ihrer Mitglieder – und nach 
deren Relevanz für das Leben der Pfar-
rei – nicht stellen mussten.

3.  Professionalisierung der Pastoral 
und Ent-Amateurisierung der 
Seelsorge

Von 1990 bis 2013 hat sich die Zahl 
der Priester in der Pfarrseelsorge von 
19.707 auf 14.490 verringert. Im glei-
chen Zeitraum wuchsen aber die der 
anderen pastoralen Berufsgruppen: 
von 1.469 auf 3.209 haupt- und ne-
benberufl iche Diakone, von 3.612 auf 
4.470 Gemeindeassistent(inn)en und 
-referent(inn)en sowie von 1.542 auf 
3.140 Pastoralassistent(inn)en und 
-referent(inn)en.5 Gegenwärtig arbei-
ten so viele und so gut ausgebildete 
Menschen hauptberufl ich für die Kir-
che wie noch nie zuvor. Dank der Kir-
chensteuer ist sie nicht nur relevan-
ter Sinn-, sondern auch bedeutender 
Arbeitgeber. 

Allerdings hat auch die Professio-
nalisierung eine Schattenseite. Sie hat 
dazu beigetragen, dass sich eine „Kir-
che in der Kirche“ bilden konnte – abge-
grenzt durch den ekklesiologisch be-
deutungslosen, aber praktisch wirk-
mächtigen Wesensunterschied zwischen 

Getauften mit und ohne diözesane Ge-
haltsabrechnung. In dieser „Kirche in 
der Kirche“ lässt sich nicht nur jene 
Kontrolle über die persönliche Lebens-
führung der Mitglieder fortführen, die 
gesellschaftlich verlorengegangen ist. 
Sie wirkt auch als Innovationshinder-
nis. Denn belohnt werden vor allem die-
jenigen, die zur Aufrechterhaltung des 
pastoralen Status quo vor Ort beitra-
gen. Experimentierfreude und Unter-
nehmergeist sind natürlich nicht ver-

 Zwischen Getauften 
mit und ohne diözesane 
Gehaltsabrechnung 
verläuft heute eine 
wirkmächtige Grenze

boten – sie sind aber zusätzlich, und 
nicht alternativ zum Standardpro-
gramm zu realisieren. Schließlich führt 
die Professionalisierung auch zu einer 
Ent-Amateurisierung der Seelsorge. 
Selbstverständlich lässt sich das Ver-
hältnis von Hauptberufl ichen und Eh-
renamtlichen nicht einfach zahlenmä-
ßig aufrechnen, nach dem Motto: Was 
die eine Seite verliert, gewinnt die an-
dere. Beide bedingen einander. Aller-
dings zeigt der Blick in die Territorial-
seelsorge – in anderen Feldern sieht es 
anders aus – dass Hauptberufl iche mehr 
leiten als begleiten, weniger Bewusst-
seinsbildung betreiben als Serviceleis-
tungen und wichtige Entscheidungen 
unter sich treffen. Zu Recht lassen sich 
viele Hauptberufl iche nicht absprechen, 
Seelsorgerinnen und Seelsorger zu sein. 
Umso mehr verwundert es, dass genau 
das Ehrenamtlichen nur selten zuer-
kannt wird. 

4.  Unabhängigkeit von den 
Mitgliedern und Unabhängigkeit 
der Mitglieder

Unabhängigkeit ist ein hohes Gut in 
der Seelsorge. Dank eines soliden Fi-
nanzsystems muss in Deutschland kein 
Priester einen zweiten Beruf ausüben, 
um über die Runden zu kommen; kein 
Pastoralreferent muss eine vermögen-
de Frau heiraten, um eine Familie zu 
ernähren; keine Gemeindereferentin 
braucht die Aussicht auf ein größe-
res Erbe, um in den Beruf einsteigen 
zu können. Und keiner muss um seine 
Anstellung fürchten, wenn er oder sie 
sich in der Predigt mit lokalen Größen 
anlegen sollte. 

Die andere Seite dieser Unabhän-
gigkeit von den Mitgliedern ist – die 
Unabhängigkeit der Mitglieder. Die Kir-
chensteuerpfl icht sichert die fi nanzi-
elle Handlungsfreiheit der Kirche. Der 
Radius ihres Wirkungskreises ist damit 
abhängig von der Konjunktur der deut-
schen Wirtschaft und der Einkommen-
steuergesetzgebung – nicht aber von 
den Einstellungen der eigenen Mitglie-
der oder der Qualität der Pastoral. Die 
Entkoppelung des Beitrags von den Be-

5 Sekretariat der Deutschen Bischofs-
konferenz (Hg.), 12 f.

6 Schließlich dürfte allerdings im  Zuge 
der Besteuerung der Kapitaleinkünfte die 
Zahl der Austritte zunehmen.

dürfnissen schafft eine komfortable Si-
tuation, die Sicherheit und Unabhän-
gigkeit der Seelsorge garantiert. Sie 
kann aber zum goldenen Käfi g wer-
den. Denn sie trägt zum einen dazu 

bei, dass sich mit der Zeit die Mehrheit 
der Gläubigen weniger als Teilhaber 
an einer Idee denn als Kunde einer In-
stitution betrachtet, die eine Flatrate 
für die liturgische Begleitung beson-
derer Lebenssituationen anbietet. 

Zum anderen besteht auf Seiten der 
Verantwortungsträger die Gefahr, im 
toten Winkel der fi nanziellen Sicher-
heit die fundamentale Bedeutung zu 
übersehen, die
• das Vertrauen
• der Glaube und
• die Talente
der Mitglieder für die Präsenz der Kir-
che in der Gesellschaft haben. Dabei 
sind diese drei wertvolle Ressourcen, 
um die immer neu gerungen werden 
muss. Angesichts eines geradezu indi-
rekt proportionalen Verhältnisses von 
Kirchensteueraufkommen und Glaub-
würdigkeit kann das leicht aus dem 
Blick geraten. So sank in den vergan-
genen Jahren die Glaubwürdigkeit der 
katholischen Kirche massiv, nicht zu-
letzt vor dem Hintergrund der Debat-
te um die Aufhebung der Exkommu-
nikation der „Pius-Bruderschaft“ so-
wie der Aufdeckung zahlreicher Fälle 
von sexuellem Missbrauch und dem 
Umgang damit. Gleichzeitig erreichten 
die Einnahmen aus der Kirchensteuer – 
vor allem dank der Kapitalertragsteu-
er – ein Rekordniveau.6 Auch wenn es 
sich dabei um Oberfl ächenphänome-
ne handelt, die keinen Kausalzusam-

 Kirchensteuer als Flatrate 
für die liturgische 
Begleitung besonderer 
Lebenssituationen
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menhang darstellen: Die Korrelation 
der Entwicklungen ist bemerkenswert. 
Denn sie führt die Versuchung vor Au-
gen, der rechtlichen Absicherung des 
Kirchensteuersystems auf Dauer größe-
res Gewicht beizumessen als dem pas-
toralen Bemühen um die Wiedergewin-
nung und den Erhalt der kirchlichen 
Glaubwürdigkeit bei den eigenen Mit-
gliedern. Pointiert formuliert: So lan-
ge es ökonomisch nicht relevant ist, ob 
Leute kommen, oder wohin sie kom-
men, sondern vor allem, ob sie zahlen, 
so lange sind die angenehmsten Mit-
glieder jene, die nur zahlen und gar 
nicht kommen: Sie nutzen kein Got-
teslob ab, sie verursachen keine Heiz-
kosten und sie kosten auch keine Zeit.

Die vier skizzierten Entwicklun-
gen machen deutlich, wie prägend 
das kirchliche Finanzierungssystem in 
Deutschland für die Gestalt der Kir-
che ist. Sie machen die unbestreitbaren 
Chancen sichtbar, die die Kirchensteu-
er in pastoraler Hinsicht ermöglicht, 
zeigen aber auch das Problem, das sie 
mit sich bringt. Es besteht nicht etwa 
darin, dass das System ungerecht wä-
re. Das ist angesichts der Koppelung 
an die Einkommen- und Kapitalertrag-
steuer nicht der Fall. Es besteht nicht 
darin, dass es die Kirche zu reich und 
damit unglaubwürdig machen würde. 
Die Treue zu ihrer eigenen Berufung 
lässt sich nicht am Haushaltsvolumen 
ablesen – sondern nur an der Haltung 
dazu.7 Und es besteht auch nicht darin, 
dass es die Etablierung einer professio-
nellen pastoralen Parallelstruktur zu 
den Pfarreien ermöglicht hat. Sie ist 
gerade ein Zeichen für das Potenzial 
der Kirche, sich in ihrer jeweiligen Ge-
genwart kreativ zu verorten. Das Pro-
blem besteht vielmehr darin, dass das 
Kirchensteuerwesen in seiner aktuellen 
Gestalt ein überkommenes Verhältnis 
der Gläubigen zu ihrer Kirche konser-
viert. Anders gesagt: Es hilft, ein kirch-
liches Selbstverständnis zu kultivieren, 
das die Kirchenmitgliedschaft primär 
unter dem Kriterium der fi nanziellen 
Beitragspfl icht betrachtet – und daher 
die Frage nach dem nicht-fi nanziel-

len Beitragspotenzial der Gläubigen ge-
nauso ignorieren kann wie die nach 

dem Beitragspotenzial der Kirche für 
die Biographie ihrer Gläubigen.

II. Fundamentale Veränderungen und neue Perspektiven

Der institutionelle Status quo der bei-
den großen Kirchen in Deutschland be-
ruht zu einem wesentlichen Teil auf 
der diözesan bzw. landeskirchlich ver-
walteten Kirchensteuer. Und die Auf-
rechterhaltung dieses Status quo erfor-
dert ein verlässliches Finanzierungs-
system. Das lässt erahnen, warum die 
Umgehung der Kirchensteuerpfl icht in 
Deutschland mittlerweile mit kirchen-
rechtlichen Sanktionen belegt ist, die 
sonst nur denjenigen vorbehalten sind, 
die sich schwerster Vergehen gegen den 
Glauben und die Kirche schuldig ge-
macht haben.8 Mit der „Quasi-Tatstra-
fe“ der „Quasi-Exkommunikation“, die 
die Deutsche Bischofskonferenz für ih-
ren Bereich im Jahr 2012 – in kontras-
tierend-kreativer Auslegung einer in-
haltlich entgegenstehenden römischen 
Vorschrift – einführte, wird die emi-
nente Bedeutung unterstrichen, die der 
Kirchensteuer zukommt.9 Mittelfristig 
könnte die Erhöhung des Sanktions-
drucks auch noch ausreichen, um die 
gegenwärtige Form der Kirchenfi nan-
zierung zu stützen. Auf längere Frist 
dürften aber Veränderungen notwen-
dig werden, gerade wenn man – was 
zweifellos sinnvoll ist – an einem Sys-
tem der breit angelegten Finanzierung 
durch die Mitglieder festhalten will.

Denn die Verhältnisbestimmung 
der Mitglieder zur Kirche und diejeni-
ge der Kirche zu den Mitgliedern befi n-
den sich im Wandel. Prominente Fälle 

machen diese Veränderungen an der 
Oberfl äche sichtbar: Etwa der des eme-
ritierten Freiburger Kirchenrechtlers 
Hartmut Zapp, der – mit letztinstanzli-
cher Bestätigung durch das Bundesver-
waltungsgericht –  erfolgreich seinen 
Körperschaftsaustritt unter Beibehal-
tung seiner sonstigen Kirchenmitglied-
schaft erklärte.10 Oder der des einsti-
gen Bayern-München Profi s Luca Toni, 
dessen Kirchensteuer in Millionenhö-
he sich der Verein mutmaßlich sparen 
wollte, weil der Spieler ohnehin nicht 
vorhabe, in nächster Zeit zu heiraten.11 
Es ist nicht unwahrscheinlich, dass die-
se Entwicklungen mit der Zeit auch in 
der Breite Wirkung zeigen.

1.  Von der „vicarious religion“ zum 
religiösen Markt

Aus religionssoziologischer Perspekti-
ve lassen sich in Westeuropa langsame, 
aber gewaltige Transformationen im 
Verhältnis des Einzelnen zur Kirche di-
agnostizieren. Noch, so arbeitet es Gra-
ce Davie heraus, würden die Westeuro-
päer ihre Kirchen, anders als US-Ame-
rikaner, als öffentliche Einrichtungen 
wie Wasserwerke oder Energieversor-
ger betrachten: „Europäer sehen ihre 
Kirchen nicht als Zentren von Aktivi-
tät an, die ohne ihre Unterstützung zu-
sammenbrechen. Sie sind vielmehr ge-
neigt, sie als eine notwendige öffentli-
che Einrichtung zu betrachten, deren 
Service sie an den Wendepunkten des 

7 Vgl. Müller (2012), 221–234. Hier wird im Blick auf die Einstellung französischer 
Christen herausgestellt, „dass nicht Reichtum als Gegensatz zur Armut gesehen wird, son-
dern Angst: die Angst nämlich, Besitz, Macht, Einfl uss zu verlieren. Diese Angst äußert 
sich in der Sorge um Verlust, im Festhalten und Verteidigen dessen, was als Besitz gese-
hen wird, in Misstrauen und damit in Unfreiheit.“ Ebd., 223.

8 Vgl. DKB, Dekret zum Kirchenaustritt.
9 Bier (2013), Wer nicht zahlt, der glaubt auch nicht? 163. Bernhard Spielberg, No mo-

ney – no mission? No mission – no money!
10 Zur juristischen und kanonistischen Auseinandersetzung um den Fall vgl. Bier (2013). 
11 Vgl. Müller-Jentsch (2015).
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Lebens erwarten – sowohl für Einzel-
ne wie für die Gemeinschaft. Kirchen 
sollten zum Wohl der Gesellschaft als 
ganzer erhalten werden – egal, ob sie 
regelmäßig eine bedeutende Zahl an 
Kirchgängern anziehen.“12 Diese Hal-
tung sei, so Davie, das Erbe der engen 
Verfl echtung von Kirche und Staat in 
den Ländern Westeuropas. Sie mani-
festiere sich in einer spezifi sch (west-)
europäischen Form der Religiosität, der 
„vicarious religion“, also der Stellver-
treter-Religion: „Kirchen und Kirchen-
führer praktizieren Rituale im Auftrag 
anderer; Kirchenführer und Kirchgän-
ger glauben im Auftrag anderer, Kir-
chenführer und Kirchgänger verkör-
pern im Auftrag anderer moralische 
Werte, Kirchen können schließlich Räu-
me bieten für die stellvertretende De-
batte über die ungelösten Fragen der 
modernen Gesellschaften.“13 Genau 
diese stellvertretende Religionsaus-
übung wird im Kirchensteuersystem 
konserviert. Sie werde aber, so nimmt 
Davie an, nur noch bis zur Hälfte des 
21. Jahrhunderts das Spezifi kum euro-
päischer Religiosität bleiben und dann 
einer anderen Praxis weichen. Das lie-
ge nicht allein daran, dass das Verhält-
nis zwischen den wenigen Aktiven und 
den vielen Passiven an sich schon äu-
ßerst sensibel ist, sondern auch an den 
grundsätzlichen Veränderungen in der 
religiösen und kirchlichen Landschaft. 
So wachse in Europa neben einer tra-
dierten Kirchlichkeit besonders unter 
den Kirchgängern bereits heute ein reli-
giöser Markt. Freiwillige Mitgliedschaft 
ist zwar nicht de jure, aber de facto die 
Norm. Und es seien in Zukunft gerade 
diejenigen, die sich freiwillig und ak-
tiv engagieren, die mit den Verände-
rungen in der religiösen Landschaft – 
insbesondere mit der wachsenden Prä-
senz des Islam – wesentlich leichter 
und produktiver umgehen könnten als 
jene, die Kirchlichkeit als eine histo-
rische Selbstverständlichkeit ansehen. 
„Für erstere hat ernsthafter Glaube öf-
fentliche Auswirkungen, Letzteren gilt 
ernsthafter Glaube stärker als eine Be-
drohung denn als eine Chance.“14

2. Vom Teilnehmer zum Teilhaber
Mit anderen Worten: Die Kirche muss 
Formate fi nden, die die Individualität 
ihrer Mitglieder als Ausgangspunkt 
und nicht als Hindernis ihrer eige-
nen Entwicklung in der Spätmoder-
ne ernstnehmen und sich der Reali-
tät des religiösen Marktes stellen. In-
spirierend ist vor diesem Hintergrund 
ein Blick in die USA.15 Dort hat das in 
den Pfarreien verankerte, spendenba-
sierte Finanzierungssystem in den ver-
gangenen Jahrzehnten dazu beigetra-
gen, dass sich in der Kirche eine neue 
Haltung gegenüber den eigenen Mit-
gliedern etablierte: Sie wurden nicht 
länger als unterhaltspfl ichtige Konsu-
menten betrachtet, sondern als indi-
viduell begabte Teilhaber an der Sen-
dung der Kirche. Hinter diesem Para-
digmenwechsel, steht zunächst eine 
ökonomische Erfahrung: Teilhabe mo-
bilisiert wesentlich stärker als Pfl icht. 
Menschen nehmen sich Zeit für das, 
was ihnen gehört. Sie bringen ihre Be-
gabungen ein, wenn sie ein Projekt für 
sinnvoll erachten. Und sie geben Geld, 
wenn sie damit Teil einer Idee werden 
können, die ihrer eigenen Berufung 
entspricht. Diese Perspektive korres-
pondiert in theologischer Hinsicht mit 
der Entdeckung der Teilhabe aller Ge-
tauften an der Sendung der Kirche, die 
im Zweiten Vatikanum und der Würz-
burger Synode zum Ausdruck kommt, 
und mit dem wachsenden Bewusstsein 
für die Charismen des Einzelnen. In ei-
nem fruchtbaren Zusammenspiel ha-
ben die ökonomische Notwendigkeit 
und der erneuerte theologische An-
spruch zur Implementierung dieser 
neuen Haltung zu den eigenen Mit-
gliedern beigetragen. Ihre Konkretisie-
rung erfuhr diese Haltung allerdings 
nicht einfach in einem peppigen Re-
launch der Mitgliederkommunikation, 
sondern in Prozessen, die dieses „sen-

se of ownership“ genannte Teilhabebe-
wusstsein erst zu wecken versuchten. 
Etwa im so genannten stewardship, 
das die Berufung des Einzelnen und 
seine Begabungen als Quelle der kirch-
lichen Präsenz in der Welt von heu-
te entdeckt. Das ist in den USA nicht 
leichter als es in Europa wäre. Die 
Herausforderung teilen beide Seiten: 
Um als Kirche in der Welt von heute 
wirksam und glaubwürdig zu bleiben, 
braucht es Formen, die die Teilhabe 
der Mitglieder an der Sendung dieser 
Kirche zum Ausdruck zu bringen.

3.  Von der „Church-shaped Mission“ 
zur „Mission shaped Church“ 

Mit dieser gesellschaftlichen Heraus-
forderung „von außen“ korrespondiert 
eine theologische Herausforderung 
„von innen“, die das Zweite Vatikanum 
formuliert: Ein erneuertes Selbstver-
ständnis der Kirche verlangt nach er-
neuerten Ausdrucksgestalten. Die Kon-
zilsväter haben weder Organigramme 
erstellt noch staatskirchenrechtliche 
Musterverträge entworfen. Sie haben 

aber den integralen Zusammenhang 
zwischen der sichtbaren Gestalt der 
Kirche und ihrer geistlichen Dimension 
deutlich gemacht. Wenn in Lumen gen-
tium 8 diese Doppelexistenz benannt 
wird, dann greift das Konzil, so Peter 
Hünermann in seinem Kommentar, „ei-
ne wichtige Differenzierung auf, die 
sich in der modernen Gesellschaft voll-
zogen hat: die Unterscheidung von Or-
ganisationen auf der einen Seite und 
Gesellschaften oder Gemeinschaften 
auf der anderen Seite. Die Organisa-
tion dient der Gesellschaft bzw. Ge-

 Das monarchische 
Leitbild muss abgelöst 
werden durch moderne 
Kommunikationsformen

12 Davie (2001), 276. (Übersetzung durch den Verf.)
13 Davie (2006), 25. (Übersetzung durch den Verf.)
14 Ebd., 33.
15 Zu Grenzen und Inspirationspotenzial des Finanzierungssystems der Kirche in den 

USA vgl. Spielberg (2012)
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meinschaft, weil sie wesentliche Funk-
tionen zugunsten der jeweiligen Le-
bensgemeinschaft sicherstellt oder 
allererst ermöglicht.“16 Die Strukturen 
der Kirche stehen also im Dienst ihrer 
Sendung; nicht umgekehrt. Das Ziel 
jeder kirchlichen Erneuerung ist – um 
eine Unterscheidung der anglikani-
schen Kirche aufzugreifen – nicht ei-
ne „church-shaped mission“, sondern 
um eine „mission-shaped Church“.17

Im Blick auf fi nanzielle Ausgestal-
tung der Mitgliedschaft in den deut-
schen Diözesen bedeutet das vor allem, 
Kommunikationsformen zu entwickeln, 
die jenes monarchische Leitbild über-
winden, das über Jahrhunderte, ana-
log zu den herrschenden Staatskon-
zeptionen, das bestimmende Schema 
für die organisationale Gestalt der Kir-
che war. Genau dies ist spätestens in 

der Spätmoderne problematisch. Denn 
die Aufrechterhaltung dieses Schemas 
schafft – „sowohl in der Ekklesiologie 
wie in dem ständig fortschreitenden 
Prozess der Institutionenausformung 
der Kirche [–] … eine Polarität zwi-
schen den Strukturen des öffentlichen 
Lebens (vor allem in den modernen In-
dustriegesellschaften) und den kirch-
lichen Leitungsformen wie den sons-
tigen institutionellen Formen kirchli-
chen Lebens.“18 Diesen Graben gilt es 
zu überbrücken, will man die Kirche 

auch praktisch als Kirche in der Welt 
von heute gestalten – und nicht ei-
ne Gegenwelt in der Kirche von heute 
konservieren.

4. Kirchensteuer 2.0
Die Kirchensteuer ist keineswegs in-
kompatibel mit einem derartigen An-
spruch.19 Allerdings wird sich der Um-
gang mit ihr weiterentwickeln müssen, 
wenn sich auch an ihm zeigen soll, 
dass der Einzelne nicht länger als un-
mündiges Schaf in der Herde, sondern 

16 Hünermann (2004), 365 f.
17 Vgl. Herbst (2013), 3.
18 Hünermann (2004), 276. 
19 Dass eine pfl ichtbeitragsfi nanzierte Organisation durchaus Raum für Innovation 

schaffen kann, zeigt prominent der WDR, dessen Spartenkanal „1Live“ in diesem Jahr sein 
20-jähriges Jubiläum feiert. An diesem Beispiel lässt sich aber auch ablesen, welche – vor 
allem mentalen – Hürden für solch einen Gründungsakt zu überwinden sind.
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als Teilhaber an der Würde des Volkes 
Gottes wahrgenommen wird. Zu fra-
gen wäre beispielsweise, ob nicht je-
der Kirchensteuerpfl ichtige über die 
Verwendung der Hälfte des eigenen 
Beitrags selbst entscheiden kann. Das 
würde deutlich machen, dass es Auf-
gaben gibt, die wichtig, aber unsicht-
bar sind. Es würde aber auch zeigen, 
dass man das Gespür der Gläubigen 
für die buchstäbliche Notwendigkeit 
der Kirche nicht unterschätzt. Schließ-
lich läge darin auch ein Ansporn für 
die Kirche vor Ort. Das bayerische 
Kirchgeld, das in Höhe von einem Pro-
zent der Kirchensteuer schon lange auf 
der Ebene der Pfarreien „eingezogen“ 
wird, hat lokal durchaus ein Innovati-
onspotenzial entfaltet: Pfarreien treten 
von sich aus in Kommunikation zu ih-
ren Mitgliedern. Sie stellen dar, wofür 
sie gut sind. Und sie erfahren vieler-
orts, dass Menschen sogar noch mehr 
geben, als sie müssten, wenn sie wis-
sen, wofür. Das ließe sich ausbauen.

Kritisch zu hinterfragen sind schließ-
lich – gerade vor dem Hintergrund der 
ekklesiologischen Zeichenhaftigkeit je-
des Finanzierungssystems – die parti-
kularrechtlichen Maßnahmen zur Sta-
bilisierung der Kirchensteuerpfl icht. So 
unheimlich praktisch die Kirchensteu-
erpfl icht, so unbestreitbar wichtig eine 
verbindliche Regelung auf Seiten der 
Kirchenleitung und so unzweifelhaft 
bedeutungsvoll die solidarische Unter-
stützung durch die Mitglieder ist: die 
Koppelung kirchlicher Ausdrucksfor-
men der Teilhabe an Gottes Wirklich-
keit – etwa in den Sakramenten – an 
die Teilnahme am Kirchensteuersystem 
kann nur schwer vermitteln, dass es der 
Kirche zuerst um die Bezeugung des 
von Gott geschenkten (!) Heiles geht 
(vgl. LG 1). Es gibt „keine zwingende 
Verknüpfung … zwischen dem Steu-

 Die Teilhabe am Reich 
Gottes kann nicht 
von der Teilnahme am 
Kirchensteuersystem 
abhängig gemacht werden

ersystem (seitens ‚Landeskirche‘ oder 
Kirchengemeinde) und der vollen Ge-
meinschaft mit der katholischen Kir-
che. Diese Gemeinschaft ist an kein Fi-
nanzierungssystem gebunden, sondern 
an die Verbindung mit Jesus Christus – 
im Glauben, in den Sakramenten und 
der Einheit mit der kirchlichen Leitung 
(vgl. CIC, c. 205). Auch wenn das Kir-
chenrecht von materieller Solidarität 
spricht (c. 222 § 1), bleibt die Art und 
Weise, wie diese geübt wird, dem Er-
messen der Gläubigen überlassen.“20

Mit diesen Worten begründet das 
schweizerische Bistum Chur sein „Chu-
rer Modell“. Es unterscheidet sich vor 
allem in zwei Punkten von der gegen-
wärtigen deutschen Praxis:
• Zum einen verfolgt es den Grund-

satz, „dass eine ‚Austrittserklärung‘ 
vor einer nicht-kirchlichen Instanz 
nicht einfach mit einem Bruch mit 
der eigentlichen Kirche gleichge-
setzt werden könne. Was intendiert 
sei, müsse von Fall zu Fall eruiert 
werden.“21 Diese Gründe werden er-
fragt – und dann auch vom zustän-
digen Ordinarius in kirchenrechtli-
cher Hinsicht beurteilt.

• Zum zweiten ermöglicht das Mo-
dell, der Pfl icht zur Unterstützung 
der Kirche durch eine Spende an ei-
nen Solidaritätsfonds des Bistums 
nachzukommen, dessen Stiftungs-
zweck identisch mit dem einschlä-
gigen c. 1274 § 1 und § 3 CIC ist.

Mittlerweile wurden auch für die Bis-
tümer Basel, St. Gallen und Lausanne-
Genf-Freiburg ähnliche Regelungen 
getroffen. Die Schweizer Diözesen ma-
chen damit deutlich, dass es einen Pri-
mat der Ekklesiologie und der Pastoral 
in der Kirche gibt. 

Fazit

Geld ist nicht das einzige Zeichen der 
Ekklesiologie und nicht das vordringli-
che Werkzeug der Pastoral. Unwichtig 
ist es deshalb nicht. Angesichts zwar 
langsamer, aber langfristiger gesell-

schaftlicher Veränderungen ist die 
Rolle des Geldes als Instrument zur 
Diagnose und Unterstützung pastora-
ler Innovationen nicht zu unterschät-
zen. Das gilt für die Organisation der 
Verwaltung genauso wie für die Neu-
entdeckung der Pfarreien als pastora-
le hotspots, für die Entwicklung einer 
Kultur ekklesiogenetischen Experimen-
tierens wie für das Wagnis, sich als Kir-
che (wieder) in eine pastorale Abhän-
gigkeit von den eigenen Mitgliedern zu 
begeben. Im Konzil hat die Kirche ihre 
(Mit-)Glieder als Träger ihrer eigenen 
Sendung wiederentdeckt. Sie sind, im 
Jargon der Gegenwart, nicht einfach 
Konsumenten, sondern Prosumenten, 
durch die das Evangelium heute erst 
wird, was es ist. Deshalb muss es der 
Kirche zuallererst um die Menschen ge-
hen – und nicht um ihr Geld. Und weil 
ihre Strukturen eben nicht nur prak-
tisch sein dürfen, sondern selbst ein 
Zeichen des Geheimnisses, für das sie 
steht, muss sie sich immer wieder fra-
gen, wie sie selbst die irdischen Güter 
so gebraucht, dass dabei die himmli-
schen Güter nicht verloren gehen.

20 Stellungnahme des Bistums Chur vom 
14. August 2012. Zitiert nach: Grichting 
(2013), 196.

21 Grichting (2013), 191.
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KURZBIOGRAPHIE



Kirche und Geld

MOSINTERNATIONAL 9. Jg. (2015) Heft 2 33

 Wirtschafts- und Finanzaufsicht 
in Kirche und Caritas
Auf dem Weg zu mehr Kompetenz und Unabhängigkeit

Unter dem Dach von Kirche und Caritas gibt es in Deutschland Tausende von recht-
lich selbständigen Einrichtungen. In der Mehrzahl handelt es sich um kleine Unter-
nehmungen mit weniger als fünfzig Beschäftigten. In wirtschaftlicher Hinsicht sind 
sie auf eine gute Unternehmensführung angewiesen. Um Fehlentwicklungen zu ver-
meiden bzw. frühzeitig zu erkennen, bedarf diese der effi zienten Kontrolle und unab-
hängigen Aufsicht. Erfordernis, bisherige Defi zite und positive Entwicklungen wer-
den im folgenden Beitrag konkretisiert. Thomas Jaschke

Das Geld dient der Pastoral und 
nicht umgekehrt. Fragestellungen 

um Kontrolle und Aufsicht stehen nicht 
im Zentrum der kirchlichen Verkün-
digung. Wirtschaftliche Überlegungen 
spielen allerdings in den Sozialunter-
nehmen der Kirche eine wichtige Rol-
le, so wie dies auch gilt für medizini-
sche Fragen im kirchlichen Kranken-
haus oder arbeitsrechtliche Aspekte 
im Mitarbeiterteam eines Gemeinde-
kindergartens. Kirchliche Einrichtun-
gen sind auch ökonomische und juris-
tische Akteure.

Aufsichtsgremien treten besonders 
dann an das Licht der Öffentlichkeit, 
wenn Versagen in einer Organisation 
festgestellt wird. Solches Versagen fi n-
det man bei Aufsichtsräten in Unter-
nehmen der privaten wie der öffent-

lichen Hand, aber auch in kirchlichen 
Organisationen und Unternehmen der 
Sozialwirtschaft. Die Beispiele sind in 
allen Bereichen vielfältig. Im kirchli-
chen Umfeld sind jüngst die Fälle um 
das Bauprojekt in Limburg, die Insol-
venz des Buchhandelsunternehmens 
Weltbild GmbH oder zuvor der Fi-
nanzskandal in der Caritas Trägerge-
sellschaft Trier offenkundig geworden. 
Die Aufsichtsgremien hätten Fehlent-
wicklungen identifi zieren und verhin-
dern müssen und Schaden abwenden. 
Dies ist die verständliche Erwartungs-
haltung, wenn Verantwortung zuge-
wiesen wird. Hätten die Aufsichtsgre-
mien dies wirklich leisten können? Was 
sind ihre Aufgaben im Umfeld kirchli-
cher Organisationen? 

Rechtliche Gliederung der Einrichtungsträger 
bei Kirche und Caritas

Einrichtungen von Kirche und Cari-
tas sind in Deutschland in sehr un-
terschiedlichen Rechtsformen organi-
siert. Sie bieten soziale Dienste an und 
führen Einrichtungen der Pfl ege, der 
Krankenversorgung, der Kinderbetreu-
ung und der schulischen Ausbildung. 

Sie sind überwiegend dezentral aufge-
stellt, rechtlich unabhängig und selb-
ständig. Es fi nden sich Rechtsformen 
einer GmbH oder als kirchliche Stif-
tung, als Verein, als Kirchengemeinde 
in Form einer Körperschaft öffentli-
chen Rechts, oder als Orden. Kirchli-

che Banken werden als Genossenschaf-
ten geführt, deren Genossen wiederum 
kirchliche Körperschaften, Vereine oder 
Orden sind. 

Unter dem Dach der Caritas arbeiten 
rund 600.000 Menschen als Angestellte, 
und eine ähnlich hohe Zahl Ehrenamt-
licher in mehr als 25.000 Einrichtun-
gen. Diese wiederum sind organisiert in 
8000 unabhängigen Rechtsträgern. Die 
große Mehrheit (83 %) sind kleine Un-
ternehmungen mit weniger als 50 Mit-
arbeitenden. Sehr bewusst handelt es 
sich nicht um einen „Caritas-Konzern“. 
Es gibt keine einheitlichen Leitungs-
strukturen, kein zentrales Controlling 
und keine Durchgriffsrechte, wohl aber 
gemeinsame Werte, Zielsetzungen und 
Führungskonzeptionen.

Der Versuch, gar den „Wirtschafts-
konzern Kirche“ zu konstruieren, in-
dem Einnahmen, Vermögen, Mitarbei-
ter und wirtschaftliche Tätigkeit in ei-
ne Gesamtbilanz addiert werden, ist 
nicht sachgerecht. Das Zentrum der 
Tätigkeiten und Dienste und auch der 
wirtschaftlichen Bedeutung sind die 
Akteure vor Ort, in den einzelnen, de-
zentralen Einheiten. Sie sollten sich 
durch gute, verantwortliche Führung, 
aber auch durch Transparenz aus-
zeichnen.
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Die Katholische Soziallehre stellt 
das Konzept der Subsidiarität als ein 
wichtiges Strukturkriterium für gesell-
schaftliche Organisationen vor. Sie be-
tont die Bedeutung auch für Unterneh-
men und empfi ehlt es als Modell für 
die Erwerbswirtschaft. Das Subsidiari-
tätsprinzip schützt das Eigensein und 
Eigenleben der Einzelmenschen und 
der kleineren Lebenskreise vor Eingrif-
fen der umfassenderen Sozialgebilde“ 
(Höffner). Aber es lässt auch „Hilfe von 

oben nach unten“ zu, weil etwa klei-
ne Sozialgebilde mit oder ohne Schuld 
versagen können. Kirchliche Organi-
sationen sollten ein Vorbild funktio-
nierender Subsidiarität sein. Effi zien-
te Leitungsstrukturen sind dazu eine 
wesentliche Voraussetzung.

• ein wachsender erwarteter Zeitauf-
wand,

• stärkere Dokumentations- und 
Handlungspfl ichten, und nicht zu-
letzt

• das Risiko einer größeren Haftung.

Dieser Prozess ist nicht abgeschlossen, 
weil die Gerichte eine Professionalisie-
rung der Aufsichtsratsarbeit, auch im 
gemeinnützigen Sektor, noch weiter 
verstärken. Die Arbeitshilfe der deut-
schen Bischofskonferenz AH 182 lie-
fert detaillierte Anforderungen an Auf-
sichtsorgane. Es sind dies im Wesent-
lichen:
• die Geschäftsführung in Bezug auf 

existierende Risiko- und Früherken-
nungsysteme und der unternehme-
rischen Compliance überwachen;

• strategische Ziele festlegen, ge-
schäftspolitische Grundsatzent-
scheidungen initiieren und deren 
Umsetzung überwachen;

• den externen Wirtschaftsprüfer be-
stellen und Prüfungsschwerpunkte 
festlegen;

• einen Prüfungsausschuss aus den 
eigenen Reihen bilden, der fach-
kompetent in allen Fragen der Rech-
nungslegung und Prüfung den Rat 
vorbereitet und berät;

• Mitglieder der Geschäftsführung 
bestellen und abberufen und de-
ren Vergütung festlegen;

• über solche Geschäfte entscheiden, 
die als wesentliche Geschäfte in der 
Satzung nach Art und Umfang fest-
gelegt sind;

• den Wirtschaftsplan beschließen, 
der die Erfolgs-, Investitions- und 
Stellenplanung zu umfassen hat.

• die Geschäftsordnung der Ge-
schäftsführung genehmigen.

Gute Unternehmensführung

Der Deutsche Corporate Governance 
Kodex fasst die wesentlichen Re-
geln und anerkannten Standards gu-
ter Unternehmensführung zusammen. 
Er stellt jedoch in erster Linie auf die 

Rechenschaftspfl icht und Aufsicht

Caritative Dienste und Einrichtungen 
werden auch aus öffentlichen Geldern 
und Spenden fi nanziert. Es gehört zu 
den Grundsätzen guter Unternehmens-
führung, dass die Träger solcher Ein-
richtungen die Öffentlichkeit über die 
Höhe und Verwendung der empfange-
nen Einnahmen und Zuwendungen in-
formieren. Dazu sind Geschäfts- und 
Rechenschaftsberichte über das abge-
schlossene und geprüfte Wirtschafts-
jahr zu veröffentlichen. Sie müssen die 
Vermögens- und Ertragslage, das Leis-
tungsprofi l und die damit erzielte Wir-
kung dokumentieren. 

Klare Aufsichtsstrukturen sind nicht 
nur Zeichen guter und verantwortli-
cher Unternehmensführung, sie sind 
heute auch im kirchlichen Kontext völ-
lig unumstritten. Bereits im Jahr 2004 
hat die Deutsche Bischofskonferenz zu-
sammen mit dem deutschen Caritas-
verband und der deutschen Ordensobe-
ren-Konferenz ein Dokument erarbei-
tet, das inzwischen in dritter Aufl age 
erschienen ist (DBK AH 182). Es trägt 
den Titel „Soziale Einrichtungen in ka-
tholischer Trägerschaft und Aufsicht“ 
und dient dem Ziel, die kirchlichen Ein-
richtungen darin zu stärken, effi ziente 
Aufsichtsstrukturen zu bilden und die-
se mit Leben zu erfüllen. Das Doku-
ment wird zwar als Arbeitshilfe be-
zeichnet, aber die Erwartung ist aus-
drücklich, dass alle kirchlichen 
Einrichtungen im Rahmen einer frei-
willigen Selbstverpfl ichtung die 

Grundsätze einhalten und effi ziente 
Strukturen einer guten Unternehmens-
führung etablieren. Es beschreibt sehr 
detailliert die Aufgaben der Aufsichts-
gremien. Klar wird defi niert, dass letz-
tere nicht die Geschäfte führen sollen, 
wohl aber sich die Genehmigung be-
deutender Vorgänge vorbehalten dür-
fen. Eine deutliche Trennung der Auf-
gaben von Geschäftsführung und 
Überwachung wird vorgenommen. 
Aufsichtsgremien arbeiten in der Re-
gel ehrenamtlich, eine Vergütung kann 
aber vereinbart werden. 

 Die Aufgabenstellung für Über-
wachungs- und Aufsichtsgremien hat 
sich in den letzten Jahren verändert. 
Sie müssen gestiegenen Erwartungen 
der Öffentlichkeit und den gesetz-
lich fi xierten Sorgfaltspfl ichten ge-
recht werden. Darüber hinaus haben 
die wirtschaftliche Entwicklung und 
die Komplexität der kirchlichen Wirt-
schaftsunternehmungen und Kranken-
häuser zugenommen. Außerdem sind 
die rechtlichen Anforderungen an die 
Aufsichtsgremien gestiegen. Daneben 
gibt es inzwischen
• das Erfordernis höherer Qualifi ka-

tion bei den Mitgliedern,

 Die Anforderungen an 
die Überwachungs- und 
Aufsichtsgremien sind 
in den letzten Jahren 
beträchtlich gestiegen

 Kirchliche Organisationen 
sollen ein Vorbild 
funktionierender 
Subsidiarität sein
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Compliance deutscher börsennotierter 
Unternehmungen ab. Dennoch wurden 
seine Grundideen zunehmend auf an-
dere Rechts- und Organisationsformen 
übertragen. Dies umfasst auch öffent-
liche Organisationen, gemeinnützi-
ge Unternehmungen oder Stiftungen. 
Umfang und Ausmaß der Anwendung 
orientieren sich mehr an der Größe, als 
an der Rechtsform der Unternehmung. 
Der Kodex will das Vertrauen der Kun-
den, Mitarbeiter, Eigentümer und der 
Öffentlichkeit fördern. Die Grundsätze 
einer guten Corporate Governance ha-
ben deshalb prinzipiell auch Geltung 
für die Sozialunternehmen der Kirche.

Gute Unternehmensführung ist 
gleichzeitig unabdingbare Vorausset-

zung, um dezentrale Einrichtungen in-
nerhalb größerer Einheiten wie Diöze-
sen und Verbände auf Ebene der lo-
kalen Organisationen zu führen. Ein 
Träger mit eigenem Aufsichtsgremium 
erfordert weniger Aufsicht durch die 
kirchlichen Oberbehörden. Ausdrück-
lich stellt die Handreichung klar, dass 
die deutschen Bischöfe die Aufsicht 
gegenüber den sozialen Diensten und 
Einrichtungen in kirchlicher Träger-
schaft in ersten Linie dadurch wahr-
nehmen, dass sie für funktionierende 
Aufsichts- und Führungsstrukturen bei 
deren Trägern sorgen. Gute Aufsicht 
vor Ort ermöglicht eigenverantwort-
liche dezentrale Arbeit.

len. Dramatisch wird es immer dann, 
wenn Stewardship vereinbart, aber 
beim Beauftragten Agentenverhalten 
mit eigenen Zielen gelebt wird. Dies 
zeigt sich besonders deutlich im Fall 
des Bauprojektes Limburg. Die Mitglie-
der des Verwaltungsrates waren so ver-
trauensselig, dass sie selbst die nieder-
gelegten Kontrollpfl ichten nicht wahr-
genommen haben, und alle Vorlagen 
unkritisch abgesegneten. In der Au-
ßenwahrnehmung galten sie als Kon-
trolleure, eine Rolle, die sie jedoch nicht 
wahrgenommen haben.

Es wird offensichtlich, dass bei-
de Konzepte ihre Berechtigung ha-
ben, und dass beide Einstellungsmus-
ter empirisch zu beobachten sind. Ste-
wardship ist weniger aufwendig, weil 
die Kontrollkosten sinken. Es birgt je-
doch das Risiko, dass Versagen eintritt, 
wenn gemeinsame Wertvorstellungen 
vereinbart sind, aber der Beauftragte 
insgeheim abweichende Ziele verfolgt.

Fazit: Nur Stewardship ohne Kon-
trolle ist riskant. Überwachung mag 
beratend, begleitend und konsensori-
entiert sein, aber die defi nierten Kon-
trollfunktionen müssen wahrgenom-
men werden, um Versagen zu vermei-
den.

Aufsichtsgremien

Die Aufsichtsgremien im Umfeld der 
kirchlichen Unternehmungen arbeiten 
im wesentlichen ohne Entgelt, allen-
falls wird ein Sitzungsgeld zur Ausla-
generstattung gewährt. Mit den zuneh-
menden Anforderungen, mit erhöhter 
Sitzungsfrequenz, mit der Gründung 
von Ausschüssen und der engeren Zu-
sammenarbeit mit den Wirtschaftsprü-
fern, und auch wegen der erwarteten 
Vor- und Nachbereitung ist der Ar-

 Auch bei partizipativen 
Leitungsstrukturen 
müssen defi nierte 
Kontrollfunktionen ernst 
genommen werden

Das Konzept des „guten Verwalters“

Basis für die Beschreibung der Füh-
rungsstrukturen kommerzieller Unter-
nehmen ist überwiegend der Principal-
Agent-Ansatz. Eine Prinzipal-Agent 
Beziehung entsteht immer dann, wenn 
eine Person im Auftrag einer anderen 
agiert. Der Ansatz unterstellt, dass zwi-
schen beiden ein Interessengegensatz 
besteht und der Agent seine eigenen 
Interessen gegenüber denjenigen des 
Auftraggebers vorzieht. Der Auftrag-
geber vermutet dies, kann es aber nicht 
ohne weiteres beobachten. Dies hat zur 
Konsequenz, dass die Ziele der Orga-
nisation nicht optimal erreicht wer-
den. Kontrollmechanismen, Informa-
tionssysteme und Zustimmungspfl ich-
ten sollen diesen Konfl ikt lösen. Solche 
Maßnahmen sind aufwendig und teuer.

In jüngerer Zeit wurden die Ver-
haltensannahmen der Principal-Agent 
Beziehungen kritisch hinterfragt und 
kontrastiert durch das Konzept der Ste-
wardship-Theorie. Stewardship meint 
die Vorstellung eines „guten Verwal-
ters“, ein Bild, das kirchlichem Sprach-
gebrauch nicht fremd ist. In diesem 
Menschenbild sind Unternehmensfüh-
rungen intrinsisch motiviert, sie identi-
fi zieren sich mit der Organisation, und 
sie verfolgen als Treuhänder die Inter-

essen der Eigentümer. Die Philosophie 
ist partizipativ und weniger kontrollo-
rientiert, die Kultur baut auf Vertrauen 
auf und ist durch geringere Machtdis-
tanz und geringere fi nanzielle Anreize 
gekennzeichnet.

Auf den ersten Blick erscheint die 
Stewardship-Konzeption des „guten 
Verwalters“ den empirischen Beobach-
tungen in kirchlichen Unternehmen 
sehr nahezukommen. Entsprechend der 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
im unternehmerischen Umfeld wird im 
Kirchenrecht die „Sorgfalt eines guten 
Hausvaters“ (can. 1284 CIC) als allge-
meiner, wenn auch unbestimmter Maß-
stab zu Grunde gelegt. 

Von allen Mitarbeitern, insbeson-
dere auch den Leitungspersonen in 
kirchlichen Unternehmen, wird eine 
besondere Übereinstimmung mit den 
Zielen und Grundwerten der Organi-
sation verlangt, und schon im Zeit-
punkt der Personalauswahl und Ein-
stellung gefordert und dokumentiert. 
Intrinsische Motive und Erfüllung aus 
der Arbeit selbst scheinen in Einrich-
tungen der Caritas weiter verbreitet, 
als in Unternehmen, die im wesentli-
chen renditeorientiert arbeiten. Trotz-
dem ist auch hier Versagen festzustel-
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beitsaufwand größer geworden. Des-
halb ist die generelle Ehrenamtlichkeit 
zu überdenken. In großen Organisatio-
nen mit umfangreicher Überwachungs-
aufgabe ist eine Bezahlung anzuraten, 
denn sonst besteht die Gefahr, dass sich 
nicht genügend Kompetenz für die Be-
setzung der Organe gewinnen lässt. 
Wenn erhöhte Professionalität erfor-
derlich wird, dann muss auch der er-
wartete Zeiteinsatz vor der Wahl in die 
Räte klar kommuniziert werden, damit 
die Wahlentscheidung in vollem Wis-
sen getroffen werden kann.

Daneben gewinnt der Aspekt der 
Haftung von Organmitgliedern an Be-
deutung. Hier wird die neuere Recht-
sprechung in die Handlungsanweisun-
gen für die Führung kirchlicher Un-
ternehmungen einzubauen sein, um 
auf allen Seiten, insbesondere auch 
für die ehrenamtlichen Aufsichtsgre-
mien, Klarheit über die relevanten Ri-
siken zu schaffen und deren Begren-
zung zu klären, einschließlich auch der 
Versicherungsthematik.

Kirchensteuerräte

Für die Verabschiedung des Diözesan-
haushaltes, die Festlegung des Kirchen-
steuerhebesatzes und die Überwachung 
der Verteilung der Kirchensteuern ist 
der jeweilige diözesane Kirchensteuer-
rat verantwortlich. In diesen Gremien 
sitzen mehrheitlich Laien, die nicht im 
kirchlichen Dienst stehen und von den 
Kirchenvorständen der Gemeinden ge-
wählt und entsandt werden.

Der Kirchensteuerrat wird als Auf-
sichtsorgan für die Finanzen und den 
Haushalt der Diözesen angesehen. Die 
Bestimmungen zur Größe und Zusam-
mensetzung der Kirchensteuerräte va-
riieren je nach diözesaner Satzungsbe-
stimmung. Regelmässig besitzen jedoch 
die gewählten Vertreter der Gemeinden 
die Stimmenmehrheit. Den Vorsitz führt 
zumeist der Generalvikar. Es sind Mit-
glieder der Diozesanverwaltung, der 
Priestervertreter und durch den Diöze-
sanbischof ernannte Personen im Rat. 

Das Erzbistum Köln hat seit 2009 
die Satzung des Kirchensteuerrates 
dreimal neu gefasst und in jeder Revi-
sion wurden die Aufgaben des Gremi-
ums geschärft und zuletzt 2014 we-
sentlich erweitert und detailliert be-
schrieben. Erstmals wird der Rat in der 
geltenden Fassung von 2014 als Bera-
tungs-, Mitwirkungs- und Kontrollor-
gan bezeichnet. Er soll Ausschüsse bil-
den, den externen Wirtschaftsprüfer 
mandatieren und Prüfungsschwer-

punkte festlegen. Außerdem ist er für 
die Erstellung des Wirtschaftsplans zu-
ständig. Dazu werden zunächst die 
Eckwerte und Planungen der Diöze-
sanverwaltung vorgelegt und disku-
tiert, der Finanzbedarf festgestellt, an-
schließend die Kirchensteuerhebesätze 
beschlossen und die Planung festge-
stellt. 

Die Distanz zur Verwaltung und der 
Bistumsleitung ist in der geltenden Sat-
zung größer geworden und die Kont-
rollrechte des Gremiums sind geschärft. 
Eine Überstimmung durch Bischof oder 
Verwaltung, ein Vetorecht oder ein 
Wirksamwerden von Beschlüssen erst 
nach Zustimmung des Bischofs ist in 
der Kölner Satzung nicht vorgesehen. 
Der Rat hat das letzte Wort. 

Kritisch zu bewerten ist jedoch die 
Größe des Gremiums. Mit 31 Mitglie-
dern in Köln (21 davon durch Gemein-
den gewählt) oder 22 in Paderborn (16 
gewählte) sind die Räte so groß, dass 
eine effi ziente Arbeit des Gesamtgre-
miums schwierig wird. Das Aktienge-
setz limitiert selbst für die Klasse der 
größten Aktiengesellschaften im Lan-
de die Zahl der Mitglieder ihrer Auf-
sichtsräte auf 21 (§ 95 AktG).

Hinzu kommt, dass der Generalvikar 
als geborener Vorsitzender die Tätigkeit 
seiner eigenen Verwaltung und die Be-
richte seiner Zentralabteilung Finanzen 
zur Überwachung vorstellen muss und 

 Kirchensteuerräte 
brauchen mehr Distanz 
zur Verwaltung und 
Bistumsleitung

sich insofern selbst kontrolliert. Ande-
rerseits sichert die Satzung, dass die 
durch die Gemeinden gewählten Mit-
glieder eine Mehrheit von zwei Drit-
teln im Gremium stellen.

Beispiel Limburg

Die Aufsichtsleistung im Falle des Bau-
vorhabens am Domberg im Bistums 
Limburg lässt sich insofern würdigen, 
weil sie durch eine externe kirchliche 
Prüfung untersucht wurde. Der Ab-
schlussbericht wurde veröffentlicht 
und ist sehr deutlich in der Analyse der 
Tätigkeit des Vermögensverwaltungs-
rates des Bischöfl ichen Stuhls als Auf-
sichtsgremium. Der Rat besteht nach 
Statut aus drei externen Mitgliedern, 
deren fachliche Qualifi kation und Er-
fahrung in fi nanzwirtschaftlichen Fra-
gen nicht bezweifelt werden konnte. 
Die Satzung hat klar defi nierte Aufga-
ben zur Verabschiedung des Haushalts, 
der Genehmigung der Finanzrechnung 
und der Entlastung der Verwaltung 
vorgesehen. Wesentliche Geschäfte be-
dürfen seiner Zustimmung. Offenbar ist 
ein eklatantes Aufsichtsversagen fest-
gestellt worden. Der Rat nahm es hin, 
dass wesentliche Informationen nicht 
zur Verfügung gestellt wurden, Tisch-
vorlagen nicht aussagekräftig waren, 
oder Haushaltspläne überhaupt nicht 
aufgestellt wurden. Die Aussage zweier 
Mitglieder wird zitiert, man habe sich 
mehr als Berater gesehen, und nicht 
als Kontrollorgan. Man habe auf die 
Rechtmäßigkeit des Handelns von Bi-
schof und Generalvikar vertraut. Ein 
dokumentiertes Versagen des Auf-
sichtsrates (Abschlussbericht S. 104), 
das offenbar wesentlich zur erfolgten 
Verschleierung von Transaktionen, 
Verantwortlichkeiten und Entschei-
dungen beigetragen hat und systema-
tisch einer verantwortlichen Führung 
der Geschäfte entgegenstand. Auch der 
Hinweis eines Mitglieds in einem Zei-
tungsinterview, man habe ja nur eh-
renamtlich und unbezahlt gearbeitet, 
entlastet natürlich nicht.
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Die Besetzung von Kontrollgremi-
en ist daher entscheidend:
• Unabhängigkeit ist erforderlich,
• eine Distanz zu denjenigen, die kon-

trolliert werden, aber auch
• persönliches Format und
• fachliche Kompetenz.

Ansätze zu mehr Transparenz 
und besserer Kontrolle

Verlorene Glaubwürdigkeit lässt sich 
nur zurückgewinnen durch Transpa-
renz in den Vermögensverhältnissen 
und den fi nanziellen Mitteln, sowie 
durch eine verantwortungsvolle Auf-
sicht über die kirchliche Verwaltung 
und ihrer Unternehmungen. Diese muss 
die Vermögen aller Rechtsträger der 
Diözesen einbeziehen.

Das Erzbistum Köln hat im Januar 
2015 umfassend seine Vermögens- und 
Ertragslage veröffentlicht. Der vorge-
legte Jahresabschluss mit Bilanz und 
Ergebnisrechnung für das Jahr 2013 
folgt den Standards des Handelsge-
setzbuchs für große Kapitalgesellschaf-
ten. Er wurde von einer unabhängigen 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ge-
prüft und mit einem uneingeschränk-

ten Bestätigungsvermerk versehen. 
Die Finanzen der einzelnen Kirchen-
gemeinden sind nicht Gegenstand des 
Berichts, denn sie sind als selbstständi-
ge Körperschaften öffentlichen Rechts 
selbst für ihre Vermögens- und Haus-
haltsaufstellung verantwortlich. Das 
Erzbistum, so die Aussage, unterstützt 
allerdings die Kirchengemeinden bei 
der Erstellung eigener Finanzberichte, 
um künftig auch ihre Finanzen trans-
parenter darzustellen.

Der jüngst vorgelegte Jahresab-
schluss des Erzbistums Köln nennt 
nicht nur „kalte Zahlen“, auch die Ver-
wendung der Einnahmen und der Ein-
satz des Vermögens werden beschrie-
ben. Daneben werden die methodi-
schen Grundlagen bei der Bewertung 
von Vermögen und zukünftigen An-
sprüchen dargestellt. Sie orientieren 
sich an den Anforderungen des Han-
delsrechts. Viel früher hätte man eine 
solche Darstellung erwartet.

Dank an die 
Kirchensteuerzahler?

Die Deutsche Bischofskonferenz teil-
te für das Jahr 2014 die Einnahmen 
aus der Kirchensteuer mit 5,68 Mrd. 
Euro mit. Im Durchschnitt und ver-
teilt auf jedes einzelne der 24,2 Mil-
lionen Mitglieder der katholischen Kir-
che Deutschlands entspricht dies etwa 
235 Euro im Jahr. Die Einnahmen tra-
gen die Bezeichnung Kirchensteuern, 
es sind gesetzlich festgelegte Abgaben. 
Es handelt sich materiell aber um die 
Beiträge der Mitglieder für ihre Kirche. 
Dafür gebührt Ihnen Dank. Förmlich 
ausgesprochen wird dieser Dank regel-
mäßig nicht. Warum eigentlich nicht?
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ber 2011, genehmigt am 19.01.2012 [http://caritas.erzbistum-
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Buchbesprechungen

  Vermögen der Kirche

Ludger Müller, Wilhelm Rees, Martin 
Kutzler (Hg.), Vermögen der Kirche – Ver-
mögende Kirche? Beiträge zur Kirchenfi -
nanzierung und kirchlichen Vermögens-
verwaltung, Paderborn: Schöningh 2015, 
242 S., ISBN 978–3–506–77971–7.

Im Lichte der Limburger Wirren und der 
Aufforderung Papst Franziskus‘, dass die 
Kirche „eine arme Kirche für die Armen“ 
zu sein habe, ist die weithin materiell 
reiche katholische Kirche im deutsch-
sprachigen Raum (Deutschland, Teile 
der Schweiz und Österreich) hinsicht-
lich ihres Umgangs mit dem Vermögen 
unter Rechtfertigungsdruck geraten. Der 
vorliegende Band dokumentiert eine kir-
chenrechtliche Fachtagung zu diesem 
Thema, die vom 8. bis 9.11.2013 in Wien 
stattfand. Dabei behandelt die Mehrzahl 
der Beiträge die spezifi sche und welt-
kirchlich einmalige Situation des öster-
reichischen Beitragssystems, bekanntlich 
eine beständig kontrovers diskutierte Fol-
ge der Nationalsozialistischen Diktatur 
in Österreich. Schon von daher ist die-
ser Band nur bedingt von Interesse für 
die spezifi schen deutschen, vor allem mit 
der Kirchensteuer zusammenhängenden 
Fragestellungen. Zur historischen Gene-
se des deutschen Kirchensteuersystems 
liefert der Münchener Kirchenrechtler 
P. Stephan Haering OSB einen luziden 
Beitrag (71–88). Zunächst war es allein 
die Initiative der staatlichen Autoritä-
ten, den Kirchenmitgliedern eine staat-
liche Steuer aufzuerlegen, um sich selbst 
von den steigenden Finanzverpfl ichtun-
gen zur vertraglich zugesagten Unter-
stützung der Kirchen nach der Säkulari-
sierung zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
zu dispensieren. Die damit einhergehen-
den demokratisch gewählten und agie-
renden Finanzorgane, die unter strenger 

staatlicher Observanz standen, fanden zu 
Beginn nicht die Zustimmung der Römi-
schen Kurie und sind doch inzwischen 
mit den Kirchenvorständen auf Ebene der 
Pfarrei und den Diözesankirchensteuer-
räten auf Ebene der Bistümer innerkirch-
lich breit akzeptiert. Haering schließt sei-
nen Beitrag mit der Feststellung, dass es 
„weder für die Kirchensteuer noch für 
den Kirchenbeitrag eine überzeitliche Be-
standsgarantie“ gebe und sicher beide 
nicht zum „Credo der Kirche“ (88) gehör-
ten. Ähnlich wie später noch der Dresd-
ner Staatsrechtler Arnd Uhle sieht Hae-
ring dennoch das Kirchensteuersystem 
bei guter Gesundheit, so dass sich für ihn 
Spekulationen über die Aufgabe dieses 
Finanzierungssystems verbieten. 

Der Beitrag von Uhle (89–130) unter-
sucht verschiedene Finanzierungssyste-
me der Religionsgemeinschaften in Eu-
ropa und konstatiert zunächst die häu-
fi g postulierte Arbeitsthese, dass keines 
dieser Systeme in Reinkultur existiere, 

sondern immer „Mischsysteme“ zu fi n-
den seien, „die einzelne Finanzierungsins-
trumente miteinander kombinieren“ (89). 
Zu diesen Instrumenten zählt Uhle 1. Die 
allgemeine Finanzierung aus dem Staats-
haushalt, 2. Finanzierung durch staatli-
che Zuschüsse zur kirchlichen Wahrneh-
mung gemeinwohldienlicher Aufgaben, 
3. Finanzierung durch staatliche Kosten-
übernahme für Anstaltsseelsorge und Re-
ligionsunterricht, 4. Finanzierung durch 
historisch begründete Staatsleistungen, 
5. Ergänzende Finanzierungsinstrumen-
te: Staatliche Förderung durch Steuerer-
leichterungen und Steuerbefreiungen, 
6. Finanzierung durch eine Teilzweckbin-
dung der Einkommenssteuer – das Mo-
dell, das in Europa immer mehr Zulauf 
fi ndet und auch von der Römischen Ku-
rie präferiert wird, 7. Finanzierung durch 
Kirchensteuer, 8. Finanzierung durch ein 
Kirchenbeitragssystem, 9. Finanzierung 
durch ein System freiwilliger Spenden, 
Kollekten und Beiträge sowie durch Ge-
bühren für Dienste der Kirchen und Re-
ligionsgemeinschaften und 10. Finan-
zierung durch Vermögenserträge. Diese 
zehn Instrumente der Finanzierung von 
Religionsgemeinschaften ordnet Uhle 
drei Grundtypen der Kirchenfi nanzierung 
zu. Dies wären die Finanzierung durch 
den Staat, dann die mitgliederbasierte 
Finanzierung (zum Beispiel die Kirchen-
steuer) und die kirchliche Eigenfi nanzie-
rung. Diesen Grundtypen ordnet er je-
weils eine bestimmte Zahl der Finanzie-
rungsinstrumente zu und vergleicht sie 
mit dem deutschen Verfassungsrecht. Da-
bei werden zur Prüfung die fünf Kriterien 
grundsätzliche Trennung von Staat und 
Kirchen, das Gebot der Wahrung der Un-
abhängigkeit der Zuwendungsempfän-
ger, das Gebot der gesellschaftlichen Ak-
zeptanz, das Gebot der Lastengleichheit 
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und das Gebot einer berechenbaren und 
ausreichenden Finanzausstattung heran-
gezogen. Uhles Einwände gegen das In-
strument der Teilzweckbindung der Ein-
kommenssteuer kann ich gut nachvoll-
ziehen und auch sein Fazit, dass nach 
seiner Analyse der verschiedenen Finan-
zierungsformen im Moment noch „die 
überwiegenden Argumente für das Mo-
dell der Kirchensteuer“ (129) sprechen, ist 
begründet und plausibel. Wer diesen Bei-
trag gelesen hat, dürfte gut gewappnet 
sein, um sachgerecht über die verschie-
denen Finanzierungsinstrumente und ih-
re Vor- und Nachteile, gleich in welchem 
Mischsystem, diskutieren zu können. 

Aus den vielen Beiträgen zum Bei-
tragssystem in Österreich – Wilhelm Rees, 
Kirchenrechtliche Aspekte der Kirchen-
fi nanzierung und das Kirchenbeitrags-
system in Österreich (17–70) in einem 
Übersichtsartikel, der fast alle vermö-
gensrechtliche Aspekte der Bandthe-
matik zumindest kurz anspricht; Wolf-
gang Paset, Der Kirchenbeitrag in der 
täglichen Praxis (143–154), ein Beitrag, 
der einen transparenten und zugleich 
ungeschminkten Einblick in den Alltag 
der bischöfl ichen Behörde in Wien gibt, 
die den Kirchenbeitrag einzutreiben hat; 
Rudolf K. Höfer, Ist Österreichs Kirchen-
beitragssystem seit der NS-Zeit durch 
Steuerwidmung für Kirchen und Staat 
ersetzbar? (155–181), der zunächst kir-
chengeschichtlich den Kirchenbeitrag re-
konstruiert, aber dann mehr und mehr 
zu einem eher essayistisch fl anierten Plä-
doyer für ein italienisches Beitragssys-
tem in Österreich mit vielen sachlichen 
Ungenauigkeiten im Detail mutiert; Leo 
Maasburg, Spenden sammeln – Eine Art 
der Kirchenfi nanzierung am Beispiel der 
Päpstlichen Missionswerke in Österreich 
(183–191) und einem allgemeinen Erfah-
rungsbericht des St. Pöltener Diözesanbi-
schofs Klaus Küng, Perspektiven eines Di-
özesanbischofs auf die Frage der Kirchen-
fi nanzierung (231–240) – wird deutlich, 
dass dieses System signifi kante Nach-
teile gegenüber dem Kirchensteuersys-
tem aufweist, seit längerer Zeit deutlich 
höhere Austrittszahlen im Vergleich zu 
Deutschland evoziert und dennoch im-

mer noch von erstaunlich vielen, auch 
eher fernstehenden Katholiken in Öster-
reich anstandslos bedient wird. 

Der Diözesanökonom der St. Galle-
ner Diözesankurie Claudius Luterbacher-
Maineri referiert betont nüchtern die be-
sondere staatskirchenrechtliche Situation 
der 26 Kantone in der Schweiz, die auf-
grund der rechtlichen Zuständigkeit der 
Kantone für die Belange der Religions-
gemeinschaften auch 26 verschiede-
ne staatskirchenrechtliche Systeme mit 
ihren Auswirkungen auf die Kirchenfi -
nanzierung hervorgebracht hat. In den 
deutschsprachigen Bistümern wie St. 
Gallen fi ndet man die Doppelstruktur 
der nach universalkirchlichem Recht ver-
fassten Kirche mit Diözesanbischof, Bis-
tum und Pfarreien und der allein nach 
staatlichem Recht normierten katholi-
schen Landeskirchen, die staatskirchen-
rechtliche Körperschaften sind und die 
Kirchensteuer und deren Verwaltung 
und Verteilung verantworten. Luterba-
cher-Maineri beschreibt die Vorausset-
zungen, die erfüllt sein müssen, damit 
die Finanzmittel für die Pastoral bereit-
gestellt werden und sieht nur dann ei-
ne Perspektive für dieses System, wenn 
weiterhin Ehrenamtliche bereit sind, die 
Gremien dieser Landeskirche zu tragen 
und mit Leben zu füllen.

Bleibt noch auf den Beitrag des Wie-
ner Kirchenrechtlers Ludger Müller hin-
zuweisen, der die kirchenrechtlichen 
Konsequenzen des Kirchenaustritts zum 
Gegenstand hat (193–211), und der oh-
ne jede kritische Abstriche die fi nanzpoli-
tisch motivierte kirchenrechtliche Bewer-
tung eines Kirchenaustritts der deutschen 
Bischöfe untermauert und nur ganz zum 
Ende den irritierenden Hinweis gibt, ob 
nicht derjenige Katholik, der seinen Aus-
tritt erklärt, aber dennoch auf ande-
re Weise seiner Pfl icht zur fi nanziellen 
Unterstützung der Kirche (c. 222 § 1 CIC) 
nachkommt, vielleicht doch kein schwe-
rer Sünder sei und dementsprechend wei-
ter seine vollen Gliedschaftsrechte behal-
te (210 f.). Hier wäre es hilfreich gewesen, 
auf c. 1261 § 2 CIC hinzuweisen, der den 
Diözesanbischof verpfl ichtet, die Gläubi-
gen an die in c. 222 § 1 CIC genannte Ver-

pfl ichtung zu erinnern und in geeigne-
ter Weise auf ihre Erfüllung zu drängen. 

Dann liefert der Trierer Kirchenrecht-
ler Christoph Ohly in für ihn bekannter 
Weise einen eher spirituell-theologischen 
Angang zur Frage nach einer armen Kir-
che für die Armen (213–230), ein Beitrag 
also, der weithin ohne kirchenrechtlichen 
Ertrag ist.

Für den deutschen Leser sind die bei-
den zuerst vorgestellten Beiträge von 
Haering und Uhle von Bedeutung und 
hilfreich für die weiteren Überlegungen 
in Deutschland, wie auf Dauer die Fi-
nanzierung der Kirchen aussehen könn-
te. Ansonsten hätte man sich gewünscht, 
dass zumindest für die Drucklegung be-
stimmte Einzelthemen wie zum Beispiel 
die Bewertung des Kirchenaustritts nicht 
mehrfach vorkommen, sondern von ei-
nem Autor erschöpfend behandelt wer-
den. Dies ließe sich auch für den Kirchen-
beitrag und die Kirchensteuer sagen, so 
dass manche Passagen der verschiede-
nen Beiträge redundant erscheinen, oh-
ne dass es den Autoren anzulasten wäre.

Thomas Schüller, Münster
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Bernhard Emunds: Politische Wirt-
schaftsethik globaler Finanzmärkte, 
Wiesbaden: Springer Gabler 2014, 491 S., 
ISBN/EAN: 9783658047115.

Bernhard Edmunds stellt die Frage nach 
dem Bestehen und Wirken globaler Fi-
nanzmärkte auf erfrischende Art einmal 
anders. Nicht die globalen Finanzmärkte 
in ihrem transnationalen Gefüge, denen 
nationale Regierung ohnmächtig aus-
geliefert sind, nicht die Gier der Ban-
ker oder anderer individueller Akteure 
als potentielle Ursache der Finanzkrise 
interessieren ihn, sondern die interna-
tionalen Vernetzungen von nationalen 
Banken und Akteuren, die ein solches 
System erst ermöglicht. Welche institu-
tionenethische Regeln herrschen auf Fi-
nanzmärkten, und wie wirken diese auf 
die Menschen? Die von der Finanzkrise 
Betroffenen sind jene, die an internatio-
nalen Finanzgeschäften überhaupt nicht 
beteiligt sind, und die auch in ökono-
mischen Mainstream-Theorien schlicht-
weg übersehen werden. Welche Regeln 
sind ethisch verantwortbar und wer kann 
sie aufstellen? Edmunds multidisziplinä-
res Buch richtet sich vor allem an zwei 
Lesergruppen: an ÖkonomInnen, deren 
Mainstream-Ansatz kritisch hinterfragt 
wird und mit postkeynesianischen und 
fi nanzkeynesianischen Ansätzen erwei-
tert wird. Für diesen Leserkreis ist aber 
vor allem auch die ethische Hinterfra-
gung ihrer Theorien erfrischend neu und 
erhellend. Etwa, dass Win-Win-Situatio-
nen nicht per se, automatisch gut sind, 
wenn sie nämlich Auswirkungen auf Drit-
te haben. Die zweite Adressatengruppe 
sind katholische TheologInnen und Ethi-
ker, deren ethische Anforderungen an die 
Finanzwirtschaft beleuchtet werden. Vier 
Kriterien,
• demokratische Selbstbestimmung,
• grundsätzliche Rechte aller Menschen 

auf Mindeststandards,
• die Wirkung wirtschaftlicher Insti-

tutionen auf das allgemeine Wohl-
standsniveau und

• Vorstellungen des guten Wirtschaf-
tens,

werden als Begründung ethischer Anfor-
derungen für die Analyse herangezogen. 
Edmunds durchforstet die Literatur der 
christlichen Soziallehre, die Sozialenzyk-
liken der Päpste, die einschlägigen Doku-
mente des Zweiten Vatikanischen Konzils 
und der Römischen Bischofssynode nach 
Beiträgen zu Finanzwirtschaft. Interna-
tionale Solidarität und der Anspruch auf 
ein universales Gemeinwohl sind darin 
zentrale Begriffe. (Er plädiert hingegen 
auch für den Anspruch auf ein nicht uni-
versales Gemeinwohl). Die Entkoppelung 
der Finanzmärkte vom realen Sektor und 
die Übervorteilung der Industrieländer 
sind zentrale Kritikpunkte der christli-
chen Literatur. Für TheologInnen ist das 
Buch interessant, weil es eine breite Fül-
le theologischer Literatur mit dem doch 
ansonsten sehr sperrigen Thema Finan-
zen verbindet. 

Die Lösungsansätze, die sich aus der 
multidisziplinären Analyse von Bernhard 
Edmunds ergeben, geben Hoffnung: Wir 
sind nicht ohnmächtig der Willkür glo-
baler Finanzmärkte ausgeliefert, sondern 
müssen uns um eine Ökonomie und Ethik 
fi nanzwirtschaftlicher Institutionen, ih-
rer gesamtwirtschaftlichen Auswirkung 

und ihrer politischen Gestaltung zuerst 
auf gesellschaftlicher (nationaler) Ebe-
ne bemühen. Demokratische Selbstbe-
stimmung und Menschenrechte auf Min-
destversorgung sind zuerst auf nationaler 
Ebene herzustellen. Dann erst erfolgt die 
Bearbeitung der zweiten Stufe: die inter-
nationale und transnationale Gestaltung 
der Finanzmarktregeln und ihrer Auswir-
kungen auf das Wohlstandsniveau der 
Armen, der Peripherieländer, und auf die 
Möglichkeit eines guten Wirtschaftens. 
Edmunds plädiert für eine Stärkung der 
fi nanzethischen Diskussion und appel-
liert vor allem an die Kirchen, für eine 
differenziertere Sicht der Finanzwissen-
schaft einzutreten, und an die politische 
Öffentlichkeit, Druck für Veränderung zu 
erzeugen.

Ich möchte hier auch an die Ökono-
mInnen plädieren, dieses Buch zu lesen 
und die Automatismen der Ökonomen, 
wie „Wettbewerb ist gut“, „Wachstum 
ist besser“ und „Win-Win-Situationen“ 
sind am besten, kritisch im Hinblick auf 
das Wirken von Finanzmärkten zu hin-
terfragen. 

Das Buch von Edmunds ist ein berei-
cherndes Buch, und sein Beitrag zu ei-
ner Diskussion der ethischen Grundlagen 
der globalen Finanzmärkte dringend nö-
tig. Was aber noch fehlt, ist der politik-
wissenschaftliche Diskurs: Wie gelangen 
wir zu demokratisch selbst bestimmten 
Regeln und Institutionen in Zeiten der 
Postdemokratie? Wie soll das gelingen 
in Zeiten, in denen jene die wir wählen, 
nicht jene sind, die die Politik gestalten 
können? In einer Situation, in der Insti-
tutionen, die nicht demokratisch legiti-
miert s ind, die nationalen Wirtschafts-
politiker vor sich hertreiben? Edmunds 
antwortet darauf, dass wir zunächst auf 
nationaler Ebene ansetzen müssen. Er er-
wähnt zwar den Diskurs von Habermas 
über die Abnahme der Kongruenz von Be-
teiligten und Betroffenen (S. 263). Die-
ser gilt aber auch auf nationaler Ebene. 
Edmunds schlägt vor, dass auf nationa-
ler Ebene die Betroffenen bei den Ent-
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scheidungsfi ndungen als Delegierte ihrer 
Gruppe Stimmrecht bekommen und mit-
einbezogen werden. Aber wer soll diese 
Regel bei abnehmender Kongruenz auf 
nationaler Ebene durchsetzen? Hier muss 
die Antwort noch konkretisiert werden, 
obgleich Edmunds zahlreiche Akteure der 
nationalen und internationalen Finanz-
märkte sehr klar und deutlich beschreibt.

Insgesamt handelt es sich um ein sehr 
gut geschriebenes Buch, von immenser 
ökonomischer, gesellschaftlicher und po-
litischer Relevanz mit einer deutlichen 
Botschaft an Kirche und Politik: die wirt-
schaftsethische Grundlage von Finanz-
märkten in den Vordergrund zu stellen 
und das Hauptaugenmerk auf die natio-
nale Ebene und deren Akteure zu lenken, 

d. h. in den Bereich des Machbaren zu 
gehen, statt in der Apathie der globalen 
Ohnmacht zu verharren. 

Brigitte Unger,
Düsseldorf und Utrecht

  Gerechtigkeit im Gesundheitssystem

Heribert Niederschlag, Ingo Proft (Hg.): 
Moral und Moneten. Zu Fragen der Ge-
rechtigkeit im Gesundheitssystem, Ost-
fi ldern: Matthias Grünewald  2013, 
172 S., ISBN/EAN: 9783786729945.

Der vorgegebene Rahmen erlaubt es 
nicht, alle elf Beiträge dieser Sammel-
schrift gleichermaßen zu besprechen und 
ihren Inhalt umfassend wiederzugeben. 
Daher werden im Folgenden diejenigen 
Beiträge etwas ausführlicher dargestellt, 
die m. E. den sozialethischen Fragehori-
zont nach einem gerechten Gesundheits-
system unmittelbar berühren. Im letzten 
Teil der Rezension soll auf einige sozial-
ethische Desiderate hingewiesen sowie 
einzelne Punkte und die Sammelschrift 
als solche kritisch gewürdigt werden.

Der Politikwissenschaftler Carl Deich-
mann untersucht in seinem Beitrag Ge-
rechtes Gesundheitssystem – eine ethi-
sche und politische Herausforderung 
die Interdependenz zwischen Gerech-
tigkeitsvorstellungen, einer politischen 
Kultur und der Gestalt des deutschen 
Gesundheitssystems. Dieses drücke eine 
Idee von sozialer Gerechtigkeit aus, die 
sich mit Nikolaus Knoeppfl er als „trans-
zendentale Tauschgerechtigkeit“ (11) be-
zeichnen und hinsichtlich der Prinzipien 
Freiheit, Gleichheit, Solidarität und Sub-
sidiarität beurteilen lässt. Ein als gerecht 
empfundenes Gesundheitssystem ist ein 
„wichtiger Faktor für die Akzeptanz der 
demokratischen politischen Ordnung“ 
(12). Hingegen verdeutlichen Erfahrun-
gen mit einer defi zitären Gesundheitsver-
sorgung konkrete politische Handlungs-
bedarfe. In den Gesundheitsreformen wie 

in anderen Bereichen der Sozialversiche-
rung wird eine Ordnungsidee greifbar, die 
den Bürger(inne)n eine aktivere Rolle als 
bislang gefordert zusprechen will. Dieser 
Politikkultur widerspräche aber die Wirk-
lichkeit, in welcher „[d]er Bürger … oft 
Bittsteller für die Leistungen [ist], welche 
er selber bezahlt“ (17). Somit „besteht ei-
ne eklatante Diskrepanz zwischen der in 
der demokratischen politischen Ordnung 
zugrunde gelegten und der sie tragenden 
politischen Kultur der unverzichtbaren, 
aktiven Wahrnehmung der Bürgerrolle 
einerseits sowie der Patientenrolle ande-
rerseits“ (17). Daher müssen die Selbst-
bestimmungs- und Partizipationsrechte 
der Versicherten respektive Patienten ge-
stärkt werden. Vor diesem Hintergrund 
und in Anlehnung an John Rawls Ge-

rechtigkeitsprinzipien stellt Deichmann 
einen Kriterienkatalog zur Bundestags-
wahl 2013 vor. 

Aufgrund des demographischen Wan-
dels und des „aussterbende[n] Familien-
modell[s]“ (26) sieht Peter Greisler, Auf-
sichtsratsvorsitzender einer privaten 
Versicherungsgruppe, unlösbare Schwie-
rigkeiten auf die umlagenfi nanzierten 
Kranken- und Pfl egeversicherungen zu-
kommen. Im Vergleich dazu erweise sich 
das Kapitaldeckungsverfahren der priva-
ten Versicherungen mit ihren Altersrück-
stellungen als das zukunftsfähigere und 
generationengerechtere Finanzierungs-
modell. Die Einführung einer Bürgerver-
sicherung führe laut Greisler zu gesund-
heitsgefährdenden Wartezeiten sowie zu 
einer „innovations- und wettbewerbs-
freien Zone“ (31). Grundsätzlich „ist mehr 
Kapitaldeckung im  Gesundheitssystem 
unumgänglich“ (32). Das Priorisierungs-
modell der Zentralen Ethikkommission 
der Bundesärztekammer bewertet er als 
einen „unverbindlichen Konsens bezüg-
lich Auswahl und Gewichtung der Prio-
risierungskriterien“ (32–33).

In seinem Aufsatz Gesundheit zwi-
schen Anspruch und Teilhabe beobach-
tet und hinterfragt der Moraltheologe 
Ingo Proft verschiedene Entwicklungen 
im individuellen und gesellschaftlichen 
Umgang mit dem Gut der Gesundheit. 
Es bestehe die Gefahr, dass Gesundheit 
„zur Zielgestalt menschlicher Strebens- 
und Schaffenskraft“ und „damit zum in-
nerweltlich greifbaren Heilsäquivalent“ 
(38) erhoben wird. Gesundheit ist für 
Proft keine statisch normative Zielge-
stalt, sondern ein „Richtwert …[für] die 
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notwendige Integrität der Körperlichkeit 
als Basis für individuelle Lebensvollzüge“ 
(43). Proft unterstreicht die Relationalität 
von ‚Gesundheit‘ und ‚Krankheit‘ „deren 
Wahrnehmung und Bewertung wesent-
lich von der jeweiligen Perspektive ab-
hängt“ (44). Mit Almut Caspary interpre-
tiert er Gesundheit als eine vielschichti-
ge „metabolic balance“ (45). Auf einem 
solchen konzeptionellen Fundament und 
gemeinsam mit einer im Wesentlichen fä-
higkeiten- und teilhabeorientierten Ge-
rechtigkeitsidee könne Proft zufolge die 
Allokationsproblematik im Gesundheits-
bereich gelöst werden. Am Ende favori-
siert Proft ein „platonisch orientierte[s] 
Gerechtigkeitsverständnis, nach dem Ge-
rechtigkeit bedeutet, das Seine und Eige-
ne zu haben und zu tun“ (52).

In ihrer Untersuchung Reich und ge-
sund – arm und krank kritisiert die Sozi-
alethikerin Sonja Sailer-Pfi ster die einsei-
tige individualmedizinische und kurati-
ve Ausrichtung des Gesundheitssystems. 
Dadurch bleiben die gesellschaftlichen 
Gesundheitsfaktoren unberücksichtigt, 
und die gesundheitliche Ungleichheit 
(i. S. von ‚health equity‘) kann nicht um-
fassend bekämpft werden. Insbesondere 
vermisst sie in Deutschland eine Debatte 
darüber, dass eine Erkrankung den sozio-
ökonomischen Status einer Person beein-
trächtigen kann. Sie schließt sich dem Ur-
teil von Hartmut Remmers an, dass „[d]er 
aktuell geführte ethische Diskurs über 
die Verteilungsfrage im Gesundheitssys-
tem … gesellschaftstheoretische und ge-
sellschaftsethische Fragestellungen weit-
gehend aus[blendet]“ (61). Der spezifi -
sche Beitrag einer christlichen Sozialethik 
könne darin bestehen, dass „sie die Fra-
ge nach dem ‚guten Leben‘ auch im Hin-
blick auf das Gesundheitssystem stellt“ 
(61). Die Frage nach einem gerechten Ge-
sundheitssystem beantwortet Sailer-Pfi s-
ter mit Martha Nussbaums capabilities 
approach: „Alle Menschen sollen befähigt 
werden, … für ihre Gesundheit zu sorgen 
und im Krankheitsfalle die Fähigkeit ha-
ben, die für sie passenden und notwendi-
gen Leistungen des Gesundheitssystems 
in Anspruch zu nehmen.“ (63). Im letz-
ten Teil kommt Sailer-Pfi ster auf den de-

zidiert christlich-sozialethischen Beitrag 
zu sprechen. Sie erinnert an die Sozia-
lität des Menschen und die „vorrangige 
Option für die gesundheitlich Benach-
teiligten“ (66). 

Helen Kohlen argumentiert in ihrem 
Beitrag ‚Zeit ist Geld‘ und die Sorge um 
das gute Leben für ein Verständnis von 
‚Care‘ als politische und soziale Praxis. 
In einem ersten Schritt defi niert Kohlen 
in Anlehnung an Hannah Arendt „Poli-
tik als eine Praxis in Abgrenzung zu ei-
ner Technik“ (71). Politik sollte nicht auf 
Durchsetzungsstrategien bauen, son-
dern auf kommunikatives Handeln, in 
welchem sich erst „die gemeinsame po-
litische Angelegenheit konstituiert“ (72). 
Politische Praxis ist „die tätige Lebens-
führung der Menschen im Umgang mit-
einander und die Bewältigung der dabei 
auftretenden Probleme“ (73). Hingegen 
zielt Technik darauf ab, ein bestimmtes 
Ziel reibungslos und plangemäß herzu-
stellen. Zwar ist Technik für die Politik 
notwendig, die Politik aber darf nicht auf 
die Technik beschränkt sein. „Eine Politik 
des Handelns, die Care als eine notwendi-
ge Praxis fördert, sieht [Kohlen zufolge] 
ab von Leitkategorien, die Autonomie, 
Selbstbestimmung und Einzelinteressen 
fördert, sondern entwickelt sich hin zu 
Antworten auf tatsächliche Bedürfnisse 
von Menschen, die auf Fürsorgepraktiken 
angewiesen sind.“ (76) Anschließend wird 
in Anlehnung an Selma Sevenhuijsen das 
Verhältnis von Care und Staatsbürger-
schaft erörtert. Kohlen betont, dass ein 
ausschließlich rechtebasiertes Verständ-
nis von BürgerInnen, die „ethischen Di-
mensionen auslässt“ (76). Kohlen operiert 
mit einem weiten Begriff von Staatsbür-
gerschaft – „als Praxis des Zusammen-
kommens in einem öffentlichen Raum, in 
dem um ein gemeinsames Verständnis ei-
nes gemeinsamen Gutes gestritten wird“ 
(77). Zuletzt bespricht Kohlen den unter-
schiedlichen Umgang mit ‚Care‘ in einem 
normativ sozialliberalen und einem nor-
mativ transformativen Ansatz. Der sozial-
liberale Ansatz widerspricht durch seine 
einseitige Betonung der Autonomie und 
Unabhängigkeit, „den ethischen Grund-
lagen einer Care-Praxis, nämlich die För-

derung des menschlichen Wohlergehens 
auf der Grundlage einer anteilnehmen-
den Wahrnehmung menschlicher Bedürf-
nisse“ (79). Im Unterschied dazu bewer-
tet der normativ transformative Ansatz 
‚Care‘ als gesellschaftliche Praxis, „in der 
die TeilnehmerInnen Versorgungsbedürf-
nisse und -bedarf wahrnehmen, analy-
sieren, ernst nehmen und entsprechend 
politisch partizipieren und agieren“ (79).

Mit sieben Thesen zum ambivalenten 
Dreiecksverhältnis von Geld, Gerechtig-
keit und Christentum positioniert sich Bi-
schof Alois Schwarz in seiner Abhandlung 
Geld muss mit Gerechtigkeit ‚gesalzen‘ 
werden. Er betont, „dass Geld ‚an sich‘ 
und ‚von sich aus‘ nicht absolut zu set-
zen, sondern für die Menschen und ih-
rem Wohle einzusetzen ist“ (90).

Für Schwester Basina Kloos, Vor-
standsvorsitzende einer karitativen 
Stiftung, müssen kirchliche Einrichtun-
gen „[a]uf die Bedingungen des Mark-
tes eingehen, dabei jedoch als konfessio-
neller Träger die eigenen Werte … nicht 
aus dem Blick … verlieren“ (109). Selbst 
kirchliche Krankenhäuser erkennen nur 
unzureichend den „klaren Marktvorteil“ 
(110) christlicher Werteorientierung. An-
schließend beschreibt sie die Beweggrün-
de der noch jungen Stiftungsgründung 
aus der Perspektive ihres franziskani-
schen Ordens. 

Doris Nauer geht in ihrem Beitrag der 
Frage nach „Wie christliche Seelsorge-
rInnen in Einrichtungen des deutschen 
Gesundheitswesens ihren Auftrag inhalt-
lich verstehen und welche konkreten Ziel-
setzungen sie verfolgen“ (117). In einem 
ersten Teil arbeitet Nauer das christliche 
Fundament einer Seelsorge heraus. Dar-
auf aufbauend entwickelt sie „das Mo-
tiv der ‚Anwaltschaft für Gerechtigkeit‘ 
als eines der zentralen Bausteine glaub-
würdiger Krankenhausseelsorge“ (117). 

Die Kritik an quantitativen Erfolgs-
messungen veranlassen Claudia Gers-
tenmaier und Ingo Proft dazu, alterna-
tive Kriterien für die Gesundheitssysteme 
zu benennen. Für sie sind von zentraler 
Bedeutung „die Werte der Begegnung, 
der Berührung und der Bewegung“, de-
ren Verfolgung „eine für alle Akteure be-
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reichernde Kultur eines guten Miteinan-
ders“ (133) unterstützen kann. In einem 
zweiten Teil wird die Vorstellung eines er-
füllenden Miteinanders anhand des Ge-
sprächs am Jakobsbrunnen (Joh 4,1–26) 
theologisch vertieft.

In der Rückbesinnung auf die histo-
rische, ökumenische Life-and-Work-Be-
wegung gewinnt Heribert Niederschlag 
einen originären Zugang zu der Entwelt-
lichungsthematik, die von Papst Benedikt 
in Freiburg angesprochen wurde. Unter 
dem Eindruck des Ersten Weltkrieges ver-
pfl ichteten sich ChristInnen der Life-and-
Work-Bewegung „zur Einheit der Kirchen 
und zum praktischen Dienst an der Welt 
und für die Welt“ (150). Dietrich Bon-
hoeffer und Joseph H. Oldham, Mitglie-
der dieser Bewegung, haben „die ‚Welt‘ 
nicht isoliert gesehen, … sondern sie ha-
ben die kritische Potenz des christlichen 
Glaubens aktiviert und die ethische und 
theologische Refl exion mit ihrem persön-
lichen Lebenszeugnis verbunden“ (154).

Für Holger Zaborowski zeigt Friedrich 
Dürrenmatts Drama Der Besuch der al-
ten Dame „wie jene Welt, in der immer 
mehr gekauft werden kann, in der selbst 
die Gerechtigkeit … zu einem kaufba-
ren Produkt wird, immer unmenschli-
cher wird und hinter ihre eigenen mo-
ralischen Errungenschaften zurückfällt“ 

(161). Wirklich gerecht ist nur das, „was 
der Menschenwürde … dient und sie an-
erkennt“ (167). 

An dieser Stelle kann nur auf weni-
ge sozialethische Forschungsdesiderate 
hingewiesen werden, die von den ein-
zelnen Beiträgen angestoßen werden: 
Nach Deichmanns Beitrag bleibt u. a. die 
Frage im Raum, inwieweit das Paradig-
ma der Tauschgerechtigkeit auf die Ge-
sundheitsversorgung übertragen werden 
kann. An dieser Stelle muss der Hinweis 
auf die zwischen Otfried Höffe und Pe-
ter Dabrock geführte Debatte zur Tausch-
gerechtigkeit als Gestaltungsprinzip des 
Gesundheitssystems genügen. Ebenso ist 
Greislers Fazit, dass im Gesundheitsbe-
reich das Kapitaldeckungs- gegenüber 
dem Umlageverfahren das gerechtere 
sei, durchaus umstritten. Sailer-Pfi ster 
spricht zu Recht einen wunden Punkt 
im aktuellen Diskurs über Gerechtigkeit 
und Gesundheit an, insofern sie auf die 
Bedeutung gesellschaftlicher Gesund-
heitsbedingungen hinweist. Indes über-
sieht ihre Bemerkung, dass im christlich-
sozialethischen Diskurs „auf der Theorie-
ebene nur der Gerechtigkeitsansatz von 
Martha Nußbaum rezipiert“ (fn 24 s. 64) 
[werde], dass z. B. Ulrike Kostka oder Katja 
Winkler Nussbaums Ansatz kritisch und 
in Anlehnung an Peter Dabrocks Befä-

higungsansatz weiterentwickeln. Ebenso 
ist für Markus Zimmermann-Acklin der 
Fähigkeitenansatz von Armatya Sen der 
wichtigere. Zudem fi nden sich im zitier-
ten Jahrbuch für christliche Sozialwis-
senschaften aus dem Jahre 2006 zahl-
reiche Beiträge, die einem anderen The-
orieansatz folgen: z. B. Christian Spieß 
mit einer an Hegel orientierten Anerken-
nungstheorie, Joachim Wiemeyer mit ei-
ner kontraktualistischen Herangehens-
weise oder Monika Bobbert mit einem 
Ansatz von Alan Gewirth. Dem Anliegen 
von Sailer-Pfi ster und den Thesen He-
len Kohlens ist zu wünschen, dass sie in 
den sozialethischen Diskurs aufgenom-
men werden. Helen Kohlen problemati-
siert u. a. ein technisches Politikverständ-
nis, die Dominanz von Rechten und Auto-
nomie im ethischen Denken, ein zu enges 
Bürger-Verständnis, sowie die Abwertung 
der fürsorglichen Praxis von Frauen im 
privaten Bereich. 

Nicht bei allen Beiträgen erschließt 
sich direkt ein Zusammenhang zum Leit-
thema der Sammelschrift. Dennoch ge-
ben die Autorinnen und Autoren einen 
Einblick in ihre je eigenen fachspezifi -
schen Lösungsansätze für ein gerechtes 
Gesundheitssystem.

Alexis Fritz, Freiburg

  Medizin ohne Maß?

Giovanni Maio: Medizin ohne Maß? Vom 
Diktat des Machbaren zu einer Ethik der 
Besonnenheit. Stuttgart: Trias-Verlag 
2014, 219 S., ISBN 978–3–8304–6749–
6 (auch als eBook erhältlich).

Die kleine Interpunktion eines Fragezei-
chens im Titel bestimmt die Tonart die-
ser neuen Publikation des Giovanni Ma-
io, Lehrstuhlinhaber für Medizinethik mit 
eigenem Institut an der Universität Frei-
burg und Mitglied in zahlreichen staatli-
chen sowie kirchlichen Ethikkommissio-
nen. Als Philosoph und Arzt geriert er sich 
gedanklich und sprachlich als Meister ei-

ner wünschenswerten kommunikativen 
Disziplin: dem Dialog. Inhaltlich entmy-
thologisiert Maio den „technischen Im-
perativ“ (Hans Jonas) der modernen Me-
dizin, ohne deren Erfolge zu schmälern. 
Er möchte medizinfremde Ziele beseitigt 
wissen und sucht Wege zu einer neuen 
Medizinkultur, in welcher Arzt und Klient/
Patient befähigt werden „einen Umgang 
mit der Grenze zu erlernen.“ Dies als Vor-
raussetzung für ein erfülltes Leben. (15), 
wie es seit der Antike die Funktion von 
ethischem Denken ist. Seine postulier-
te „Ethik der Besonnenheit“ (Conclusio 
seiner bisherigen Bücher) ruft die exis-

tentiellen Themen auf, erschließt durch 
konfrontierendes öffnendes Fragen neue 
Dimensionen des Sinnes und nimmt auch 
den Leser in die Pfl icht, sein Verhältnis zur 
Medizin zu refl ektieren. Der Trias-Verlag 
offeriert damit ein interessantes Experi-
ment, das über die bisher dort üblichen 
klassischen Medizinbücher hinausweist.

Das Buch beinhaltet neben Pro- und 
Epilog acht Kapitel. Darunter topaktuell 
Reproduktionsmedizin (z. B. Social Egg 
Freezing), Pränataldiagnostik, Organ-
transplantation und im Rahmen des Al-
terns und Sterbens das Thema der „ak-
tiven Sterbehilfe“. Das 3. Kapitel ist das 
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Politischste. Sartre habe das Lebensgefühl 
der Moderne des Machbaren erfasst, so 
Maio, Biomedizin und Biotechnik bieten 
dazu wirkungsmächtige Möglichkeiten. 
Doch wissen wir, was der perfekte (opti-
mierte) Mensch ist, und ob er überhaupt 
der bessere Mensch wäre? Maio plädiert 
klug und bewertet besonnen die öko-
nomischen Parameter der Optimierung, 
der Effi zienz, des Wettbewerbs und der 
Logik des Herstellens und Verkaufens in 
der Medizin. Er fordert neue Antwor-
ten vom Arzt, dem er einen „hermeneu-
tischen Bedeutungszuwachs“ wünscht, 
hin zu einer Beziehungsmedizin als ei-
ner Heilkunst. Sowohl den kranken Pa-
tienten als auch den Dienstleistungs-Kli-
enten bittet er zu prüfen, dem „Erleiden 
Raum zu geben“, das Gegebensein anzu-
nehmen und eine neue Form des Sinns zu 
im Verhältnis zur Welt leben, statt sich 
auf das bloß Zweckhafte zu beschränken 
(Spiritualität vor allem im Alter). Doch 
bloß keine Schicksalsergebenheit! Jeder 
möge jedoch wissen, dass Möglichkei-
ten schnell zum Zwang werden. Wenn 
soziale Erwartungen dominieren, passen 
sich Menschen entsprechend an. Giovan-
ni Maio verachtet die Fremdbestimmung 
durch die Ökonomie. „Es wird gerne von 
Autonomie gesprochen, aber im Grunde 
geht es um Konformität“. (94) Eine fun-
damentale Kritik an falschen Weichen-

stellungen (Anreizen) einer zu einseiti-
gen Ökonomisierung des Gesundheits-
systems! Eine Kapitalismuskritik?

Die Frage nach der wahren Freiheit 
und authentischen Autonomie durch-
zieht alle acht Kapitel. Maio visioniert 
den vernunftbegabten Menschen mit sei-
ner Einsicht in die „Notwendigkeit der 
Grenzen des Machbaren“. Und er positio-
niert sich gegen die Vorstellung, dass ein 
moderner Mensch glaube, kein Schicksal 
mehr annehmen zu müssen. „Das implizi-
te Versprechen dieser absoluten Freihei-
ten“ sei das eigentliche Problem in vielen 
Bereichen einer modernen Hochglanz-
medizin. (97) Die Praxisbeispiele in den 
Kapiteln sind selbstredend. So geht es in 
den Kapiteln eins (Reproduktionsmedizin) 
und zwei (Pränatal- und Präimplantati-
onsdiagnostik) um Gefahren einer mo-
dularen Denkweise, welche den Modus 
der gesellschaftlichen Multioptionalität 
spiegelt. So kann ein Kind als normier-
tes makelloses Produkt zum Beispiel zwei 
Mütter (Eizellenspende oder Leihmutter-
schaft) und einen fremden Samenspen-
der-Vater haben. Solches Systemden-
ken bedarf der Logik einer Entpersona-
lisierung. Was denkt ein Kind, das quasi 
nur durch Qualitätsprüfung (so bei der 
PID) wachsen durfte? Sozial Egg Freezing 
wurde ursprünglich für junge krebskran-
ke Frauen erdacht. Das war vormals der 
medizinische Nutzen. Heute diene es, so 
Maio, als Planungsinstrument der „zeitli-

chen Entkoppelung von biologischer Vor-
gabe und Fortpfl anzung“ und sei nicht 
mehr medizinisch begründet. Die Idee ist 
sogar medizinisch risikoreich und hat als 
Planungsmoment geringe Erfolgsraten 
für Frauen über 35 Jahren, so die Deut-
sche Gesellschaft für Gynokologie und 
Geburtsmedizin. Maio fragt nach, wie-
so „man lieber die körperliche Integrität 
der Frau antastet, anstatt die strukturell-
sozialen Verhältnisse zu verändern.“ Was 
habe dies mit der Rhetorik der Freiheit zu 
tun? Er unterscheidet auch genau zwi-
schen dem Ja zur Eigenverantwortung 
und einer Stigmatisierung, wenn man 
als „Hilfsbedürftiger ein Normverletzer“ 
werde. (Kapitel: Gesundheit als Pfl icht). In 
der Organtransplantation (Kapitel 5) setzt 
sich Maio mit neuen Erkenntnissen zum 
Hirntod auseinander und fordert bedin-
gungslose Transparenz. Und in der „ak-
tiven Sterbehilfe“ sieht der Ethiker „eine 
ethische Resignation“, anstatt eine Au-
tonomie im Ausgeliefertsein zu kreieren.

Das Buch fasziniert mit seinen vie-
len Analysen, Fragen und Antworten. 
Giovanni Maio´s „Ethik der Besonnen-
heit“, die er selbst an die Voraussetzungen 
„Klugheit und Realitätssinn mit innerer 
Ruhe und einem Primat des Handelnwol-
len“ gebunden sieht (195 ff.), fordert sei-
ne Leserinnen und Leser heraus zu einer 
neuen Haltung, die sich für jeden lohnt.

Volker Born, Wiesbaden
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  Jahrbuch Theologische Zoologie

Rainer Hagencord, Anton Rotzetter: Jahr-
buch Theologische Zoologie Bd. 1/2014. 
Neue Wahrnehmung des Tieres in Theo-
logie und Spiritualität. Berlin u. a.: LIT 
Verlag 2014, 144 S., ISBN 978–3–643–
12363–3.

Seit 1951 gibt es in Münster ein „Insti-
tut für Christliche Sozialwissenschaften“. 
Der Name „christliche Sozialwissenschaf-
ten“ war als ein Programm- und Kampf-
begriff gegen eine sich als deskriptiv und 
wertfrei verstehende Sozialwissenschaft 
entstanden. Das Institut ist den meisten 
Leserinnen und Lesern dieser Zeitschrift 
bekannt. Weniger bekannt dürfte dage-
gen derzeit noch das Münsteraner „In-
stitut für Theologische Zoologie“ sein, 
das es seit 2009 gibt. Die Wahl des Ins-
titutsnamens hat in diesem Fall weniger 
mit einer Abwehrhaltung gegenüber ei-
ner wertfreien Naturwissenschaft zu 
tun, sondern verweist auf das Anliegen, 
(nicht-menschliche) Tiere in die Theolo-
gie zu holen. Man will, wie Klaus Müller 
im Vorwort darlegt, Aristoteles‘ „philo-
sophischer Zoologie“ eine „theologische 
Zoologie“ an die Seite stellen. Es geht 
den beiden Gründern des Instituts, dem 
Münsteraner Theologen und Biologen 
Rainer Hagencord und dem Schweizer 
Kapuziner und Franz-von-Assisi-Exper-
ten Anton Rotzetter, darum, neue, weni-
ger tiervergessene Zugänge zur Theologie 
zu eröffnen. Wie auf der Website des In-
stituts dargelegt wird, will man „im Dia-
log mit den Naturwissenschaften und vor 
allem dem Evolutionsparadigma die lan-
ge fällige Distanzierung von einem bib-
lisch unhaltbaren Anthropozentrismus“ 
vorantreiben und sich darum bemühen, 
den Blick auf die „sensiblen ökologischen 
und politischen Fragen der Massentier-
haltung [und] des überhöhten Fleisch-
konsums“ zu lenken, die zur „Vernichtung 
ganzer Ökosysteme und der Verelendung 
der so genannten Dritten Welt“ beitra-
gen. Mit dieser Feststellung wird der en-
ge Zusammenhang zwischen „theologi-

scher Zoologie“ und „christlicher Sozial-
wissenschaft“ deutlich.

Im November 2012 fand der erste 
Kongress des „Institutes für Theologi-
sche Zoologie“ im Franz-Hitze-Haus in 
Münster statt. Das vorliegende, von den 
beiden Institutsgründern herausgegebe-
ne Jahrbuch dokumentiert diesen Kon-
gress. Am Beginn seines Vorwortes be-
dankt sich Rotzetter bei den Verantwort-
lichen des Franz-Hitze-Hauses und bei 
anderen mit einladenden Personen aus 
Diözese und Universität für die Unter-
stützung und wertet diese als „ein starkes 
Zeichen gegen die sonst übliche Gleich-
gültigkeit kirchlicher Amtspersonen und 
Institutionen, aber auch der großen 
Mehrheit der Christen gegenüber dem 
Thema ‚Tier‘.“ (9) Am Ende seines Vorwor-
tes spricht Rotzetter die Hoffnung aus, 
der Tagungsband möge auf eine „wohl-
wollende und kritische Leserschaft“ (16) 
treffen. Was den Rezensenten des Bu-
ches betrifft, ist dies jedenfalls der Fall.

Das Buch widmet sich dem Thema ei-
ner neuen Wahrnehmung des Tieres in 
Theologie und Spiritualität aus der Sicht 
unterschiedlicher Autoren und aus un-
terschiedlichen fachlichen Blickwin-
keln: einem biblischen, einem natur-

wissenschaftlichen, einem geisteswis-
senschaftlichen und einem praktischen. 
Dies bedingt ein gewisses Maß an Über-
schneidungen und Wiederholungen, Un-
schärfen und literarischer Heterogenität. 

Rainer Hagencord, der sich seit mehr 
als einem Jahrzehnt intensiv und kompe-
tent um die theologische Würdigung der 
Tiere bemüht und hoch verdient gemacht 
hat, stellt in seinem Beitrag anhand der 
fi ktiven Gottesreden des Hiob-Buches 
eine biblische Spiritualität vor, „in der 
es neben Gott und den Menschen noch 
Raum gibt für eine eigenständige Na-
tur und ihre Repräsentanten, die Tiere.“ 
(25) Der biblischen Überlieferung zufolge 
seien Mensch und Tier dezidiert aufein-
ander bezogene, voneinander existentiell 
abhängige Geschöpfe des einen Gottes 
und Teilhaber des einen Bundes, Geseg-
nete von je eigenem Wert. Der Verhal-
tensbiologe Andreas Haemisch verweist 
auf neuere wissenschaftliche Studien, die 
zeigen, dass nicht nur Primaten, sondern 
auch Nicht-Primaten, speziell Rabenvö-
gel, aber auch Ratten und Fledermäuse, 
über komplexe kognitive Fähigkeiten ver-
fügen. Als menschliches Proprium wertet 
Haemisch die Verwendung einer symbo-
lisch codierten Sprache. Ich frage mich 
allerdings, inwiefern dies mit den For-
schungsarbeiten des US-amerikanischen 
Psychologen Roger Fouts in Einklang zu 
bringen ist, der schon Ende der 1970er 
Jahren entdeckte, dass Schimpansen fä-
hig sind, die amerikanische Gebärden- 
oder Zeichensprache der Gehörlosen zu 
erlernen und diese extensiv, kreativ und 
innovativ zu benutzen. 

Der geisteswissenschaftliche Ab-
schnitt ist der umfangreichste des Bu-
ches. Der Religionspädagoge Ralf Gaus 
arbeitet in seinem Beitrag vor allem die 
Folgen einer zoologisch informierten 
Theologie für den Religionsunterricht he-
raus. Die Moraltheologin Simone Horst-
mann erörtert die Frage nach den epis-
temischen Voraussetzungen der christli-
chen Tiervergessenheit; ein spannendes 
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und wichtiges Thema, das aber leider in 
einem mitunter abgehobenen philoso-
phischen Jargon vorgetragen wird, der 
dem katholische Akademien frequentie-
renden Bildungsbürgertum nicht zuge-
mutet werden sollte. (Ich weiß das, weil 
ich selbst zwei Jahre lang hauptberufl ich 
an einer solchen Einrichtung gearbeitet 
habe.) Der ehemaligen Lübecker Bischö-
fi n und Kuratoriumsvorsitzenden des In-
stituts für Zoologische Theologie, Bärbel 
Wartenberg-Potter, dagegen gelingt es 
ausgezeichnet, nachvollziehbare Verbin-

dungen zwischen Tierethik und feministi-
scher Theologie herzustellen. Wie alle Re-
ferentinnen und Referenten der Tagung 
geht auch Wartenberg-Potter von einem 
sich allmählich durchsetzenden Paradig-
menwechsel aus, von einem – wie sie es 
nennt – „Paradigma der Domination“ zu 
einem der „Einwohnung“.

 Im abschießenden praktischen Teil 
widmet sich der evangelische Pfarrer 
und Vorsitzende der „Aktion Kirche und 
Tiere“ („AKUT“), Ulrich Seidel, der Gestal-
tung von Gottesdiensten für Mensch und 

Tier. Das geschieht mit Kompetenz und 
Humor. Im Anschluss daran ist der das 
Tier liturgisch thematisierende Schluss-
gottesdienst dokumentiert. Was im prak-
tischen Abschnitt des Bandes leider fehlt, 
ist der im Rahmen der Tagung gültige 
Speiseplan. Dieser würde nämlich verra-
ten, ob der theologisch und liturgisch an-
gemahnte Paradigmenwechsel zu Mitge-
fühl und Gerechtigkeit gegenüber Tieren 
auch entsprechende kulinarische Auswir-
kungen hatte.

Kurt Remele, Graz 

  Bildungsgerechtigkeit

Bernhard Grümme: Bildungsgerechtig-
keit – Eine religionspädagogische He-
rausforderung (Religionspädagogik in-
novativ, Bd. 7), Stuttgart: W. Kohlhammer 
2014, 254 S., ISBN/EAN: 9783170242197. 

Die OECD, die Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung, hat es mit dem Ergebnis ih-
rer Studie „Bildung auf einen Blick“ auf 
den Punkt gebracht: Die Gesellschaft 
von heute hat nicht nur politisch oder 
wirtschaftlich betrachtet ein Gerechtig-
keitsproblem, sondern vor allem auch im 
Bereich der Bildung. Wie Menschen ihr 
Dasein gestalten und an gesellschaftli-
chen Prozessen teilhabe n können, hängt 
maßgeblich vom eigenen Bildungsstan-
dard und den Zugängen zur Bildung ab. 
Während allerdings in Wissenschaften 
wie Pädagogik, Philosophie oder Sozio-
logie bereits ein breit angelegter Diskurs 
über Bildungsgerechtigkeit geführt wird 
und auch in einigen theologischen Dis-
ziplinen die Dringlichkeit dieses Thema 
längst erkannt worden ist, hat die Religi-
onspädagogik „hier einen blinden Fleck“, 
konstatiert Bernhard Grümme, Religions-
pädagoge der katholisch-theologischen 
Fakultät an der Ruhr-Uni Bochum. Die 
Ursache sieht er unter anderem in der 
jahrelangen Entpolitisierung des Fachs. 
Dass es aber eine ureigene Aufgabe der 
Religionspädagogik sein sollte, sich mit 
Bildungsgerechtigkeit zu befassen, hat 
für den Autor nicht nur mit der Relevanz 

des Themas zu tun, das Marianne Heim-
bach-Steins als „die soziale Frage der Ge-
genwart“ bezeichnet, Grümme sieht auch 
theologische und religiöse Zusammen-
hänge, die eine Erörterung als maßgeb-
lich erscheinen lassen. Ihm geht es aber 
nicht nur um Argumentationslinien, wa-
rum sich Religionspädagogik einmischen 
sollte, er formuliert auch ganz konkrete 
Inhalte eines solchen Beitrages, erläutert 
didaktische Überlegungen für den Reli-
gionsunterricht und setzt sich mit den 
Entwicklungen in der Kindertheologie 
auseinander.

Gemäß dem Dreischritt „Sehen – Ur-
teilen – Handeln“ geht der Bochumer 
Professor zunächst auf empirische Re-

sultate zur Bildungssituation in Deutsch-
land ein. Indem Grümme zum einen den 
Chancenspiegel der Bertelsmann-Stif-
tung aus dem Jahre 2012 und den Be-
richt von Vernor Munoz, Sonderbericht-
erstatter der Vereinten Nationen, zum 
Bildungssystem in der Bundesrepublik 
aus dem Jahr 2007 zugrunde legt, be-
nennt er auf vier Felder, die entschei-
denden Einfl uss auf offensichtliche Bil-
dungsbenachteiligungen haben: soziale 
Herkunft, Inklusion, Migration und Ge-
schlecht. Ungerechtigkeitsstrukturen 
verdichten sich nach Darstellung von 
Grümme dann noch einmal an einer 
besonderen Stelle des Bildungswesens, 
nämlich in der Hauptschule, die aus sei-
ner Sicht für die Religionspädagogik eine 
Art Bewährungsprobe darstellt, ist diese 
hier doch eigentlich zu einer Selbstrefl e-
xion herausgefordert, ihre „Standortge-
bundenheit im bildungsbürgerlichen Mi-
lieu“ zu überdenken.

Die Herausforderung, der sich der Ver-
fasser im Anschluss an die Verwerfungen 
im Bildungswesen zuwendet, ist gleich-
sam schwierig und wichtig: Wenn stets 
von Gerechtigkeit die Rede ist, sieht es 
Grümme für erforderlich an zu klären, 
was dieser Begriff eigentlich beinhaltet. 
Die Ansätze sind von ganz unterschied-
licher Natur, beinhalten – verkürzt ge-
sagt – zum Beispiel grundlegende Fra-
gen der Güterverteilung, nehmen gesell-
schaftliche Implikationen in den Blick 
oder erörtern, wer denn eigentlich die 
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„Prinzipien der Gerechtigkeit bestimmt“. 
Während Grümme zum einen selbst Eck-
punkte eines Gerechtigkeitsdiskurses be-
nennt, zu denen u. a. „politische Struktu-
ren der Gerechtigkeit, die auch die ge-
sellschaftlich-politischen Implikationen 
ethischer Perspektiven markieren“, gehö-
ren, nimmt er zum anderen – vor allem 
im Rückgriff auf den jüdischen Denker 
Emmunael Lévinas – theologische Dimen-
sionen in den Blick. Die Konkretisierung 
erfolgt bei Grümme durch die Einbin-
dung der biblischen, der christlichen-
jüdischen Tradition, die von der Partei-
lichkeit Gottes geprägt ist. „Überkom-
mene Gerechtigkeitsprinzipien“ defi niert 
Grümme neu, wenn er bei Tauschgerech-
tigkeit darauf abhebt, dass die Würde des 
jeweils schwächsten Partners zu achten 
ist, und darüber hinaus betont, dass Be-
teiligungsgerechtigkeit allen Menschen 
die Chance auf Partizipation bieten soll, 
Verteilungsgerechtigkeit die Option für 
die Armen bedeutet und Verfahrensge-
rechtigkeit Gleichheit vor dem Gesetz 
beinhaltet. 

Nachdem der Verfasser dargelegt 
hat, dass Bildung in der Tradition des 
Bildungstheoretikers Wolfgang Klafki 
Emanzipation und Aufklärung beinhal-
tet und religiöse Bildung eine Parallele 
darstellt, da auch sie darauf abzielt, sich 
für die Selbstbestimmung des Menschen 
stark zu machen, arbeitet Grümme drei 
innere Verbindungslinien von Bildung 
und Gerechtigkeit heraus.
• Aus sozialethischer Perspektive be-

trachtet, greift hier insbesondere das 
Menschenrecht auf Bildung, in den 
Allgemeinen Menschenrechten, dem 
Grundgesetz, der UN-Kinderrechts-
konvention und der Konvention der 
Vereinten Nationen für Menschen 
mit Behinderung verankert. Es han-
delt sich um ein Befähigungsrecht, 
dem man zur Durchsetzung verhel-
fen muss, erläutert der Theologe, und 
sieht darin zugleich eine Basis, dass 
der Einzelne verantwortlich in der Ge-
sellschaft mitwirken kann. In jüngs-
ter Zeit, führt der Autor aus, habe 
zudem der Begriff der Beteiligungs-
gerechtigkeit an Relevanz gewonnen, 

die den Menschen durch seinen eige-
nen Beitrag und seine eigene Teilhabe 
in die Lage versetzen soll, sich in der 
Gemeinschaft selbst zu verwirklichen. 

• Pädagogisch betrachtet, ergibt sich 
eine Verknüpfung von Bildung und 
Gerechtigkeit schon allein dadurch, 
dass dem Menschen die Selbstent-
faltung genommen wird, wenn man 
ihm Bildung vorenthält. Doch genau 
das will eine Pädagogik der Teilhabe 
verhindern und stattdessen ermögli-
chen, dass ein jeder in unterschiedli-
chen Bereichen menschlicher Existenz 
(Arbeit, Politik, Kunst, Wissenschaft 
etc.) partizipieren kann.

• Die religionspädagogische Sichtwei-
se hebt darauf ab, den Menschen als 
Gottesebenbild zu sehen, was sowohl 
Menschenwürde bedeutet als auch 
die Chance umfassen sollte, sein Le-
ben zu entfalten und zu gestalten.

Wie nun eine Bildungsgerechtigkeit kon-
kret ausgestaltet sein sollte, dazu un-
tersucht der Autor Begriffl ichkeiten wie 
Chancengleichheit, die nach seinen Aus-
führungen im Kontext von Schule und 
Bildung angesichts ganz unterschiedli-
cher Voraussetzungen der Kinder und 
Jugendlichen in Schiefl age gerät, oder 
Schwellengerechtigkeit, mit der – ver-
einfacht formuliert – gemeint ist, dass 
„jedes Kind zumindest den Grundbestand 
an Kompetenzen erreicht“, den es zu ei-
ner „autonomen Lebensgestaltung“ be-
nötigt. Der Verfasser lässt unzweifelhaft 
erkennen, dass er mit einem solchen Be-
fähigungsansatz sympathisiert, auf dem 
übrigens auch der frühere US-Präsident 
George W. Bush sein Konzept „No child 
left behind“ aufbaute. Allerdings fragt 
Grümme auch danach, „wer eigentlich 
zuständig ist für die Befähigung“, wer 
welche Pfl ichten hat und welche Rol-
le Kirche und Staat einnehmen. Letzt-
lich sieht der Autor aber auch Grenzen 
der Bildung selbst, weil sie allein nicht in 
der Lage ist, Bildungsgerechtigkeit herzu-
stellen. In einer Religionspädagogik, die 
politische Dimensionen aufnimmt und 
einbezieht, erkennt Grümme aber sehr 
wohl die Möglichkeit, „Situationen von 

Bildungsgerechtigkeit und Bildungsun-
gerechtigkeit wahrzunehmen“. Dabei be-
zieht er auch ganz deutlich die Sicht der 
Neuen Politischen Theologie mit ein, die 
auch aus biblischem Verständnis heraus 
auf einen durchaus kritischen oder inno-
vativen Beitrag der Religionen zum zivil-
gesellschaftlichen Diskurs abhebt. Daraus 
leitet Grümme konkrete Aspekte und In-
halte einer Religionspädagogik ab, wie 
Option für die Armen, Befähigung zum 
kritischen Urteil, Befreiung aus Verhält-
nissen von Unmündigkeit, Ausbeutung 
und Unterdrückung und Identitätsbil-
dung.

Wenn dieser Weg beschritten wird, 
sind nach Darstellung des Autors Wei-
chenstellungen inner- und außerhalb des 
Schulsystems erforderlich. Schulintern 
nennt er längeres gemeinsames Lernen, 
Ganztagsschulen und ein Lernen, das der 
Unterschiedlichkeit der Schüler gerecht 
wird, als mögliche Steuerungsinstrumen-
te, extern müsste aus seiner Sicht vor-
schulische Bildung ausgebaut, eine Er-
ziehungspartnerschaft zwischen Eltern 
und Schule gefördert und die Kompe-
tenz der Lehrer hinsichtlich ihrer eigenen 
Gerechtigkeitswahrnehmungen gestärkt 
werden. Indem der Autor Vorschläge für 
eine Unterrichtssequenz unterbreitet, die 
Gerechtigkeit zum Thema hat, ergänzt 
er seine Überlegungen um eine äußerst 
praktische Note, die auch in seinen Erläu-
terungen zur Kindertheologie zum Vor-
schein kommt. Die „Herausforderungen 
durch bildungsferne Kinder“ sich zu stel-
len, sieht er als erforderlich an, um nicht 
abstrakt und ideologieanfällig zu werden.

Theo Körner, Dortmund
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Mitten im reichen Deutschland sind immer mehr Menschen von Armut betroffen. Die 
Kluft zwischen Arm und Reich vergrößert sich beständig, wobei Armut vielfältige Di-
mensionen und Facetten hat. Der folgende Beitrag nimmt vor allem das Phänomen 
der relativen Armut in den Blick und fragt nach haushaltsbezogenen Ursachen für die 
Spaltung der Gesellschaft. Da gesellschaftliche Entwicklungen und private Entschei-
dungen wesentliche Auswirkungen auf die individuellen Lebenslagen haben, sollen 
zudem Handlungsperspektiven zur Minderung des Armutsproblems diskutiert werden. 

 Die Spaltung in Arm und Reich – 
mitverursacht durch private 
 Entscheidungen? 
Zu einigen Lösungsansätzen zwischen 
Wahlfreiheit und Bedarfsorientierung

Positionen und Perspektiven

Andreas Fisch

Warum, so mögen manche Zeitgenos-
sen die grundsätzliche Anfrage stellen, 
soll es überhaupt sinnvoll sein, sich 
mit relativer Armut zu befassen? Ab-
solute Armut ist wegen der fassbaren 
Bedürftigkeit intuitiv leichter nachzu-
vollziehen, defi niert etwa mit der So-
zialhilfe als materielles Existenzmini-
mum. Relative Armut beschreibt eine 
materielle und soziale Ungleichheit 
innerhalb einer Gesellschaft, weil der 
allgemein anerkannte minimale Kon-
sumstandard – freilich über dem Ni-
veau der Sozialhilfe! – unterschritten 
wird. Die Teilhabe am gesellschaftli-
chen Leben als sozialethisches Leitkri-
terium ist in diesen Fällen nicht mög-
lich oder nur erheblich eingeschränkt. 
Doch es zeigen sich auch negative 
Konsequenzen für das Gemeinwesen 
und die Demokratie, wenn sich eine 

ausufernde Spaltung zwischen Armen 
und Reichen etabliert:
• Die mit viel Geld einhergehende 

Machtkonzentration bei einer klei-
nen Elite gefährdet das demokrati-
sche Prinzip, dass jede Person den 
gleichen Einfl uss auf Regierungs-
entscheidungen haben sollte.

• Allein der Zustand großer Ungleich-
heit gefährdet den Zusammenhalt 
einer Gesellschaft und liefert mit 
entstehenden Feindbildern Populis-
ten Material für deren Propaganda.

Insofern lohnt es sich, die gesellschaft-
liche Spaltung näher zu untersuchen, 
selbst dann, wenn sie noch nicht als 
bedrohlich empfunden wird. Denn da-
durch wird Aufklärung möglich, die 
vordergründiger Propaganda entge-
genwirkt. In Deutschland geht der 

langfristige Trend in eine Richtung, die 
auf eine stetig zunehmende Kluft zwi-
schen Begüterten und in ihrer gesell-
schaftlichen Teilhabe deutlich einge-
schränkten Personenkreisen schließen 
lässt. Deshalb scheint es umso mehr 
geboten zu sein, das Phänomen der re-
lativen Armut in den Fokus des For-
schungsinteresses zu rücken.

Um relative Armut zu messen, wird 
das Haushaltsnettoeinkommen als Be-
zugsgröße herangezogen. Üblicher-
weise wird das Haushaltseinkommen 
durch die Anzahl der zusammen leben-

 Eine wachsende relative 
Armut gefährdet die 
Demokratie und den 
gesellschaftlichen 
Zusammenhalt

Warum es sinnvoll ist, sich mit relativer Armut und 
ihren haushaltsbezogenen Ursachen zu befassen
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den Personen geteilt, aber diese werden 
nach der „Neuen OECD-Skala“ gewich-
tet. Die Gewichtung erfolgt, weil davon 
ausgegangen wird, dass ein größerer 
Haushalt nicht für alle Personen je-
weils die gleiche Ausstattung benötigt: 
der erste Erwachsene zählt 1, weitere 
Haushaltsmitglieder ab 15 Jahren 0,5 
und jüngere 0,3. Im Unterschied zur 
Ungleichheit bei den Lohneinkommen 
werden bei der Betrachtung der Haus-
haltseinkommen öffentliche Transfer-
leistungen einbezogen. Entsprechend 
dieser Defi nition gelten Haushalte als 
„arm“ bei max. 40 % und „relativ ein-
kommensarm“ bei max. 50 % des Medi-
ans des Nettoäquivalenzeinkommens:
• Nach dem sozio-oekonomischen 

Panel (SOEP), einer repräsentati-
ven Wiederholungsbefragung, die 
bereits seit 30 Jahren läuft, bezogen 
2011 in Deutschland die einkom-
mensstärksten 10 % der Gesellschaft 
(das oberste Dezil) 23,5 % aller ge-
wichteten Haushalts-Nettoeinkom-
men. Betrachtet man die Entwick-
lung seit 1991, so steigt deren An-
teil moderat, aber kontinuierlich an.

• Dagegen hatten die einkommens-
schwächsten 10 % (das unterste De-
zil) mit 3,6 % ein geringeres und in 
der Tendenz seit 1991 leicht gesun-
kenes Haushalts-Nettoeinkommen 
(SOEPv28).

So ergibt sich nicht nur eine relative, im 
Verhältnis zwischen Einkommensgrup-
pen entstehende Polarisierung, sondern 
eine absolute Polarisierung, einherge-
hend mit realen Verlusten im unteren 
Einkommensbereich (Goebel u. a. 2010). 

In der gesellschaftlichen Diskussion 
um die wachsende Spaltung in mate-
rielle Arme und Reiche liegt eine ein-
seitige Fokussierung auf Verteilungs-
fragen über Steuern (zu deren Anteil 
s. u.). Auch die in diesem Beitrag un-
tersuchten haushaltsbezogenen Ursa-
chen haben relativ und kurzfristig ge-
sehen einen geringeren Effekt auf die 
Spaltung in Arm und Reich als die ar-
beitsmarktbezogenen Ursachen, jedoch 
bilden sie langfristig wirkende Struktu-

ren aus. Ausgehend von den Ursachen 
lässt sich nicht ohne weitere Refl exi-
onsschritte von Ungleichheit auf Unge-
rechtigkeit schließen. Erst die Analyse 
der unterschiedlichen Ursachen für die-
se Entwicklungen zeigt, ob diese tat-

sächlich als ungerecht qualifi ziert wer-
den können. Insofern trägt jede Analy-
se der Ursachen konstruktiv dazu bei, 
die laufende Diskussion zu versachli-
chen und hilft, unerwartete Lösungs-
ansätze in Betracht zu ziehen.

1 Zu den arbeitsmarktbezogenen Ursachen vgl. Fisch (2015).
2 Das Steuer-, Transfer- und Sozialabgabensystem bedarf einer eigenen Untersuchung, 

die der Autor für 2016 verschriftlichen will. 

Die haushaltsbezogenen Ursachen für die Spaltung 
in Arm und Reich 

Die Ursachen für die wachsende Spal-
tung in materiell Arme und Reiche sind 
vielfältig. Sie lassen sich in drei Grup-
pen zusammenfassen und hinsichtlich 
ihrer Relevanz für aktuelle und lang-
fristige Trends gewichten.

1. Veränderungen auf dem Arbeits-
markt sind deshalb von zentraler Be-
deutung, weil das Erwerbseinkom-
men die wichtigste Einkommensquel-
le für die meisten Haushalte darstellt. 
Auf den Arbeitsmarkt wirken Ände-
rungen bei Arbeitslosigkeit und Be-
schäftigung nach Tübinger Wissen-
schaftlern (Institut für Angewandte 
Wirtschaftsforschung e. V. u. a. 2011, 
127) exemplarisch für den von hoher 
Arbeitslosigkeit und stark steigender 
Ungleichheit geprägten Zeitraum von 
1999/2000 bis 2005/06 mit einem An-
teil von 20–30 % auf die wachsende 
Schere sozialer Ungleichheit im Haus-
haltsnettoeinkommen. Zusätzlich wirkt 
die zunehmende Lohnspreizung zwi-
schen Niedriglohnempfängern, Mit-
telschicht und Spitzenverdienern zu 
40–50 %.1 

2. Veränderungen beim Steuer-, So-
zialabgaben- und Transfersystem und 
die Be- und Entlastung von Einkom-
men aus Erwerbsarbeit, Kapital und 
Erbschaften werden von den Tübin-
ger Wissenschaftlern für den Zeit-
raum 1999/2000 bis 2005/06 als zu 
20–30 % relevant für den Anstieg 
der Ungleichheit gemacht, wobei das 
Sozial versicherungssystem in Deutsch-

land die Ungleichheiten der Erwerbs-
arbeit dupliziert.2

3. Haushaltsbezogene Veränderun-
gen, angestoßen durch private Ent-
scheidungen, gesellschaftliche und 
demografi sche Entwicklungen, werden 
von Peichl u. a (2009) im Unterschied 
zu den Tübinger Wissenschaftlern über 
einen längeren Zeitraum untersucht, 
nämlich über 15 Jahre von 1991 bis 
2006. Sie wirken sich vor allem auf 
die Zusammensetzung der Haushalte 
und deren Fähigkeit aus, ein ausrei-
chendes Haushaltseinkommen zu er-
wirtschaften:
• die Alterung der Gesellschaft,
• der Trend zu 1- und 2-Personen-

Haushalten,
• ein verändertes Heiratsverhalten 
• und die Entscheidung für oder ge-

gen Kinder.

Haushaltsbezogene Ursachen tragen zu 
24,5 % vor Steuern und Transfers zur 
Spaltung bei und zu 5,1 % nach Steuern 
und Transfers. Offensichtlich werden 
schon jetzt Aufwendungen im Steu-
er- und Transfersystem genutzt, um 
haushaltsbezogene Komponenten aus-
zugleichen. Die Ergebnisse von Peichl 
u. a. decken sich mit den Ergebnissen 
der Tübinger Wissenschaftler für den 
Zeitraum von 2000 bis 2005 insofern, 
als dass Peichl u. a. feststellen, dass der 
Einfl uss der haushaltsbezogenen Ursa-
chen in Phasen, in denen die Ungleich-
heit insgesamt stark ansteigt, vernach-
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lässigbar gering ist, während ihr Ein-
fl uss besonders groß in Phasen ist, die 
von einem niedrigen Anstieg oder gar 
Abbau der Ungleichheit geprägt sind. 
Haushaltsbezogene Ursachen verstär-
ken somit langfristig die bestehende 
Tendenz einer wachsenden Schere in 
materiell arme und reiche Haushalte 
und mindern Tendenzen zur Gleichheit 
in den Haushaltseinkommen.

Die Analyse der OECD (2011, 35 
bzw. 207) zur Entwicklung der Un-
gleichheit in den Haushaltsnettoein-
kommen von 1984 bis 2004 kommt für 
alle OECD-Länder zu einer ähnlichen 
Einschätzung, nämlich dass haushalts-
bezogene Ursachen zu 11 % aufgrund 
des Heiratsverhaltens und noch einmal 
zu 11 % aufgrund der Haushaltsstruktur 
die Spaltung verstärken, in Deutsch-
land zu 16,6 % (Haushaltsstruktur) und 
zu 14,7 % (Heiratsverhalten).

Die Alterung der Gesellschaft
Die deutsche Bevölkerung ist von 1991 
bis 2005 – dem Untersuchungszeitraum 
von Peichl u. a. 2009 – von 82,7 auf 
80,2 Millionen gesunken und 2012 auf 
annähernd demselben Niveau (Statis-
tisches Bundesamt 2014, 26). Durch 
die Schrumpfung haben sich die An-
teile der Jungen, Erwerbstätigen und 
im Ruhestand befi ndlichen Personen 
verändert, wobei der Anteil der Älte-
ren gewachsen ist. Die Gründe hier-
zu sind demografi scher Natur, vor al-
lem dem Rückgang der Geburtenzahlen 
und der gestiegenen Lebenserwartung 
geschuldet.

Die Alterung der Gesellschaft trägt 
deshalb zur Spaltung in Arm und 
Reich bei, weil der Einstieg in den Ru-
hestand stets mit Einkommenseinbu-
ßen verbunden ist, der nun einen ver-
hältnismäßig größeren Bevölkerungs-
anteil betrifft. Allerdings müsste die 
Wirkung nach über- und unterdurch-
schnittlichen Haushaltseinkommen im 
Ruhestand differenziert werden. 

Der Trend zu 1- und 2-Personen-
Haushalten

Nach dem Mikrozensus 2005 hat die 
Anzahl der 1-Personen-Haushalte 
zwischen 1991 und 2005 anteilig um 
23,9 % und die der 2-Personen-Haus-
halte mit zwei Erwachsenen um 22,1 % 
zugenommen. Die Anzahl der größeren 
Haushalte ist dagegen um 9 % (3-Perso-
nen-Haushalte), um 11,2 % (4-Perso-
nen-Haushalte) bzw. um 14,1 % (5 und 
mehr-Personen-Haushalte) gesunken 
(Statistisches Bundesamt 2005).  Alle 
diese Trends setzen sich kontinuierlich 
fort (Statistisches Bundesamt 2014, 50). 
Die Gründe hierfür sind – ausgehend 
von einer stärkeren Individualisie-
rung – ebenfalls demografi scher Natur.

Der Trend zu 1-Personen-Haushal-
ten zählt zu den Ursachen der Spal-
tung, weil 1-Personen-Haushalte Ein-
spareffekte von Mehrpersonenhaushal-
ten bei den Kosten für Wohnen, 
Einrichtung, Energie und weiteres nicht 
realisieren können und darum verhält-
nismäßig mehr Einkommen für einen 
vergleichbaren Standard aufbringen 
müssen.  Allerdings gilt auch umge-

kehrt, dass vor allem Männer ohne Bil-
dungsabschluss und mit geringem Ein-
kommen wegen des Leitbilds des 
männlichen Alleinversorgers („male-
breadwinner“) schwerer eine Partnerin 
fi nden. In allen Altersstufen sind Al-
leinlebende daher besonders von Ar-
mut betroffen, am wenigsten noch die 
über 65-Jährigen und am stärksten Al-
leinerziehende. Dieser Trend muss, um 
aussagekräftig zu werden, nach der 
Einkommenshöhe differenziert werden:
• Erzielen 1-Personen-Haushalte 

überdurchschnittliche Haushalts-
nettoeinkommen, so mindern sie 
die Ungleichheit im Vergleich zu 
einer (wahrscheinlichen) Konstel-
lation in 2-Personen-Haushalten.

 Alleinerziehende sind 
am stärksten von Armut 
betroffen

• Bei unterdurchschnittlichem Haus-
haltsnettoeinkommen verstärken 
1-Personen-Haushalte die Armut 
und die Ungleichheit, besonders in 
Kombination mit anderen verstär-
kenden Faktoren wie Ruhestand 
und Kindererziehung. 

Beim Trend zu 2-Personen-Haushal-
ten verhält sich dies entsprechend um-
gekehrt:
• Erzielen 2-Personen-Haushalte un-

terdurchschnittliche Haushaltsnet-
toeinkommen, so vermindern sie die 
Armut und die Ungleichheit, denn 
die Einspareffekte wirken wie ein 
höheres Einkommen.

• Bei einem überdurchschnittlichen 
Einkommen verstärken 2-Personen-
Haushalte die Ungleichheit. Die da-
raus resultierende Besserstellung 
wird durch wenigstens zwei zusätz-
liche Faktoren verstärkt: das Hei-
ratsverhalten und Kinderlosigkeit.

Verändertes Heiratsverhalten
Das Heiratsverhalten hat sich derart 
verändert, dass der Anteil bildungs- 
und schichthomogener Paare von 44 % 
(für Kohorten, geboren 1919–23) auf 
über 70 % (geb. 1959–63) angestie-
gen ist. Dominierend für diese Entwick-
lung sind veränderte und unbewusst 
wirkende Gelegenheitsstrukturen. Erst 
innerhalb dieser Gelegenheitsstruktu-
ren kommen dann individuelle Präfe-
renzen zur Geltung. Da immer mehr 
Frauen höhere Bildungsabschlüsse er-
werben, befi nden sie sich just in dem 
Lebensabschnitt, in dem sich Partner-
schaften vorrangig bilden – nämlich 
nach dem Bildungsabschluss – in bil-
dungshomogenen Beziehungsnetzen. 
Einige Jahre nach dem Bildungsab-
schluss bilden sich Partnerschaften 
wieder deutlich heterogener. Auffälli-
gerweise sind Ehen mit besser verdie-
nenden Frauen (im Vergleich mit ihrem 
Partner) die Ausnahme. Sie liegen seit 
Jahrzehnten konstant bei 4–8 %, ob-
wohl der steigende Anteil hoch qua-
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lifi zierter Frauen – nach theoretischer 
Wahrscheinlichkeit – zu mehr solcher 
Eheschließungen hätte führen müssen; 
das gesellschaftliche Leitbild des ma-
le-breadwinner verhindert dies offen-
sichtlich (Blossfeld/Timm 2003).

So ergibt die selbstverständliche 
höhere Bildung und Erwerbstätigkeit 
der Frauen zusammen mit dem Trend 
zu 2-Personen-Haushalten und einem 
veränderten Heiratsverhalten, dass sich 
die Lohneinkommen der verfügbaren 
Arbeitsplätze auf weniger Haushalte 
verteilen und sich zudem in Haushal-
ten tendenziell jeweils zwei hohe oder 
zwei niedrige Einkommen fi nden.

Haushalte mit und ohne Kinder
Aus der privaten Entscheidung für oder 
gegen Kinder ergeben sich fi nanzielle 
Ungleichgewichte. Kinderlosigkeit er-
gibt sich dabei häufi g durch langen 
Aufschub oder (mit unklaren Zahlen) 
durch das Fehlen einer realistischen 
Option für eigene Kinder bei fehlendem 
dauerhaften Partner oder (seltener) bei 
Unfruchtbarkeit. Auffällig hierbei ist
• dass es bei Männern bis 45 Jahre 

ohne Abschluss den höchsten An-
teil an Kinderlosen gibt und

• dass bei Frauen mit höherem Bil-
dungsabschluss der Anteil Kinder-
loser kontinuierlich steigt,

• während Männer mit Hochschulab-
schluss den geringsten Anteil Kin-
derloser stellen (Schmitt/Winkel-
mann 2005).

Singles und mehr noch Doppelver-
diener ohne Kinder erreichen höhere 
Haushaltseinkommen als Haushalte mit 
Kindern. Durch den zeitweiligen Ver-
zicht auf eine Erwerbsarbeit erwartet 
Mütter im Ruhestand eine geringere 

 Die Erwerbstätigkeit 
der Frauen, hohe 
Bildungsabschlüsse 
sowie ein verändertes 
Heiratsverhalten 
beeinfl ussen die 
Einkommensverteilung

Rente und mit größerer Wahrschein-
lichkeit Altersarmut. Kinder werden 
laut Statistik dann zum Armutsrisi-
ko, wenn Eltern drei und mehr Kin-
der haben oder Kinder alleine erzie-
hen (Kaufmann 1995, 138–144; Sta-
tistisches Bundesamt 2014, 176). Eine 
Wirkung dieser Asymmetrie ist somit 
die Öffnung der Schere zwischen kin-
derlosen Paaren/Singles und solchen, 
die alleine oder zu zweit Erziehungs-
verantwortung übernehmen.

Das bedeutet statistisch:
• Haushalte mit unterdurchschnittli-

chem Einkommen mindern durch 
Verzicht auf Kinder die Ungleich-
heit;

• Haushalte mit überdurchschnitt-
lichem Einkommen bewirken das 
Gleiche durch ihre Entscheidung 
für Kinder.

Sozialethische Bewertung und Lösungsansätze

Aus einer sozialethischen Bewertung 
lassen sich Handlungsperspektiven ab-
leiten. Sie werden im Folgenden be-
wusst einseitig mit Blick auf die Fra-
ge nach einer Minderung der Spaltung 
in Arm und Reich formuliert. Die not-
wendigen und unumgänglichen poli-
tischen Abwägungen und Anfragen 
davon betroffener gesellschaftspoliti-
scher Debatten werden in diesem Bei-
trag nicht einbezogen. Diese Herange-
hensweise soll Konsequenzen aus der 
Orientierung an einer spaltungsver-
meidenden und -reduzierenden Poli-
tik deutlich konturieren.

Wahlfreiheit
Das sozialethische Bewertungskriteri-
um beim Heiratsverhalten ist in einer 
pluralistischen und freiheitlichen Ge-
sellschaft die Wahlfreiheit jedes Ein-
zelnen bei der Entscheidung für ei-
nen Partner, eine Partnerin. Das Hei-
ratsverhalten als Ursache, aber auch 
der grundsätzliche Trend zu 1- und 
2-Personen-Haushalten und die Alte-
rung aufgrund einer längeren Lebens-
erwartung veranschaulichen, dass die 
Spaltung in Arm und Reich nicht in 
jedem Fall durch Ungerechtigkeit ver-
ursacht sein muss. Sie kann sich mit-
unter auch als Nebenwirkung wün-
schenswerter oder neutraler gesell-
schaftlicher Entwicklungen ergeben.
• Auch ohne staatliche Vorschriften 

sind alle freiwilligen und einladen-

den Initiativen für Mehr-Generatio-
nen-Haushalte und (Alten-)Wohn-
gemeinschaften legitimiert. Dies 
resultiert nicht nur aus den Mög-
lichkeiten zur gegenseitigen Un-
terstützung und Vermeidung von 
Einsamkeit, sondern auch aus ihrer 
Funktion, Armut von Alleinleben-
den wirksam zu bekämpfen.

• Wenn heterogame Ehen für eine bes-
sere Verteilung von Einkommen sor-
gen würden und diese bei schlecht 
ausgebildeten Männern und hoch 
qualifi zierten Frauen am Leitbild des 
male-breadwinner scheitern, würde 
ein gesellschaftlicher Mentalitäts-
wechsel hin zur Offenheit für dual-
breadwinner oder female-breadwin-
ner solche Ehen ermöglichen.

• Ähnliches gilt für das Bildungssys-
tem als Heiratsmarkt durch Gele-
genheit: Die Schaffung zusätzlicher 
milieu- und bildungsstandübergrei-
fender Gelegenheiten, potenzielle 
Ehepartner kennenzulernen, würde 
diese dominante Gelegenheitsstruk-
tur um weitere Optionen erweitern.

• Auch jede Lebens-, Familien- und 
Eheberatung, die in Krisen Tren-
nung und Scheidung als eine Ur-
sache von 1-Personen-Haushalten 
verhindert, hilft zugleich bei der 
Bekämpfung von Armut und Un-
gleichheit.

• Wenn der Eintritt in den Ruhe-
stand stets mit einem Verlust beim 
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Einkommen verbunden ist und 
die arbeitsmarktbezogenen Ursa-
chen den größten Anteil an der 
Spaltung tragen, so lässt sich dies 
durch eine längere Lebensarbeits-
zeit über 67 Jahre hinaus mindern. 
Die Ausweitung der Lebensarbeits-
zeit kann allgemein verbindlich 
festgelegt oder durch Anreize für 
ein freiwilliges Arbeiten über das 
gesetzliche Renteneintrittsalter hi-
naus gefördert werden. Solche An-
reize lassen sich durch gesetzliche 
Rahmenbedingungen im Steuer-, 
Abgaben-, Rentensystem und im 
Arbeitsrecht fl ankieren. Nach dem 
Kriterium der Bedarfsorientierung 
(s. u.) sollten Zuverdienstgrenzen im 
Ruhestand in Abhängigkeit von der 
Rentenhöhe erfolgen: Bezieher ge-
ringer Renten sollten ohne Abzü-
ge mehr hinzuverdienen dürfen, um 
einen armutsfreien Lebensunterhalt 
zu erzielen, während bei Beziehern 
überdurchschnittlicher Renten und 
Pensionen Abzüge schon bei gerin-
gen Zuverdiensten erfolgen.

Die gesellschaftliche Bedeutung 
familialer Wohlfahrtsproduktion

Sozialethisch bedeutsam ist, dass Kin-
der von entscheidender Relevanz für die 
Gesellschaft sind. Die Erziehungsleis-
tung der Eltern ist ein gesellschaftlich 
konstitutiver Beitrag familialer Wohl-
fahrtsproduktion für das langfristige 
Gelingen des Generationenvertrags, 
von dem auch Kinderlose beim Bezug 
ihrer Rente profi tieren. Auch soziolo-
gisch ist eine „Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung, die die Kinderlosig-
keit prämiert und die Übernahme von 
Elternverantwortung mit ungebührli-
chen Nachteilen verbindet“ (Kaufmann 
2005, 158) in ihrer Anreizwirkung zu 
hinterfragen und zu korrigieren. Da-
her ist es durchaus berechtigt, Fami-
lien besonders zu unterstützen. Diese 
Unterstützungen können ungerechte 
Verhältnisse ausgleichen
• zwischen den Generationen,
• innerhalb einer Generation zwi-

schen Eltern und Kinderlosen, und

• zwischen Männern und Frauen, weil 
es zumeist Mütter sind, die überwie-
gend diese familiale Wohlfahrtspro-
duktion leisten. 

Naheliegende Instrumente, um die Ar-
mut von Familien zu bekämpfen, sind 
fi nanzielle Transferleistungen, um die 
Belastungen zu reduzieren.3 Staatliche 
Investitionen in ein familienfreundli-
ches Umfeld können die Spannung 
zwischen Familien- und Erwerbs-
arbeit – besonders bei höher qualifi -
zierten Frauen – beheben. Würden 
strukturelle Rücksichtslosigkeiten ge-
genüber Familien abgebaut, könnten 
diese zur eigenständigen Erwirtschaf-
tung des Einkommens befähigt wer-
den. Investitionen in ein familien-
freundliches Umfeld kommen allen Fa-

milien zu Gute und können somit auch 
Universitätsabsolventinnen zur Ent-
scheidung für Kinder motivieren. Fi-
nanzielle Transfers sollten dagegen be-
darfsorientiert vergeben werden.

Wie eine bewusste Familienförde-
rung jetzt bestehende Behinderungen 
beseitigen und strukturelle Maßnah-
men stärken könnte, belegt die „Ge-
samtevaluation der ehe- und familien-
bezogenen Maßnahmen und Leistun-
gen“ (Prognos 2014). Diese Studie und 
die dazugehörenden Teilstudien bele-
gen die mangelnde Wirksamkeit ein-
zelner Maßnahmen, um Armut von be-
nachteiligten Familien zu vermeiden 
und für wirtschaftliche Stabilität und 

 Maßnahmen zur 
Familienförderung 
unterstützen direkt 
und schaffen ein 
familienfreundliches 
Umfeld

soziale Teilhabe zu sorgen. Empfeh-
lenswert wären
• kostenfreie Kindergärten,
• Ganztagsschulen,
• eine familienorientierte Wohnungs-

politik und ebenso
• indirekte Maßnahmen zur besseren 

Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
durch mehr Kinderbetreuungsein-
richtungen 

• und familienfreundliche Regeln für 
die Wirtschaft, um durch ein eigenes 
Erwerbseinkommen Armut von Fami-
lien zu verhindern. 

• Ferner könnten auch Erziehungszei-
ten stärker für die Renten- und Pfl e-
geversicherung angerechnet werden, 
um Altersarmut aus Gründen famili-
aler Wohlfahrtsproduktion zu mini-
mieren; zudem ersparen Familien mit 
Kindern der Gesellschaft Kosten, weil 
die Pfl ege innerfamiliär länger aufge-
fangen werden kann. Diese Anrech-
nung sollte bei Kinderlosen bis 2035 
zu spürbaren Rentenkürzungen füh-
ren, wobei diese auch weiterhin die 
Möglichkeit haben sollten, Kürzun-
gen durch private, aus ihren Erspar-
nissen fi nanzierte Versicherungen zu 
kompensieren. So könnte die entfal-
lene familiale Wohlfahrtsproduktion 
durch eine stärkere private Vorsor-
ge für Renten- und Pfl egeversiche-
rung ausgeglichen werden. Mit ei-
nem solchen System würde die Last 
der privaten Vorsorge zielgenau de-
nen auferlegt, die zum einen Wohl-
fahrtsleistungen nicht in der Form 
von Kindererziehung erbracht ha-
ben und die sich zum anderen diese 
zusätzlichen Zahlungen in der Regel 
besser leisten können.4

3 Bei der Schätzung der angemessenen Höhe familienbezogener Leistungen ist zu be-
denken, dass die 200 Mrd. €, die als ehe- und familienbezogene Leistungen deklariert wer-
den, teilweise zu anderen Gebieten wie der Steuerpolitik oder der verfassungsgemäßen 
Grundsicherung und nicht speziellen Maßnahmen für die Familien zuzuordnen sind.

4 Im Unterschied zu den bisherigen politisch geförderten Einstiegen in die teilweise 
private Vorsorge, die ausgerechnet von Geringverdienern, die diese Zusatzversicherung 
am nötigsten hätten, in der Regel fi nanziell nicht zu leisten ist.
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Freiheitsförderung und 
Bedarfsorientierung

Für wohlhabende Familien lässt sich 
von einer fi nanziellen staatlichen Zu-
wendung kein Gewinn für ihre Frei-
heitsentfaltung und die Entwicklung 
ihrer Kinder erwarten. Diese Zuwen-
dungen sind daher zu hinterfragen. 
Entgegen einem philosophisch unre-
fl ektierten abstrakten und wenig auf 
die Realität bezogenen strikten Egalita-
rismus könnten bei bestimmten Trans-
ferleistungen
• entweder eine maximale Grenze der 

gewährten Mittel (wie beim Eltern-
geld praktiziert) eingeführt

• oder Einkommensgrenzen festlegt 
werden, ab welcher Einkommens-
höhe ein Haushalt nur gestaffelt 
oder überhaupt nicht mehr in den 
Genuss von direkten fi nanziellen 
Transfers und anderen Privilegien 
gelangt.

Dadurch würde die Verteilungswirkung 
gesteuert und Kosten, denen kein per-
sönlicher oder gesellschaftlicher Ge-
winn entspricht, würden eingespart.

Die oben angeführten Familienstu-
dien offenbaren, dass einige Transfer-
leistungen überproportional dem Mit-
telstand zu Gute kommen, ohne ein 
wünschenswertes Ziel zu verwirkli-
chen. Kindergeld zum Beispiel sorgt 
„bei ärmeren Familien, die trotz Kin-
dergeld auf Arbeitslosengeld II ange-
wiesen sind, nicht für mehr wirtschaft-
liche Stabilität. Weil die Leistungen in 
erster Linie die Wohlstandsposition von 
Familien mit mittleren und hohen Ein-
kommen verbessern, sind Kindergel-
derhöhungen kein gutes Instrument, 
um die Armutsquote der Familien zu 
senken“ (Bonin u. a. 2013, 10). Dage-
gen erweisen sich vor allem „kleinere, 
auf einen spezifi schen Empfängerkreis 
ausgerichtete Leistungen“ als „sehr ef-

fi zient“ (Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend 2013). 
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Fazit

• Historisch stand
 — in Deutschland traditionell die 

Soziale Frage als Arbeiterfrage 
im Mittelpunkt sozialstaatlichen 
Handelns, während

 — in Frankreich traditionell die Fa-
milienfrage zentral war und

 — in England die Armutsfrage 
(Kaufmann 2003).

• Die Orientierung auf überdurch-
schnittlich von Armut betroffene 
Kinder, Alleinerziehende und von 

zukünftiger Altersarmut bedrohte 
Mütter würde in Deutschland einen 
erheblichen Bruch mit der Ausrich-
tung auf die Arbeiterfrage und dem 
damit verbundenen leistungsorien-
tierten Sozialversicherungssystem 
bedeuten.

• Gleichwohl ist die konsequente Be-
darfsorientierung, die überdurch-
schnittlich Verdienende von fi nan-
ziellen Zuwendungen und anderen 
Privilegien ausnimmt, eine beden-
kenswerte Alternative zum jetzigen 
System.

• Das Wegfallen fi nanzieller Zuwen-
dungen für Wohlhabende, die kei-
nen realen Dienst an deren Frei-
heitsentfaltung zu leisten ver-
mögen, wäre in Deutschland die 
größte Zumutung einer die Spal-
tung in Arm und Reich mindern-
den Politik.

 Summaries

Joachim Wiemeyer: Towards more 
Transparency and Participation in 
Church Finance. Social-ethical Consid-
erations on Revenue, Expenditure and 
Assets of the Catholic Church

The German system of church tax pro-
vides the churches with a stable fi nancial 
basis. On top there are government ben-
efi ts, gains drawn from own capital, and 
donations. Hereinafter, the various sourc-
es of earnings, the augmentation and fi -
nancial investment of church assets, but 
also the evaluation and use of existing 
resources are critically scrutinized. The 
disproportionate accumulation of eco-
nomic assets as well as the non-trans-
parency of diocesan fi nancial adminis-
tration prove particularly problemati-
cal. A signifi cant shift of power could be 
achieved by the relegation of church tax 
back to the parishes. At least the partici-
pation of the parishes in the distribution 
of funds should be strengthened. Recent 
challenges are refl ected in the need to 
use funds to helf the materially poor and 
to proceed on strict ethical criteria when 
operating on the capital markets.

Rüdiger Althaus: The Church and the 
Money. Aspects of Canon Law

For the church, Property is not an end 
in itself. It requires fi nancial means, how-
ever, to pursue its objectives in the world 
and to meet long-term obligations. Can-
on law (Codex iuris canonici) contains 
quite a number of rules on administration 
and appropriation of church fi nance, val-
id for the entire Catholic church. More-
over, there are specifi c tradition in the 
various countries and dioceses. The reg-
ulations do not only apply to adequate 
fi nancial administration. They also apply 
to the control over the relevant economic 
actors, whether on a diocesan or a paro-
chial level. There is need for improvement 
mostly with regard to accountability and 
transparency towards church tax-payers 
and other donors as well as to the inde-
pendence of individual decision-making 
panels and control boards.

Ulrich Wenner: Structures from Pre-
Democratic Ages as Pattern for Today’s 
World? State-Church Law Foundations 
of Church Financing in Germany

Churches in Germany are public cor-
porations. Their most important earnings 
are church taxes and special public ben-
efi ts as well as allowances for church-
owned trusts and their institutions. The 
normative foundations of these fi nancial 
sources are manifold, complicated and 
highly controversial. Therefore, this paper 
points out the state-church law founda-
tions of the most important fi nancing in-
struments and discusses possibilities for 
their reformation. In view of the present 
situation the paper strives to show what 
is the state’s and what the church’s due.

Bernhard Spielberg: Wordly Goods and 
Heavenly Treasures. And how they are 
Related

The German church tax system guar-
antees a secure and lavish fi nancing of 
the churches. The consequences for pas-
toral care and the activation of church 
members are ambivalent, however. The 
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following article demonstrates this in 
view of four recent deveolpments: the 
growing bureaucratisation and profes-
sionalisation, the differentiation of pas-
toral care as well as the demarcation be-
tween the church and its members. The 
future will be about making believers ac-
tive participants of the church and be-
coming a missionary church again, which 
is not primarily concerned with its own 
organization. This includes a modifi ed 
signifi cance of the church tax system: 
a mandatory link between belonging to 
a church with the tax system cannot be 
maintained forever. A partial infl uence 
of individual church tax payers on the 
use of their taxes could have a vitalizing 
effect. This also applies to models that 

suggest the tax to be payable directly to 
the individual parish. 

Thomas Jaschke: Economy- and Fi-
nance-Control in Church and Caritas. 
On Route towards more Competence 
and Independence

Under the roof of Church and Caritas 
there are in Germany thousands of legally 
independent institutions. Most of them 
are small companies with less than fi f-
ty staff. In economic terms they depend 
on good leadership. To avoid mistakes 
or rather spot undesirable developments 
early, an effi cient control and independ-
ent supervision is necessary. Necessity, 
past defi cits and positive developments 
are substantiated in the following paper.

Andreas Fisch: The Division into Poor 
and Rich – Also Caused by Private De-
cisions? On several Approaches towards 
Freedom of Choice and Needs Orien-
tation

Right in the middle of wealthy Ger-
many more and more people are affect-
ed by poverty. The division between poor 
and rich is constantly on the rise, poverty 
having diverse facets. This contribution 
focusses on the phenomenon of relative 
poverty and enquires into the reasons for 
this division of society. Since social de-
velopments and private decisions have 
substantial effects on the individual liv-
ing conditions, perspectives for a reduc-
tion of the poverty problem shall also 
be discussed. 

 Résumés

Joachim Wiemeyer : Pour plus de trans-
parence et codécision dans les fi nances 
de l‘Eglise. Réfl exions d’éthique sociale 
concernant les recettes, les dépenses et 
les biens de l‘Eglise catholique

Le système de l’impôt ecclésiastique 
en Allemagne assure aux églises une base 
fi nancière solide. En plus, il y a les do-
nations de l‘Etat, les rendements de la 
propre fortune et les dons. Du point de 
vue de l’éthique sociale, cet article remet 
en question d’une part, les différentes 
sources de revenus, l’augmentation et le 
placement de fortunes et d’autre part 
l’évaluation et l’utilisation des ressources 
existantes. Ce qui se révèle comme pro-
blèmes, c’est une accumulation exagérée 
de moyens économiques et le manque de 
transparence dans la gestion fi nancière 
des diocèses. Resituer l’impôt ecclesias-
tique dans les paroisses pourrait conduire 
à une nouvelle répartion du pouvoir. Du 
moins faut-il renforcer la codécion de 

la base sur l’affectation des fonds. Dé-
fi s actuels : affecter autant de moyens 
que possible au service des matérielle-
ment pauvres et effectuer les placements 
de capitaux selon des critères éthiques 
strictes.

Rüdiger Althaus : L‘Eglise et le sacré 
argent. Flash sur quelques aspects du 
droit canonique 

Pour l‘Eglise, la propriété n’est pas 
une fi n en soi. Pourtant, elle a besoin 
de moyens fi nanciers pour poursuivre ses 
objectifs au monde et satisfaire à des en-
gagements pris, même dans le long terme. 
Dans le code ecclésiastique (Codex iuris 
canonici) qui s’applique à toute l’Eglise 
catholique, on trouve de nombreux rè-
glements relatifs à la gestion et l’affec-
tation de fonds. S‘y ajoutent les tradi-
tions spécifi ques dans les différents pays 
et diocèses. Ces règlements concernent 
non seulement la bonne gestion fi nan-

cière, mais aussi le contrôle des différents 
acteurs économiques, soit au plan diocé-
sain soit à celui des paroisses. Au regard 
d’aménagement nécessaires, il s’agit sur-
tout de rendre des comptes détaillés et 
augmenter la transparence à l’égard des 
contribuables de l’mpôt ecclésiastique et 
d’autres sponsors, en outre de promou-
voir l’indépendance des différents comi-
tés de décision et de surveillance.

Ulrich Wenner : structures datant d’une 
époque pré-démocratique comme mo-
dèle pour le monde d’aujourd’hui ? Les 
fondements du fi nancement des églises 
en Allemagne dans le droit relatif aux 
rapports Eglise – Etat

Les églises en Allemagne ont le statut 
de collectivités de droit publique. Leurs 
sources fi nancières majeures sont, d’une 
part, l’impôt ecclésiastique et des pres-
tations particulières de l‘Etat ; d’autre 
part les subventions accordées à des or-
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ganismes et instituions d‘Eglise. Les prin-
cipes normatifs concernant ces sources 
fi nancières sont très divers, compliqués 
et extrèmement contestés. C‘est pour cela 
que cette contribution décrit d’abord les 
instruments de fi nancement principaux, 
pour examiner ensuite d’éventuelles mo-
difi cations..

Bernhard Spielberg : Biens terrestres et 
trésors célestes. Ce qu’ils ont à voir les 
uns avec les autres

Le système de l’impôt ecclésiastique 
allemand assure aux églises un fi nance-
ment sûr et confortable. Pourtant, les 
conséquences pour la pastorale et l’ac-
tivation des membres de l‘Eglise sont mi-
tigées. Cette contribution le démontre en 
invoquant quatre évolutions actuelles : 
l’accroissement de la bureaucratie et du 
professionalisme ; la différenciation de 
la pastorale ainsi que la distance entre 
l’institution et ses membres. Pour l’avenir, 
il s’agit de rendre à nouveau les croyants 
coparticipants de leur Eglise et d’œuvrer 
pour que celle-ci devienne plus missio-

naire et moins attachée aux intérêts de sa 
propre organisation. La réduction de l’im-
portance du système de l’impôt ecclésial 
en fait partie. A la longue, un lien obliga-
tore entre l’appartenance à l‘Eglise et le 
système de l’impôt ecclésial ne peut guère 
être maintenu. Une codécision partielle 
des contribuables individuels de l’impôt 
ecclésiastique pourrait avoir un effet ra-
vivant. Cela vaut également pour les mo-
dèles qui prévoient un versement direct 
de l’impôt aux paroisses.

Thomas Jaschke : Surveillance écono-
mique et fi nancière dans l‘Eglise et dans 
la Caritas (Secours catholique). Vers plus 
de compétence et indépendance

En Allemagne, sous le toit de l‘Eglise 
et de la Caritas, il y a des milliers d’ins-
titutions juridiquement autonomes. La 
plupart d’entre elles sont de petites en-
terprises avec moins de cinquante em-
ployés. Du point de vue économique, une 
bonne gestion de l’entreprise est indis-
pensable. Pour éviter ou reconnaître à 
temps de faux développements, il faut 

un contrôle effi cace et une surveillance 
indépendante. L‘article précise cette exi-
gence autant que les défi cits existants et 
les évolutions positives.

Andreas Fisch : Décisions individuelles – 
une des caues de la scission entre 
» riche « et » pauvre « ? Sur quelques 
pistes de solution entre liberté de choix 
et orientation en fonction de la de-
mande 

En pleine Allemagne, pays riche, de 
plus en plus de gens sont affectées par 
la pauvreté. Le fossé entre » riche « et 
» pauvre « ne cesse de se creuser, la pau-
vreté ayant de multiples facettes. Cette 
contribution attire l’attention sur le phé-
nomène de la pauvreté relative et cherche 
à révéler les causes de la scission de la 
société dûes au budget. Comme Les évo-
lutions sociales tout aussi que les déci-
sions individuelles ont un impact majeur 
sur les situations de vie des individus, 
l’article examine aussi des perspectives 
d’action permettant de réduire le pro-
blème de la pauvreté. 
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Wir machen Windkrafträder stabil, 
damit auch unsere Stromversorgung  
stabil bleibt.

Ob Schwarzwald oder Offshore: Eine Härtertechnologie 
von Evonik verwandelt die Rotorblätter von Windkraft- 
anlagen in stabile Leichtgewichte. So trotzen Windräder  
auch schwersten Stürmen – ohne dass die Effizienz  
durch unnötiges Gewicht leidet. Mit der Kreativität  
der Spezialchemie entwickeln wir Zukunftslösungen.  
Und mit der Kraft eines Industriekonzerns versorgen  
wir die Weltmärkte.
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